
Land unter in Rumänien: 
Dort sind durch 
die Naturkatastrophe 
mindestens fünf Menschen 
ums Leben gekommen

S intflutartiger Regen, reißende Flüs-
se, ganze Landstriche unter Wasser:
Extremer Dauerregen hat am Wo-
chenende große Teile von Polen,
Tschechien, Österreich und Rumä-

nien unter Wasser gesetzt – und mindestens sie-
ben Menschen das Leben gekostet. Vier weitere
wurden in Tschechien vermisst. Tausende
mussten evakuiert werden, Hunderttausende
waren ohne Strom, Straßen und Zugstrecken
mussten gesperrt werden. Die Region wurde
von den schlimmsten Überflutungen seit drei
Jahrzehnten getroffen. Die verheerendsten
Überschwemmungen wurden aus dem Südwes-
ten Polens, dem Nordosten Tschechiens sowie
aus Niederösterreich und Rumänien gemeldet.
Ganze Städte und Dörfer standen dort unter
Wasser, die Feuerwehren mussten zu Tausen-
den Einsätzen ausrücken.

Im Südwesten Polens brach ein Staudamm.
Nachdem das Bauwerk im niederschlesischen
Stronie Slaskie nachgegeben habe, ströme das
Wasser jetzt den Fluss Biala Ladecka herunter
und nehme Kurs auf das Gebiet der Glatzer Nei-
ße, meldete das Meteorologische Institut auf X.
Es sei eine ernste Bedrohung für die Orte ent-
lang dieser Flüsse. Regierungschef Donald Tusk
bestätigte am Sonntag den Tod eines Menschen
in Polen: „Wir haben einen ersten Todesfall
durch Ertrinken in der Region Klodzko“ an der

polnisch-tschechischen Grenze, sagte er. Tusk
kündigte weitere Evakuierungen sowie die Ein-
richtung des Internet-Satelliten-Systems Star-
link an, um die Kommunikation zu gewährleis-
ten. „Wir gehen unter“, sagte der Bürgermeister
von Glucholazy und rief dazu auf, sich in Sicher-
heit zu bringen. Tausende Menschen mussten
evakuiert werden. 

In Niederösterreich kam am Sonntag ein Feu-
erwehrmann bei Auspumparbeiten ums Leben,
wie Landeshauptfrau Johanna Mikl-Leitner mit-
teilte. Das Bundesland, das die Hauptstadt Wien
umschließt, ist in Österreich am schlimmsten
von den Fluten betroffen. Am Sonntag wurde es
zum Katastrophengebiet erklärt. Die Armee war
unterstützend im Einsatz, mehrere Menschen
mussten aus Häusern gerettet werden. Mikl-
Leitner sprach von einer „dramatischen Situati-
on“. Es gebe noch keine Entwarnung, es seien
weitere heftige Regenfälle vorhergesagt, berich-
tete die österreichische Nachrichtenagentur
APA. Erwartet wurden weitere 60 Liter Regen
pro Quadratmeter. Besonders dramatisch war
die Lage am Fluss Kamp, dort wurde ein Jahr-
hundert-Hochwasser befürchtet. Im Osten Ös-
terreichs wurde der Zugverkehr auf der Strecke
zwischen Amstetten und St. Valentin unterbro-
chen. Die Strecke ist Teil der Bahnverbindung
zwischen Wien und Deutschland. Auch in der
österreichischen Hauptstadt standen erste Häu-

ser unter Wasser. Dort trat der Wienfluss über
die Ufer. Es wurden mehrere U-Bahn-Strecken
gesperrt.

In Rumänien waren bereits am Samstag min-
destens fünf Menschen in der Region Galati im
Südosten ums Leben gekommen. Dort standen
Menschen bis zum Oberkörper im Wasser, Tau-
sende Haushalte waren betroffen. Präsident
Klaus Iohannis sprach von „dramatischen Fol-
gen“ des Klimawandels. In Tschechien wurden
vier Menschen von den Fluten weggerissen und
gelten als vermisst. Die Polizei berichtete, drei
Menschen seien in einem Auto in der Stadt Li-
pova-Lazne von einem Fluss weggeschwemmt
worden. Ein Mann wurde demnach im Südosten
vom Hochwasser eines Baches fortgerissen.

Der Deutsche Wetterdienst (DWD) erwartet
im Süden und Südosten Deutschlands unterdes-
sen bis morgen weitere erhebliche Niederschlä-
ge. Vom östlichen Oberbayern und Niederbay-
ern bis zum Bayerischen Wald kommen bis
Dienstag nochmals zwischen 50 und 80 Liter
Regen pro Quadratmeter zusammen, örtlich
auch mehr. Die Dresdner Altstadt etwa soll
durch mobile Schutzwände vor dem steigenden
Hochwasser geschützt werden. Entsprechend
der Prognosen sind die Aufbauarbeiten für heu-
te geplant, wie die sächsische Landeshauptstadt
mitteilte. So soll verhindert werden, dass Was-
ser in die Altstadt fließt. DW/AFP/dpa
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Dramatisches Hochwasser
in vier Nachbarländern
Mindestens sieben Menschen sterben. Deutschland bereitet sich auf Fluten vor 
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D ie Entscheidung der Bundesregie-
rung, bei den von heute an gelten-
den Grenzkontrollen Asylbewer-
ber auszunehmen und diese nicht
zurückzuweisen, stößt im Bun-

destag auf heftige Kritik – auch aus den Koaliti-
onsparteien selbst. FDP-Parlamentsgeschäfts-
führer Stephan Thomae sagte WELT: „Wenn
Deutschland nach den Dublin-Regeln nicht zu-
ständig ist, müssen Flüchtlinge bereits an den
deutschen Grenzen zuverlässig zurückgewiesen
werden können.“ Dem EU-Asylrecht liege der
Gedanke zugrunde, dass die Anträge nicht ein-
fach dort gestellt werden können, wo die Mig-
ranten möchten, sondern dort, wo sie europäi-
schen Boden betreten. Damit solle verhindert
werden, dass Flüchtlinge unkontrolliert kreuz
und quer durch Europa reisen. „Dieser Grund-
satz muss wieder gelten.“ 

VON MARCEL LEUBECHER

Für Alexander Throm, innenpolitischer Spre-
cher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, sind
„umfassende Zurückweisungen an der Grenze
in der gegenwärtigen Situation rechtlich zuläs-
sig und geboten, um den Strom illegaler Migra-
tion nach Deutschland zu unterbrechen. An-
dernfalls wird sich am Status quo nichts ändern
– weder hierzulande noch auf EU-Ebene.“ Das
Dublin-System funktioniere in der Praxis
schlichtweg nicht. Für nahezu alle anderen eu-
ropäischen Staaten bedeute das eine Entlas-
tung, während Deutschland dadurch überpro-
portional belastet sei. Daran werde auch das
neue EU-Asylsystem im Kern nichts ändern.
„Dass sich die Ampel jetzt gegen umfassende
Zurückweisungen sperrt, liegt auch daran, dass
sie hier – im Gegensatz zur Vorgängerregierung
– in den Verhandlungen den anderen EU-Staa-
ten nachgegeben und deutsche Interessen auf-
gegeben hat.“

Alice Weidel, Fraktionsvorsitzende der AfD,
betrachtet die ab dieser Woche ausgeweiteten
Grenzkontrollen als „reinen Aktionismus“, so-
lange keine Zurückweisungen erfolgen. „Sowohl
Artikel 16a des Grundgesetzes als auch Paragraf
18 Asylgesetz sagen klar, dass Zurückweisungen
nicht nur zulässig sind, sondern rechtlich zwin-
gend geboten. Der frühere Präsident des Bun-
desverfassungsgerichts Hans-Jürgen Papier hat
das mit der erforderlichen Deutlichkeit festge-
stellt“, sagte Weidel WELT. „Kein EU-Recht
kann einen Mitgliedstaat zwingen, gegen seinen
Willen illegale Migranten aufzunehmen. Unsere
niederländischen Nachbarn machen es gerade
vor, indem sie den Asyl-Notstand ausrufen und
den Ausstieg aus den Asyl- und Migrationsre-
geln der EU erklären. Deutschland sollte ein
mindestens fünfjähriges Moratorium für die
Einwanderung, Aufnahme und Einbürgerung
von Migranten verkünden.“

In der Kanzlerpartei SPD bestehen hingegen
große Zweifel, ob Deutschland tatsächlich EU-
rechtskonform zurückweisen darf. Fraktionsvi-
ze Dirk Wiese würde darüber aber gerne weiter-
hin mit der Union beraten. „Wir stehen für wei-
tere Gespräche, die rechtssichere europarechts-
konforme Lösungen zum Ziel haben“ und die
Reform des gemeinsamen Asylrechts „nicht
leichtfertig aufs Spiel setzen, jederzeit zur Ver-
fügung.“ Die Grünen halten die Zurückweisun-
gen für EU-rechtswidrig. Auf WELT-Anfrage, ob
und wie die Bundesregierung auf EU-Ebene ei-
ne rechtliche Änderung herbeiführen sollte,
antwortete die Grünen-Fraktion nicht. 

Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) hat zwar
bisher einerseits die Entscheidung seiner Minis-
ter gegen die Zurückweisung von Asylbewer-
bern mitgetragen, andererseits scheint er die-
sen nicht völlig ablehnend gegenüberzustehen.
So sagte er laut der Nachrichtenagentur Reuters

bei einem Bürgerdialog in Prenzlau am Samstag,
die allermeisten Flüchtlinge kämen auf dem
Landweg an die deutsche Grenze und hätten da-
bei eine ganze Reihe europäischer Staaten
durchquert, in denen sie ihren Schutzantrag
hätten stellen müssen. „Und in diesen Fällen
müssen wir sagen: ‚Das Verfahren machen wir
bitte da, wo du es eigentlich machen musst‘“,
sagte Scholz. Das versuche man nun mit mehr
Grenzkontrollen zu erreichen, was „natürlich
zu Unbequemlichkeiten“ führe, fügte er mit
Blick auf den Grenzverkehr hinzu.

Anders als Scholz hier nahelegt, dürfen in den
an allen Landgrenzen geltenden Grenzkontrol-
len keine unerlaubten Einreisen durch Zurück-
weisung verhindert werden, sobald der Betref-
fende deutlich macht, er sei ein Asylbewerber.
Stattdessen soll weiterhin die illegale Einreise
akzeptiert werden, und wie bisher erst nach ei-
ner Zuständigkeitsprüfung gegebenenfalls in
den Staat, der für den unerlaubt weitergereisten
Asylsuchenden zuständig ist, abgeschoben wer-
den. Diese sogenannten Dublin-Überstellungen
funktionierten bisher nie in relevantem Um-
fang, aktuell erweckt die Regierung aber den
Eindruck, sie könne diese bald stark steigern.
Und zwar durch den Aufbau grenznaher Ein-
richtungen, in denen aufgegriffene Doppelasyl-
bewerber bis zu ihrer Überstellung inhaftiert
werden sollen.

Die Ausweitung der Grenzkontrollen auf alle
Abschnitte folgte auf den nach dem Solingen-
Attentat und den Landtagswahlen in Ost-
deutschland gestiegenen Druck auf die Regie-
rung, weniger problematische Zuwanderung zu-
zulassen. Schon am 16. Oktober vergangenes
Jahr setzte die Ampel einen spürbaren Akzent
für eine bessere Migrationssteuerung: Nach lan-
gem Zögern weitete die dafür zuständige Bun-
desinnenministerin Nancy Faeser (SPD) die
Grenzkontrollen auf die Abschnitte zu Polen,
Tschechien und die Schweiz aus. Zuvor gab es
lediglich an der Grenze zwischen Bayern und
Österreich solche bei der EU notifizierten Kon-
trollen. Nach der Ausweitung im vergangenen
Herbst sanken die festgestellten unerlaubten
Einreisen und die Asylgesuche deutlich. Aller-
dings verzeichnete Deutschland auch in diesem
Jahr schon wieder mehr als 160.000 Asylerstan-
träge, weit mehr als jedes andere europäische
Land. Die meisten der Antragsteller sind illegal
aus anderen EU-Staaten weitergereist. Rück-
überstellungen gelangen aber nur 3948 bis Ende
August. Mit den Kontrollen können aber illegale
Einreisen all jener, die nicht Asyl suchen, recht
gut bekämpft werden. Ministerin Faeser sicher-
te den betroffenen Grenzregionen eine flexible
Handhabung zu. Es solle „keine flächendecken-
den, sondern gezielte Kontrollen“ geben.

Ein Sprecher der Stadt Herzogenrath an der
niederländischen Grenze sagte der „Rheini-
schen Post“ zu den Kontrollen: „Es besteht die
Gefahr, dass sie eine Belastung für die vielen
tausend Bürgerinnen und Bürger beider Länder
darstellen und sich auch wirtschaftlich negativ
auswirken.“ Die Maßnahme könne „den Charak-
ter unserer Region verändern“, fügte er mit
Blick auf das bislang grenzüberschreitende enge
Miteinander hinzu. An der deutsch-dänischen
Grenze erwartet der SSW-Bundestagsabgeord-
nete Stefan Seidler durch die Kontrollen „lange
Staus zu den Stoßzeiten, wenn die Pendlerinnen
oder Pendler zur Arbeit wollen“. Die neuen
Kontrollen finde er „völlig daneben“, sagte
Seidler dem NDR. 

Kritik an den Kontrollen hatte zuvor auch Po-
lens Ministerpräsident Donald Tusk geübt. „Das
einzige Mittel, um nicht ordnungsgemäße Ein-
wanderung zu stoppen, ist es, die Außengrenzen
der EU effizient zu kontrollieren. Nicht die Bin-
nengrenzen“, erklärte er am späten Freitag-
abend im Internetdienst X. Seiten 4 und 5

FDP, Union und 
AfD fordern
Zurückweisungen
Ab heute finden Kontrollen an allen Landgrenzen statt.
Asylbewerber sind ausgenommen – das stößt auf Kritik

E s ist ein Rekordlauf mit zunehmend hö-
herer Reizschwelle: Am Donnerstag er-
reichte der Goldpreis mit 2583 Dollar

pro Feinunze ein neues Allzeithoch, ohne dass
es jenseits der Fachmedien größere Aufmerk-
samkeit erregt hätte. Die Zurückhaltung ist
nachvollziehbar, denn die Notiz reiht sich an
eine Serie von inzwischen mehr als 20 Höchst-
ständen seit Jahresbeginn. In absoluten Rela-
tionen erscheint Gold damit teuer, vor allem
mit Blick auf die Kursentwicklung seit der
Jahrtausendwende, als die Unze für 400 Dollar
zu haben war. Doch der Preis hat sich lediglich
an ein massiv verändertes Umfeld angepasst.
Geopolitische Spannungen treiben staatliche
Käufer wie Zentralbanken in den Markt, und
inzwischen heizen auch Finanzinvestoren mit
dem Erwerb von Gold-ETFs die Nachfrage
wieder an.

Eine der Ursachen für den Hype um das gelbe
Metall ist die besorgniserregend wachsende
Staatsverschuldung auch des Westens: Gold
dient Anlegern stets als Versicherung gegen In-

flation wie auch gegen Störungen im Finanzsys-
tem, die auf Dauer aus Überschuldung resultie-
ren können. Und da war die vergangene Woche
perspektivisch eine Art Menetekel. So rückte
durch das TV-Duell zwischen Donald Trump
und Kamala Harris die US-Präsidentschafts-
wahl in den Fokus. Wer immer am Ende ge-
winnt: Keiner von beiden dürfte sich ernsthaft

bemühen, das gewaltige Staatsdefizit, das aktu-
ell alle 100 Tage um je eine Billion Dollar
wächst, zu reduzieren – ganz im Gegenteil. In
Brüssel wiederum legte Ex-EZB-Präsident Ma-
rio Draghi seinen 400-Seiten-Bericht zur Wett-
bewerbsfähigkeit der EU vor – und forderte ge-
meinsame Investitionen in Höhe von 800 Milli-
arden Euro pro Jahr, um im Rennen mit China
und den USA nicht den Anschluss zu verlieren.
Schuldenfinanziert natürlich, was sonst? Und
in Berlin präsentierte die Ampel-Koalition ei-
nen derart wackligen Haushaltsentwurf für
2025, dass Juristen Zweifel an seiner Verfas-
sungsmäßigkeit äußern.

Die weltweit fehlende Einsicht, dass die Sta-
bilität von Papierwährungen in Gefahr geraten
kann, wenn Regierungen und supranationale
Organisationen dauerhaft über ihre Verhältnis-
se leben, ist für die Bürger Grund zur Sorge. Für
den Goldkurs aber sind das – was kurzfristige,
starke Rücksetzer keineswegs ausschließt –
wohl auf lange Sicht beste Perspektiven. michael.hoefling@welt.de
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J edes vierte Grundschulkind wird mit dem
Auto zur Schule gebracht. Das hat die
ADAC-Stiftung irgendwie herausgefun-

den, und bei diesem Ergebnis haben wir es na-
türlich mit einem handfesten
Skandal zu tun. Denn was ist mit
den anderen drei Kindern? Wie
kommen die denn zur Schule? Et-
wa mit dem Lastenrad oder gar zu
Fuß? Das wäre grob fahrlässig, ja,
geradezu lebensgefährlich, denn auf den Straßen
sind ja morgens die riesigen SUVs unterwegs,
mit denen gestresste Väter oder Mütter das vier-
te Kind zur Schule bringen. Wäre es nicht am

besten, diese Eltern würden den Transport aller
Kinder übernehmen, schließlich fahren sie ja Au-
tomobile, für die man eigentlich schon einen
Busführerschein bräuchte. Und welchen Ein-

fluss haben die elterlichen Fahr-
dienste auf die Karriere und Ent-
wicklung des Schulkindes? Ist ihr
Orientierungssinn weniger ausge-
prägt als bei den Fußgängern? Ent-
wickeln sich die chauffierten Kin-

der dafür besser als die unchauffierten? Sind Sie
durch den regelmäßigen Transport später be-
sonders geeignet für höhere Führungsaufgaben
mit Dienstwagen und Chauffeur? 
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A lexander Gauland, 83, ist
Gründungsmitglied der AfD
und war von 2017 bis 2019 ihr
Vorsitzender. Seit 2017 sitzt er
für die Partei im Bundestag

und führte bis 2021 die Fraktion. Heute ist
er AfD-Ehrenvorsitzender. Der Jurist war
bis 2013 in der CDU.

VON ULF POSCHARDT UND JACQUES SCHUSTER

WELT: Herr Gauland, Sie haben eine Par-
tei gegründet, die mittlerweile über ein
bemerkenswertes politisches Kapital
verfügt. Wie wollen Sie das realpolitisch
einlösen, abseits der Fundamental-
opposition?
ALEXANDER GAULAND: Haben Sie eine
leichtere Frage?

WELT: Nein.
GAULAND: Ohne die neue Partei von Sahra
Wagenknecht hätte ich gesagt, die Basis
der CDU muss sich gegen die Funktionäre
stellen, die für die Brandmauer stehen.
Und dass die AfD das abwarten sollte, denn
für uns kommt als Koalitionspartner nur
die CDU infrage. Mit Wagenknechts Partei
ist das schwieriger geworden, da sich diese
als links-konservativ versteht. Die CDU
wird jetzt den Versuch machen, mit denen
zurechtzukommen.

WELT: In Europa sind Parteien, die
rechts und ganz rechts gestartet sind,
einflussreicher denn je – sie sind aber
moderater geworden, um sich realpoliti-
sche Machtoptionen zu verschaffen.
GAULAND: Das, was über uns gesagt wird,
ist das, was der Verfassungsschutz im Auf-
trag bestimmter politischer Kräfte behaup-
tet. Sagen Sie mir, wo wir nicht moderat
sind?

WELT: Da gibt’s Dutzende Beispiele.
Wenn Björn Höcke behauptet, die CDU
sei nie eine deutsche Partei gewesen.
Und alle zu Vaterlandsverrätern erklärt,
die jemals in der CDU waren. Ist der gä-
rige Haufen etwa kleiner geworden?
GAULAND: Nein, der ist jetzt noch gäriger.
Eigentlich meint Höcke, was schon Kurt
Schumacher gesagt hat. Dass Konrad Aden-
auer ein Bundeskanzler der Alliierten sei –
was er nicht war. Natürlich ist die CDU ei-
ne deutsche Partei, man muss solche Äuße-
rungen nicht ernst nehmen.

WELT: Diese Provokation ist doch nur ei-
ne von vielen. Müsste Ihnen das nicht
missfallen, wenn man davon ausgeht,
dass es Ihr Ziel ist, den gärigen Haufen
kleinzuhalten? Damit etwas Konstrukti-
ves rauskommt?
GAULAND: Das Konstruktive ist schon sehr
stark. Wenn es uns nicht gäbe, würde in der
Koalition nicht über die Einschränkung der
Zuwanderung nachgedacht werden.

WELT: Und dass in Europa fast alle rech-
ten Parteien nichts mit der AfD zu tun
haben wollen? Etwa die von Marine Le
Pen und Giorgia Meloni?
GAULAND: Wir machen Politik in Deutsch-
land. Mir ist es egal, was Le Pen oder Melo-
ni über uns denken. Ich mische mich auch
nicht in die französische Politik ein. Ich se-
he auch nichts, was bei uns radikaler ge-
worden ist. Das ist das Framing des Verfas-
sungsschutzes.

WELT: Alles falsch?
GAULAND: Ich sage nicht, alles ist falsch.
Ich sage nur, es wird ein bestimmtes Bild
gezeichnet. Ich sehe keine Radikalisierung
der AfD, sondern die Themen in Deutsch-
land haben sich radikalisiert.

WELT: Wie erklären Sie sich die Austritte
von Leuten, die als gemäßigt gelten? Also
von Bernd Lucke über Frauke Petry und

Konrad Adam bis hin zu Jörg Meuthen?
GAULAND: Das ist individuell verschieden.
Warum Lucke ausgetreten ist? Er wollte
die Partei allein bestimmen. Das hat nichts
mit rechts und links und mit Radikalisie-
rung zu tun gehabt.

WELT: In Teilen ist die AfD eine nihilisti-
sche Protestgruppe. Können Sie diesen
Charakter verändern?
GAULAND: Der kann nicht wirklich verän-
dert werden. Natürlich ist die AfD eine
Protestgruppe, natürlich wählen viele
Menschen sie aus Protest gegen die Unfä-
higkeit der Ampel – und der CDU. Wir dür-
fen nicht vergessen, dass diese idiotische
Flüchtlingspolitik von Angela Merkel ein-
geführt worden ist, nicht von Olaf Scholz.

WELT: Wie wollen Sie dann ministrable
Leute finden?
GAULAND: Es gibt in allen Landesverbän-
den Leute, die es durchaus aufnehmen
können mit denen, die regieren.

WELT: In einem WELT-Interview haben
Sie 2016 gesagt, dass sie Koalitionen
nicht für klug halten.
GAULAND: Ich habe es nicht für klug ge-
halten, wenn die AfD als kleine Partei Ko-
alitionen eingeht, weil sie dann nichts
durchsetzen kann. Jetzt ist die Situation
eine andere. Wir sind groß genug, um eine

Koalition einzugehen. Aber die CDU will
nicht.

WELT: Sie würden?
GAULAND: Wenn die CDU mit einem ech-
ten Politikwechsel käme, hielte ich das bei
30 Prozent für eine gute Idee.

WELT: Was ist mit dem BSW? Da gibt es
doch Schnittmengen, etwa die Liebe zu
Russland und der Antiamerikanismus.
GAULAND: Im Moment sehe ich die Zusam-
menarbeit noch nicht, auch wenn es im Au-
ßenpolitischen Möglichkeiten gibt. Wagen-
knecht wird fürchten, dass sie mit Faschis-
mus-Vorwürfen in die Medien kommt,
denkt sie auch nur über eine Zusammenar-
beit nach. Mich besorgt aber auch, dass in
der AfD die Enttäuschung so groß ist, dass
wir jetzt auf das BSW einschlagen – was ich
für völlig falsch hielte. Ja, das ist eine Kon-
kurrenz. Ja, die haben zum Teil völlig ande-
re Vorstellungen. Aber es gibt diese Schnitt-
mengen, und die sollte man nicht zerstören.

WELT: Was ist mit dem familiären Um-
feld? Oskar Lafontaine galt als linker So-
zialdemokrat, hat aber auch von Fremd-
arbeitern gesprochen. Bei seinem Ver-
ständnis von sozialistischer Politik
schwingt immer auch ein nationaler An-
gang mit.

GAULAND: Ich hoffe, dass das mit-
schwingt.

WELT: Es gibt in der AfD eine Art antika-
pitalistische Rechte – mit Überschneidun-
gen zum BSW. Mit Kritik an der Markt-
wirtschaft, am Kapitalismus, an den Ma-
nagern global agierender Unternehmen.
GAULAND: Gewissermaßen ist das eine ge-
meinsame Brücke – gerade in den Ostver-
bänden. Aber noch einmal, ich sehe im Mo-
ment wenig Chancen, da Wagenknecht
nicht bereit ist, mit uns zu sprechen.

WELT: CDUler wie Friedrich Merz, Jens
Spahn oder Carsten Linnemann grenzen
sich mittlerweile von Merkels Flücht-
lingspolitik ab.
GAULAND: Das nehme ich positiv zur
Kenntnis – kann aber nicht sagen, ob alle
das in meiner Partei so sehen. Aber das ist
die Kurskorrektur, die die CDU machen
muss, wenn sie als konservative Partei
überleben will.

WELT: Halten Sie das für glaubhaft?
GAULAND: Schwer zu sagen, CDU-Politi-
ker wie Hendrik Wüst und Daniel Günther
lassen sich nicht plötzlich in Richtung Hel-
mut Kohl oder Konrad Adenauer zurück-
drehen. Ich kann nicht beurteilen, wie
stark diese Kräfte sind, die am Merkel-Kurs
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Zum bevorstehenden 35. Jahrestag der „friedlichen
Revolution“ und des „Mauerfalls“ – ich verwende
Anführungszeichen, denn die Mauer „fiel“ ja nicht,

sie war, anders als manche Elbebrücke, fest gebaut, und der
Kommunismus Moskauer Prägung wurde nicht durch eine
Revolution beseitigt, sondern unterlag in der Systemkon-
kurrenz mit dem Kapitalismus – bringt die „Bundesstiftung
Aufarbeitung“ ein „DDR-Quiz“ heraus, mit dem man sein
Wissen über die DDR überprüfen kann.

Will man – gerade angesichts der grassierenden DDR-
Nostalgie – die zweite deutsche Diktatur richtig einordnen,
so gäbe es einige Fakten, die man kennen sollte. Etwa: Wie
viele Menschen flohen aus der DDR, bevor die Kommunis-
ten 1961 die Grenze dicht machten? (Antwort: 2,8 Millio-
nen.) Wie viele Menschen wurden von den Kommunisten
an der DDR-Grenze ermordet? (327, davon 140 an der Mau-
er, unter ihnen 19 Kinder und Jugendliche.) Wie viele Men-
schen haben die Kommunisten zwischen 1949 und 1989 als
politische Gefangene eingesperrt? (Etwa 300.000.) Wel-
cher Prozentsatz der DDR-Bürger arbeitete als informelle
Mitarbeiter für die Stasi? (Etwa zehn Prozent.) Was war
das einzige Pflichtfach für alle, die in der DDR studierten?
(Der Marxismus-Leninismus.) Wann hat die DDR ihre
Mitverantwortung für den Holocaust anerkannt und sich
bei Israel für ihre „Heuchelei und Feindseligkeit“ entschul-
digt? (1990, kurz bevor sich der Staat auflöste.)

Oder: Wie war die Produktivität der DDR-Wirtschaft im
Vergleich zur Bundesrepublik? (Etwa 30 Prozent.) Bei der
Währungsunion wurde die Mark der DDR eins zu eins in
D-Mark umgetauscht. Welcher Kurs wäre ökonomisch
vernünftig gewesen? (Vier zu eins.) Und so weiter.

Stattdessen fragt das von Ulrich Mählert ausgearbeitete
Quiz nach folkloristischen Harmlosigkeiten: Was war in
der DDR mit „blauen Fliesen“ gemeint? Was bezeichneten
DDR-Bürger als Aluchip? Wohin sollte Udo Lindenbergs
Sonderzug fahren? Wer war der erste Deutsche im Weltall?
Plaste und Elaste aus … Wustrau, Schkopau oder Zschopau?

Eine einzige Frage nimmt direkt Bezug auf das Unter-
drückungsregime: Welche DDR-Stadt war auch für ihre
Gefängnisse berüchtigt: Bautzen, Suhl oder Magdeburg?
(Bautzen lautet die richtige Antwort, dabei hat die Stasi am
Moritzplatz in Magdeburg über die Jahre 10.000 politische
Gefangene eingesperrt; in Suhl nutzte sie ein ehemaliges
Gestapo-Gefängnis und hatte gerade einen größeren Neu-
bau fertiggestellt, als der Kommunismus zusammenbrach.)

Was würde passieren, wenn man ein „Drittes-Reich-
Quiz“ veranstalten würde mit Fragen wie: Was war ein
KdF-Dampfer? Welcher deutsche Ort war für seine Rake-
tentechnik bekannt? Wo wartete Lilli Marleen? Richtig:
Man wäre über die Verharmlosung empört. Aber diese
Verharmlosung ist heute gang und gäbe, so wie die Ver-
harmlosung der Nazizeit in den frühen 60er-Jahren im
Westen gang und gäbe war, wie ich aus eigener Anschauung
weiß. Was nützt aber eine Bundesstiftung zur Aufarbeitung
der SED-Diktatur, die nicht aufarbeitet, sondern der Ver-
harmlosung zuarbeitet?
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SPD, AfD, CDU, Grüne, Linke, Freie
Wähler, FDP und BSW – vor der
Landtagswahl in Brandenburg sit-

zen inzwischen bis zu acht Kandidaten auf
einer Bühne, wenn zu Diskussionen gela-
den wird. Mehreren Unternehmerverbän-
den in Cottbus waren das zu viele, um
wirklich ins Gespräch zu kommen.

VON SEBASTIAN BEUG

Fünf Verbände aus Mittelständlern,
Handwerkern und Gastronomen haben
deshalb zu ihrem Wahlforum nur noch die
Kandidaten eingeladen, die Ambitionen auf
das Amt des Ministerpräsidenten haben.
Amtsinhaber Dietmar Woidke (SPD) sagte
aus Termingründen ab. Und so wurde der
Nachmittag zu einem Duell zwischen CDU
und AfD, in Form der Spitzenkandidaten
Jan Redmann und Hans-Christoph Berndt. 

Es ist ein Duell zwischen zwei Männern,
von denen am Ende vermutlich keiner Lan-
deschef werden dürfte. Redmanns CDU
liegt in Umfragen mit 15 Prozent auf Platz
drei. Die AfD führt zwar mit 29 Prozent vor
der SPD mit 26 Prozent, doch alle anderen
Parteien haben Koalitionen mit der AfD
ausgeschlossen. Das Wahlforum zeigt:
Schnittmengen zwischen CDU und AfD

gibt es durchaus. Trotzdem bleibt die
Brandmauer bestehen.

Etwa 30 Unternehmer haben sich in
einem Hotel eingefunden. Manche bestel-
len Kaffee, andere schon das erste Bier. Im
vergangenen Jahr wuchs Brandenburgs
Wirtschaft um 2,1 Prozent, während
Deutschland schrumpfte. Cottbus erhält
Milliardeninvestitionen im Rahmen des
Kohleausstiegs, die Deutsche Bahn errich-
tet ein ICE-Instandhaltungswerk, in dem
einmal 1200 Menschen arbeiten sollen.
Dennoch ist die Stimmung schlecht.

Ein Autohändler fragt sich, ob er seinen
Betrieb noch an die nächste Generation
übergeben solle, während die Industrie
Deutschland den Rücken kehre. Ein IT-Un-
ternehmer beklagt, dass ein Schüler seine

Ausbildung nicht angetreten habe, weil
sein Ausbildungsgehalt auf das Bürgergeld
der Mutter angerechnet worden wäre – ein
völliger Fehlanreiz. Und viele zeigen sich
frustriert über die Schulen im Land. Seit 30
Jahren regiert die SPD, im neuen Bildungs-
monitor liegt das Land nur noch vor
Schlusslicht Bremen.

Die Antworten von CDU und AfD auf
diese Misere ähneln sich. Beide wollen
mehr auf Leistung setzen, früher Noten
vergeben und an Förderschulen festhalten.
Redmann spricht sich dafür aus, dass Kitas
die Kinder schulfit machen müssten,
schließlich übernehme das Land die Kita-
Gebühren. Berndt würde sogar den Zugang
zu Gymnasien und Studienplätzen be-
schränken, um mehr Facharbeiter im Ar-

beitsmarkt zu haben – ein Vorschlag, bei
dem Redmann nicht mitgeht.

Noch mehr als die Bildungspolitik treibt
die Unternehmer der Fach- und Arbeits-
kräftemangel um – und damit das Thema
Migration. Es ist das alles berührende und
alles entscheidende Schlagwort. „Asylmi-
gration löst das Fachkräfteproblem nicht,
sondern verschärft es“, sagt Berndt. Perso-
nal sei in der Betreuung der Migranten ge-
bunden, bereits gewonnene Fachkräfte
verließen Deutschland wegen der Gewalt
in den Innenstädten und der Steuern.
„Aufenthaltsrecht, Spurwechsel und der-
gleichen halte ich für einen totalen Irr-
weg.“ Redmann setzt einen Punkt gegen
Berndt, als er auf das AfD-Europawahlpro-
gramm verweist, in dem die Partei fordert,
die EU-Freizügigkeit einzuschränken.
„Wenn jetzt nicht einmal mehr Polen in die
Lausitz zum Arbeiten kommen dürfen,
dann hätten wir ein massiv verschärftes
Fachkräfteproblem“, sagt Redmann. Es
ginge vor allem um Roma aus Bulgarien,
kontert Berndt.

Doch es geht nicht nur konfrontativ zu.
„Wir haben auch Schnittmengen bei eini-
gen Punkten“, sagt Redmann. „Wenn wir
auf der einen Seite wieder restriktiver wer-
den bei denen, die keinen Anspruch auf

Wenn CDU und AfD zum
Duell aufeinandertreffen
Schnittmengen vor der Wahl in Brandenburg sind da.
Eine Zusammenarbeit soll es aber nicht geben
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festhalten wollen. Aber immerhin gibt es
Bemühungen, die Union wieder zu einer li-
beral-konservativen Partei zu machen.

WELT: Wird die Sozialdemokratie für die
AfD zur Gefahr, sollte sie sich stärker an
den dänischen Sozialdemokraten orien-
tieren?
GAULAND: Nein. Die Arbeiter spielen in
der SPD keine Rolle mehr. Es ist eine intel-
lektuelle Partei, die von Leuten getragen
wird, die in Vierteln leben, in denen sie we-
der mit Arbeitern noch mit Migranten in
Kontakt kommen. Politisch eine Art Gut-
menschentum.

WELT: Und die AfD?
GAULAND: Eine Art liberal-konservative
Partei mit stark konservativen Zügen, die
auch globalisierungskritische Elemente
hat. Eine Rechtspartei im Rahmen des
grundgesetzlichen Verfassungsbogens. Im
europäischen Vergleich sehe ich die AfD
am ehesten in der Nähe der österrei-
chischen FPÖ, die Kontakte mit Le Pen
oder mit Meloni hatten immer etwas
Künstliches.

WELT: Beeindruckt Sie Melonis Erfolg?
GAULAND: Sie macht das sehr klug – für
Italien. In Deutschland haben wir mit ande-
ren Schwierigkeiten zu tun. Historische Be-

lastungen, die Italien nicht hat. Der italie-
nische Faschismus war anders, wird anders
wahrgenommen: Am Anfang war er eigen-
ständig, aber dann hat sich Mussolini dem
Hitler an den Hals geworfen. Das bedeutet,
Meloni hat es sehr viel einfacher, von der
Faschismuskeule wegzukommen. Wir sind
mit den sechs Millionen ermordeten Juden
in einer Weise belastet, dass all diese Fra-
gen bei uns viel furchtbarer wirken. Und
wir damit viel vorsichtiger umgehen müs-
sen als Spanien oder Italien. Ja, der Faschis-
mus war auch in Italien furchtbar. Aber er
hat trotz aller Verbrechen keine sechs Mil-
lionen Juden auf dem Gewissen.

WELT: Die Singularität des Holocaust?
GAULAND: Genau.

WELT: Aber warum fällt es rechten Par-
teien bei uns so schwer, das ganze völki-
sche Denken beiseitezulassen? Warum
immer wieder Nazi-Anspielungen?
GAULAND: Es kommt daher, dass alle an-
deren ununterbrochen diese Keule benut-
zen. Das sehen Sie schon an diesem Irr-
sinn, dass irgendein Richter feststellt, das
Höcke ein Faschist sei.

WELT: Höcke ist gebildet genug, der weiß
auch, was eine SA-Parole ist. Solche Äu-
ßerungen müssten doch gar nicht sein –

oder brauchen Sie die, um die Ihre Wäh-
ler zu motivieren?
GAULAND: Ich habe selbst mal einen Feh-
ler gemacht, habe Vogelschiss gesagt. Und
obwohl ich damit niemals die Konzentrati-
onslager gemeint habe, sondern nur einen
zeitlich engen Zeitraum, war es ein fal-
scher Begriff. Aber ich habe es gesagt, und
es wird mir ununterbrochen vorgehalten.
Deshalb kann ich anderen, denen so etwas
passiert, keine Vorhalte machen, die muss
ich mir selbst machen.

WELT: Einige in Ihrer Partei wirken aber,
als fehle ihnen Ihr historisches Bewusst-
sein. Sie wirken ungebildet.
GAULAND: Das haben Sie gesagt.

WELT: Fürchten Sie ein AfD-Verbot?
GAULAND: Ich halte es nicht für völlig aus-
geschlossen, nur dauert das lange. Wenn
Sie morgen anfangen, müssten Sie mit
zwei, drei, vier Jahren rechnen. Wenn es
dann aber schiefgeht, das Bundesverfas-
sungsgericht nicht mitspielt, wäre es ein
Waterloo.

WELT: Sie hoffen darauf?
GAULAND: Nein. Mir wäre es lieber, wir
würden nicht in dieses Verbotsverfahren
kommen, weil das die Diskussion noch
mehr verschärft.
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„Natürlich ist 
die AfD eine

Protestgruppe“
AfD-Gründer und Ehrenmitglied Alexander Gauland rät, 

manche Äußerung von Parteifreund Höcke einfach 
nicht ernst zu nehmen. Mit der Wagenknecht-Partei

sieht er Schnittmengen für eine Kooperation. 
Den von der CDU-Spitze betriebenen Kurswechsel der Union

in der Migrationspolitik nehme er „positiv zur Kenntnis“
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Schutz haben und auf der anderen Seite uns
offen zeigen für die, die schutzbedürftig
sind oder zu unserem Wohlstand beitragen
können, dann würde es auch wieder mehr
Akzeptanz geben für die Einwanderungspo-
litik.“ Er verweist auf die Grenzkontrollen,
die Innenministerin Nancy Faser (SPD) auf
Druck der CDU angeordnet habe.

Nach über einer Stunde stellt dann ein
Mann CDU-Kandidat Redmann die ent-
scheidende Frage: „Sie sind Ossi. Sie müs-
sen wissen, dass Mauern nichts bringen.
Wie stehen Sie zur Brandmauer?“ Was in
Thüringen passiere, sei eine Missachtung
des Wählerwillens, schiebt er hinterher.
„Ich finde den Begriff Brandmauer falsch,
weil er Wähler ausgrenzt“, sagt Redmann.
„Ich sage Ihnen aber auch ganz klar: Wozu
ich stehe, ist zu unserer Beschlusslage, dass
wir mit der AfD nicht koalieren. Ich koalie-
re nicht mit der AfD, weil Herr Berndt ge-
meinsame Sache macht mit den Schlimm-
sten der Schlimmen im rechtsextremen Be-
reich. Der letzte Nazi-Schläger ist noch ein
Verbündeter von Herrn Berndt.“

Es wäre zu einfach, Redmanns Worte als
Nazi-Keule abzutun. Tatsächlich gründete
Berndt 2018 in Südbrandenburg den Verein
„Zukunft Heimat“, aus Protest gegen ein
Flüchtlingsheim in seinem Heimatdorf.

Auch Neonazis, Identitäre und Hooligans
mischen bei Kundgebungen mit. „Wenn ich
Koalitionen bilde, dann kann ich doch so
jemandem nicht Verantwortung geben,
beispielsweise für die Polizei“, sagt Red-
mann. „Zukunft Heimat“ ist vom Verfas-
sungsschutz als rechtsextrem eingestuft,
der AfD-Landesverband wird beobachtet. 

Berndt, AfD-Fraktionschef im Landtag,
hält das für politisch motiviert. „Das ist
eine billige Keule“, sagt er. „Und die zieht
ja nicht. Sie haben es ja in Thüringen gese-
hen, das Land, wo der Teufel persönlich
wohnt.“ Gelächter. „Der Statthalter des
Teufels ist mit Abstand stärkste Fraktion
geworden.“ „Für uns gibt es keine Brand-
mauer“, sagt Berndt. „Wenn wir stärkste
Kraft werden, werden wir alle zu Gesprä-
chen einladen, auch die Grünen.“ 

Als ein Unternehmer später fragt, wie
die Kandidaten es mit den Grünen halten,
rudert Berndt etwas zurück. Man könne re-
den, Übereinstimmungen werde es aber
nicht geben. Redmann sagt, er habe das
Ziel, eine Regierung ohne eine Beteiligung
der Grünen zu bilden. Das sei in Sachsen-
Anhalt, Berlin und Hessen zuletzt gelun-
gen. „Wer das auch will, muss CDU wählen.
Wer die AfD wählt, stärkt am Ende die
Grünen.“

Zum Schluss darf jeder Kandidat noch
die drei Punkte nennen, die er in fünf Jah-
ren umgesetzt haben wird, sollte er regie-
ren. Berndt spricht über Hoffnung,
Durchatmen. „Dann wir werden die Bil-
dungspolitik umkrempeln“, sagt er und
lässt für einen Moment durchblicken, wie
nah er Konzepten der identitären Rech-
ten steht. „Wir werden Remigrat-“, sagt
Berndt, und spricht den Begriff Remigra-
tion nicht zu Ende, sondern korrigiert
sich. „Man wird sich daran erinnern, dass
ich dem Abschiebeflieger zugewunken ha-
be, der von Schönefeld abgegangen ist.“
Und es werde kein einziges Windrad
mehr in einen Wald gesetzt. Was er unter
Remigration versteht und ob das auch
deutsche Staatsangehörige einschließt,
bleibt dann offen.

Redmann zählt auf: Das Leistungsprin-
zip an Schulen werde wieder eingeführt,
eine Landesgrenzpolizei geschaffen, Un-
ternehmer würden in den Standort inve-
stieren. „Skepsis ist einer Aufbruchstim-
mung gewichen, damit wir nicht mehr sor-
genvoll in die Zukunft schauen, sondern
zuversichtlich“, sagt Redmann. Mit der
AfD, so viel steht an diesem Nachmittag
fest, will oder kann Redmann diese Ziele
nicht erreichen.

IN ACHT VON ZEHN POLITIKFELDERN
Umfrage: Merz vor Scholz
Wer ist im Bereich Wirtschaft kompetenter, Bundes-
kanzler Olaf Scholz (SPD) oder der voraussichtliche
Kanzlerkandidat der Union, CDU-Chef Friedrich
Merz? Einer Umfrage des Meinungsforschungsinsti-
tuts Insa, über das „Bild am Sonntag“ berichtet,
sehen 41 Prozent der Befragten Merz in diesem Be-
reich vorn, Scholz nur 20 Prozent. Bei Asyl/Migrati-
on (40:19 Prozent) und innerer Sicherheit (39:21
Prozent) liegt Merz ebenfalls weit vor dem Kanzler.
Scholz kann nur bei den Themen Soziales (Arbeit/
Rente) und Klima-/Umweltschutz punkten. So liegt
Merz in zehn wichtigen Politikfeldern achtmal vor-
ne, Scholz nur zweimal. Pluspunkt für den Kanzler:
Eine knappe Mehrheit (29:27 Prozent) hält ihn laut
Umfrage für sympathischer als Merz. Dafür liegt der
CDU-Chef bei Glaubwürdigkeit, allgemeiner Kom-
petenz und Führungsstärke vor Scholz.

DEUTSCHLANDTICKET
Grüne gegen Preisaufschlag
Grünen-Fraktionschefin Katharina Dröge hat einen
Preisaufschlag beim Deutschlandticket generell ab-
gelehnt. „Der Preis des 49-Euro-Tickets sollte nicht
erhöht werden“, sagte Dröge der Funke Medien-
gruppe. Das Projekt sei ein Erfolg. Der Preis von 49
Euro monatlich für das Ticket ist nur bis Ende dieses
Jahres fest vereinbart. Für die Zeit danach wird der-
zeit über mögliche Preiserhöhungen beraten, im
Gespräch ist ein Aufschlag von fünf bis zehn Euro.

IRAN
Präsident reist zum Brics-Gipfel
Der Iran baut die vom Westen kritisierten Zusam-
menarbeit mit Russland aus und wird am Brics-Gip-
fel vom 22. bis 24. Oktober teilnehmen. Präsident
Massud Peseschkian werde nach Auskunft des ira-
nischen Botschafters in Moskau nach Kasan an der
Wolga reisen, berichteten russische Medien. Geplant
sei ein Abkommen für eine umfassende Zusammen-
arbeit. US-Außenminister Antony Blinken hat der
Islamischen Republik vorgeworfen, Russland Rake-
ten für den Einsatz in der Ukraine zu liefern. Die
Zusammenarbeit zwischen Russland und dem Iran
stelle zudem eine Bedrohung für die Sicherheit in
Europa dar. Zusammen mit Deutschland, Großbri-
tannien und Frankreich hatten die USA am Dienstag
neue Sanktionen gegen den Iran verhängt. Der ira-
nische Außenminister Abbas Araghtschi bestritt die
Lieferungen ballistischer Raketen.

ENERGIEPREISE
Öl und Gas wieder günstiger
Nach dem russischen Überfall auf die Ukraine 2022
schnellten die Energiepreise in die Höhe. Doch das
Heizen mit Öl und Gas könnte nach aktuellen Daten
im bevorstehenden Winter günstiger sein als in der
vergangenen Heizperiode. Erdgas sei im bundes-
weiten Durchschnitt sechs Prozent billiger als vor
einem Jahr, Heizöl sogar 23 Prozent, wie die Zeitun-
gen der Funke Mediengruppe unter Berufung auf
eine Auswertung des Vergleichsportals Verivox be-
richten. Mit Blick auf den starken Preisanstieg vor
zwei Jahren sagte Verivox-Experte Thorsten Storck:
„Aktuell sind die Gaspreise rund 47 Prozent nied-
riger als während der Energiekrise.“ Derzeit würden
11,41 Cent pro Kilowattstunde fällig. Leichtes Heizöl
koste 92 Euro pro 100 Liter. Neben dem Brennstoff-
preis hängt die Heizkostenrechnung unter anderem
davon ab, wie kalt der Winter wird.

AUF DER ISS GESTRANDET 
US-Astronauten wählen im All
Sie sollten nur acht Tage auf der Internationalen
Raumstation ISS bleiben, doch es könnten acht Mo-

nate werden: Zwei US-Astronauten mussten kürzlich
zusehen, wie ihr Raumschiff ohne sie zur Erde zu-
rückkehrte. „Wir waren in der Kuppel und haben
unser Raumschiff beim Wegfliegen beobachtet“,
sagte die Astronautin Suni Williams (58) auf einer
zur ISS geschalteten Pressekonferenz der US-Welt-
raumagentur Nasa. Für sie und den Astronauten
Butch Wilmore (61) sei die Verschiebung ihres Rück-
flugs keine riesige Überraschung gewesen. „Wir sind
beide daran gewöhnt, dass sich Einsatzpläne ändern.
Unsere Familien sind daran gewöhnt.“ Williams und
Wilmore wirkten gut gelaunt und witzelten mit-
einander. Beide haben ihre Anträge, um bei den US-
Wahlen im November abstimmen zu können, von
der ISS aus abgegeben. „Ich freue mich darauf, vom
Weltraum aus wählen zu können, was ziemlich cool
ist“, sagte Williams. Die Verlängerung des ISS-Auf-
enthalts nimmt sie gelassen: „Über Dinge, die ich
nicht ändern kann, mache ich mir keine Sorgen. Das
hat keinen Nutzen.“

TORWART VON EINTRACHT FRANKFURT
Trapp fällt wochenlang aus
Der frühere Nationaltorwart Kevin Trapp wird dem
Fußball-Bundesligisten Eintracht Frankfurt wegen
einer Muskelverletzung im Oberschenkel für mehre-
re Wochen fehlen. Das teilten die Hessen nach einer
eingehenden Untersuchung des 33-Jährigen mit.
Trapp hatte sich die Verletzung am Samstag beim
2:1-Sieg in Wolfsburg auf ungewöhnliche Weise bei
einem Abschlag zugezogen und musste bereits in der
Halbzeitpause ausgewechselt werden. „Trappo hat
einen Stich gemerkt, als er den Ball weggeschlagen
hat“, schilderte Eintracht-Trainer Dino Toppmöller
nach dem Abpfiff die Szene. Trapp verpasst damit
nicht nur die kommenden Bundesligaspiele, sondern
auch den Auftakt in der reformierten Europa League.
Dort treffen die Frankfurter im ersten Spiel der
Liga-Phase am 26. September vor heimischer Kulisse
auf Slavia Prag. 

WERKTAGS AB HERBST 2025
„taz“ nur noch digital
Die Berliner „taz“ stellt als erste überregionale Ta-
geszeitung in Deutschland ab Oktober 2025 ihre
Printausgaben unter der Woche komplett ein. Von
Montag bis Freitag soll die Zeitung dann nur noch
als E-Paper erscheinen, lediglich für die Wochen-
zeitung „wochentaz“ ist weiterhin eine Druckaus-
gabe vorgesehen. Geschäftsführerin Aline Lüllmann
und Ko-Geschäftsführer Andreas Marggraf sprachen
von einem „wichtigen Schritt in die publizistische
Zukunft der taz“. Die letzte Druckausgabe der werk-
täglichen „taz“ soll demnach am 17. Oktober 2025
erscheinen, wie auf der Generalversammlung der taz
Verlagsgenossenschaft verkündet wurde. Bereits sei
2018 verfolgt die „taz“ das strategische Ziel, „den
Rückgang im traditionellen Print-Abo-Geschäft zu
kompensieren und dabei die Leser:innen-Reichweite
zu steigern“.

NACH BOX-SCHAUKAMPF
Raab kündigt Comeback an
Moderator und Entertainer Stefan Raab hat sein
Comeback als Showmaster angekündigt: „Ich habe
mir überlegt, ich mache wieder Shows“, sagte der
57-Jährige nach einem Box-Schaukampf gegen Regina
Halmich im Fernsehsender RTL. Mit dem Kölner
Privatsender schloss Raab einen Vertrag mit mindes-
tens fünf Jahren Laufzeit. Die Sendung mit dem
Boxkampf war die erfolgreichste Fernsehsendung zur
Hauptsendezeit am Samstagabend. Insgesamt schal-
teten rund 5,9 Millionen Fernsehzuschauer ein. In
der für die Werbung relevanten jüngeren Zielgruppe
der 14-, bis 49-Jährigen lag die Einschaltquote bei
herausragenden 52,9 Prozent. Der Moderator wird
dem Sender zufolge kommende Woche im kosten-
pflichtigen Streamingdienst RTL+ eine neue Show
mit dem Titel „Du gewinnst hier nicht die Million
bei Stefan Raab“ starten. Raab hatte sich 2015 vom
Bildschirm verabschiedet.

NACHRICHTEN
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N achdem eine Handvoll
ausgeschiedener Soldaten
1960 den Verband der Re-
servisten der Bundeswehr
(VdRBw) gegründet hatte,

war die Lage aus Sicht der Sozialdemo-
kraten klar. „Eine Hausmacht für Franz
Josef Strauß“, den Verteidigungsminis-
ter von der CSU, sei dieser Verein, be-
fand der SPD-Abgeordnete Karl Wil-
helm Berkhan. Tatsächlich hatte das Mi-
nisterium dem neuen Verband damals
nicht nur eine amtliche Anschriftenliste
für die Einladungen zum Gründungsze-
remoniell am 22. Januar zur Verfügung
gestellt, wie der „Spiegel“ berichtete,
und 90 Prozent der Auflage des Ver-
bandsmagazins abonniert. 

VON THORSTEN JUNGHOLT

Strauß verfügte per Erlass auch:
„Gründung, Arbeit und Ziele des Ver-
bandes werden positiv beurteilt. Eine
Unterstützung liegt daher im Interesse
der Bundeswehr.“ Abseits der Parteipo-
litik ging es vor allem darum, dass man
ausscheidende Wehrpflichtige unter

Kontrolle behalten wollte. Die an Waf-
fen geschulten Männer sollten sich nach
ihrer Dienstzeit nicht in Freikorps sam-
meln, wie es sie in der Weimarer Repu-
blik gegeben hatte, sondern in einem an
die Bundeswehr angelehnten Verein.

Deshalb gab es auch eine Finanzsprit-
ze, die bis heute ununterbrochen ge-
währt wird. Damit war ein weltweit ein-
maliges Konstrukt geschaffen: Statt
sich selbst um die Reservistenarbeit zu
kümmern, lagerte das Verteidigungsmi-
nisterium diese Aufgabe an einen ge-
meinnützigen Verein aus – der dafür
mit Steuermitteln unterstützt wird.
Und diese Zuschüsse steigen beständig.
Waren es 2019 noch rund 18 Millionen
Euro, meldete der Verband für 2024 gut
24 Millionen Euro an – in Zeiten knap-
per Kassen bemerkenswert. 

Das Problem daran: Die Förderung ist
laut einer Prüfung des Bundesrech-
nungshofs vom März 2024 „unwirt-
schaftlich“ und „verstößt gegen das ver-
fassungsrechtlich verankerte Wirt-
schaftlichkeitsgebot“. Das Papier, über
das zunächst der „Business Insider“ be-
richtete und das WELT vorliegt, emp-

fiehlt, „die beorderungsunabhängige
Reservistenarbeit neu auszurichten und
das Ende der Förderung des Reservis-
tenverbandes einzuleiten“. Mit anderen
Worten: 64 Jahre nach der Gründung
könnte das letzte Kapitel der Vereinsge-
schichte begonnen haben. Jedenfalls
tobt ein Machtkampf um die Reservis-
ten, in dem sich Rechnungsprüfer und
die Fachabteilung des Ministeriums auf
der einen sowie VdRBw und die politi-
sche Führung des Ressorts auf der an-
deren Seite gegenüberstehen. Die ent-
scheidende Rolle spielt der Bundestag.

Bedeutsam ist der Vorgang aufgrund
des Personalmangels der Bundeswehr,
den Verteidigungsminister Boris Pisto-
rius (SPD) mit einem neuen Wehr-
pflichtmodell beheben will. Das zielt
vor allem auf eine Stärkung der Reserve:
Die Zahl der Soldaten soll von 180.000
auf 200.000, die der Reservisten von
60.000 auf 260.000 gesteigert werden.
Pistorius muss also entscheiden, ob er
für eines seiner zentralen politischen
Ziele auf die Zusammenarbeit mit dem
VdRBw baut. Gründe dafür hat er wenig.
Eine politische Hausmacht wie einst für

Strauß ist der Verband für einen SPD-
Politiker eher nicht. Der Präsident Pa-
trick Sensburg gehört wie seine beiden
Vorgänger der CDU an. Die Sozialde-
mokraten schafften es zuletzt nicht ein-
mal mehr, einen der Posten der Vize-
Präsidenten zu besetzen.

Auch die Fachleute im für die Auf-
sicht des Vereins zuständigen Streit-
kräfteamt haben dem Minister vor al-
lem Negatives zu berichten. Die Zusam-
menarbeit verlaufe chaotisch, erläuter-
ten sie dem Rechnungshof. Nachweise
über die Verwendung von Geldern,
Wirtschaftspläne und angeforderte
Stellungnahmen würden regelmäßig
verspätet, manchmal auch gar nicht
vorgelegt. Die Rechnungsprüfer be-
zweifeln deshalb, „ob der Reservisten-
verband zu einer ordnungsgemäßen Ge-
schäftsführung in der Lage ist“. Vor al-
lem aber ergab eine Wirtschaftlichkeits-
untersuchung des Streitkräfteamts, die
im März 2023 abgeschlossen wurde,
dass die Bundeswehr die Reservistenar-
beit in eigener Verantwortung kosten-
günstiger erledigen könne. Damit steht
das „erhebliche Bundesinteresse“ infra-
ge, das für die Förderung notwendig ist. 

Dennoch zögert Pistorius. Gegen-
über dem Rechnungshof argumentierte
sein Haus noch, das Förderinteresse er-
gebe sich auch aus politischen Gründen.
Diese Einschätzung sei aber nur die
„bisherige Entscheidung“, sagte eine
Sprecherin WELT. Es werde „derzeit im
Rahmen der Überarbeitung der Strate-
gie der Reserve auch das Aufgabenport-
folio des VdRBw an die Herausforde-
rungen der Zeitenwende angepasst. Die
Auswirkungen auf die institutionelle
Förderung sind anschließend zu bewer-
ten.“ Der Verein selbst teilte seinen
Mitarbeitern in einer internen Mail mit,
man sehe „aktuell keinen Grund zur
Beunruhigung“. Auch für VdRBw-Präsi-
dent Sensburg ist die Haltung des Mi-
nisteriums zweitrangig. Im Gespräch
mit WELT betonte Sensburg, dass sein
Verband seit dem ersten Beschluss des
Haushaltsausschusses vor über 60 Jah-
ren vom Parlament beauftragt sei. Das
Ministerium sei eben nicht Geber, son-
dern nur Kontrolleur der staatlichen
Zuwendungsmittel. Die Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung sei untauglich gewe-
sen, findet Sensburg, sein Verband hätte
beteiligt werden müssen. Kurz: Der Prä-
sident baut darauf, dass der Bundestag
seinen Verband weiter fördert. 

Die Chancen darauf stehen nicht
schlecht. Vertreter der Regierungspar-
teien SPD und FDP ließen WELT-Anfra-
gen unbeantwortet. Der zuständige Be-
richterstatter der Grünen im Haus-
haltsausschuss, Sebastian Schäfer, teilte
mit, dass der Verband dabei helfe, ehe-
malige Soldaten „einsatzbereit zu hal-
ten“. Die Hinweise des Rechnungshofes
seien hilfreich, „den Mitteleinsatz des
Bundes zu effektivieren. Eine vollstän-
dige Streichung der Mittel halte ich für
überzogen.“ Ingo Gädechens (CDU)
konzentriert seine Kritik auf das Res-
sort: „Die Vorwürfe des Rechnungsho-
fes wiegen schwer und müssen durch
das Verteidigungsministerium, das für
die korrekte Verausgabung dieser Mittel
verantwortlich ist, transparent aufgear-
beitet und ausgeräumt werden.“

Die entscheidende Frage freilich
stellt niemand. Ist der Verein das geeig-
nete Vehikel, in Zeiten eines Krieges in
Europa die Schlagkraft der Bundes-
wehr-Reserve zu erhöhen? Präsident
Sensburg sagt: Ja. Pistorius laviert. Ehe-
malige Mitarbeiter des Verbandes, mit
denen WELT sprach, sehen aus eigener
Erfahrung vor allem eines: Eine „sinnlo-
se Vergeudung von Steuermitteln“. Und
der Bundestag? Der hat in den Haus-
haltsberatungen die Gelegenheit, den
Ausgabenposten zu überprüfen.

Hoher Bedarf: 24 Millionen Euro
Zuschuss meldete der Reservistenverband

der Bundeswehr für dieses Jahr an. 
Reservisten nehmen auch an 

Wettkämpfen teil, wie hier
in Brandenburg
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Der Machtkampf um 
die Reservisten
Rechnungshof fordert Ende der „unwirtschaftlichen“ Zusammenarbeit
mit dem Reservistenverband. Doch Minister Pistorius (SPD) zögert noch 
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E s ist eine dramatische Geschich-
te, die Katherine Garcia erzählt.
Ihr Mann Carlos Martinez sei im

venezolanischen Valencia entführt wor-
den. Wenig später sei ihrer Mutter und
ihr das Gleiche widerfahren. Damals sei
sie im neunten Monat schwanger gewe-
sen, sagt Garcia. Während Carlos Garcia
die Täter aufgrund einer über den Kopf
gezogenen Kapuze nicht habe identifi-
zieren können, seien es in ihrem Fall
Mitglieder einer berüchtigten Polizei-
einheit gewesen.

VON NICOLAS WALTER

Das Ziel der Entführer sei es in bei-
den Fällen gewesen, Geld zu erpressen –
eine Methode, von der in Venezuela im-
mer wieder zu hören ist und von der
auch das Auswärtige Amt warnt. In bei-
den Fällen hätten sie schließlich ge-
zahlt, danach seien sie, ihr Mann und ih-
re Mutter freigekommen. Mit ihrem
Ehemann und dem gemeinsamen neu-
geborenen Sohn seien sie daraufhin
nach Kolumbien geflüchtet, erzählt die
34-Jährige – und 2022 dann nach
Deutschland gekommen.

Die meisten Asylbewerber bundesweit
kommen aus Syrien, Afghanistan oder
der Türkei. Doch auch die venezolani-
sche Diaspora in Deutschland ist in den
vergangenen Jahren deutlich gewachsen
– und zwar in Sachsen. Dort machten
Menschen aus Venezuela 2023 20 Pro-
zent aller Asylanträge aus – nur Syrer ba-
ten im Freistaat häufiger um Asyl. Neben
Verfolgung und Repressionen sind es
wirtschaftliche Gründe, warum Venezo-
laner ihr Land verlassen. Gingen 2021
Angaben des Bundesamts für Migration
und Flüchtlinge (BAMF) bundesweit le-
diglich 427 Asylanträge aus Venezuela

ein, waren es im vergangenen Jahr be-
reits 3756. Die Schutzquote, also der An-
teil aller positiv beschiedenen Asyl-Ver-
fahren, war 2023 mit 20,1 Prozent ver-
gleichsweise gering. Zum Vergleich: Bei
Syrern lag sie bei 88,2 Prozent.

Umso glücklicher seien sie und ihr
Mann gewesen, als ihr Antrag bewilligt
worden sei, sagt Katherine Garcia. „Das
war eine supergute Nachricht für uns.
Damit konnten wir ein neues Leben be-
ginnen“, erzählt sie in gutem Deutsch.
Dass Venezolaner bisher ausschließlich
in Sachsen Asyl beantragen, liegt daran,
dass die für das rund 28 Millionen Ein-
wohner große südamerikanische Land
zuständige Außenstelle des BAMF in
Sachsen sitzt. Anträge aus Herkunfts-
ländern, aus denen vergleichsweise we-
nige Menschen flüchten, werden in ei-
nem Bundesland zentriert bearbeitet.
Das ändert sich nun: Seit Kurzem sind
auch BAMF-Außenstellen in Nordrhein-

Westfalen, Bayern und Hamburg für die
Bearbeitung venezolanischer Asylanträ-
ge zuständig.

Yvonne Böhme, Integrationsbeauf-
tragte im Landkreis Sächsische
Schweiz-Osterzgebirge, sagt, dass sie
den Eindruck habe, die Bevölkerung sei
dankbar für die ankommenden Venezo-
laner. „Frei nach dem Motto: Wenn wir
mehr von denen bekommen, kriegen
wir weniger von den anderen“, erzählt
sie. Menschen aus Venezuela würden als
fröhlich und freundlich wahrgenom-
men. „Es gibt weniger Akzeptanzpro-
bleme als beispielsweise bei Menschen
aus muslimischen Kulturkreisen.“

Den jüngsten Anstieg der Asylbewer-
berzahlen aus Venezuela führt die Inte-
grationsbeauftragte Böhme vor allem
auf die politische Lage in dem südame-
rikanischen Land zurück. Die Situation
vor Ort ist durch eine anhaltende politi-
sche und wirtschaftliche Krise geprägt.
Der autoritär regierende Präsident Ni-
colas Maduro ließ auch nach seinem
jüngsten, international umstrittenen
Wahlerfolg zahlreiche Menschen verfol-
gen und verhaften. Gleichzeitig nehme
sie die venezolanische Community als
stark miteinander vernetzt wahr. „Men-
schen, die es in Deutschland geschafft
haben, eine Wohnung zu bekommen
oder arbeiten dürfen, senden diese Bot-
schaft in ihr Heimatland.“ Das befeuere
den Wunsch anderer Venezolaner, über
den Asylweg nach Deutschland zu kom-
men. „Ohne ein Arbeitsvisum ist das
aber eigentlich nicht das, was wir wol-
len.“ Zwar seien die Menschen oftmals
gut ausgebildet, würden als „fleißig und
ehrgeizig“ wahrgenommen. Doch letzt-
lich sei es „eine Frage der Kapazitäten“:
Viele Aufnahmeeinrichtungen stießen
an ihre Grenzen. 

Venezolanerin Katherine Garcia be-
tont, dass es ihr von Anfang an wichtig
gewesen sei, sich mit ihrer Familie gut
zu integrieren. Daher habe sie zusam-
men mit ihrem Mann intensiv Deutsch
gelernt und sei dem örtlichen Nachbar-
schaftsverein beigetreten. „Nur zu Hau-
se zu bleiben, war keine Option. Wir
wollten uns direkt integrieren.“ Bei ei-
ner Agentur, die sich um Persönlich-
keitsentwicklung kümmert, hat die ehe-
malige Betreiberin einer Model-Akade-
mie einen Job gefunden. Auch ihr Mann,
der in Venezuela eine Video-Produkti-
onsfirma gegründet hatte, arbeitet dort.
Nun organisieren sie zusammen Events
und Workshops für Katherine Garcias
Arbeitgeber. 

Der zunehmende Zuzug aus Venezue-
la macht sich auch in sächsischen Schu-
len bemerkbar. Dem Kultusministerium
zufolge gingen im vergangenen Jahr 830
venezolanische Kinder und Jugendliche
in Sachsen zur Schule. 2017 waren es
noch 22 gewesen. Auch der vierjährige
Sohn von Katherine Garcia besucht
mittlerweile eine Kita. Die Familie
wohnt mittlerweile in Pirna – in der
Stadt, in der im vergangenen Jahr erst-
mals ein AfD-Kandidat zum Oberbür-
germeister in Deutschland gewählt wur-
de. Die jüngsten Erfolge der Partei, auch
bei der Landtagswahl, machten ihr und
zahlreichen anderen Venezolanern
trotz ihrer genehmigten Asylanträge
Angst vor etwaigen Abschiebungen.
„Wir sind trotzdem positiv. Ich denke,
wenn wir uns hier integrieren, haben
wir einen guten Weg vor uns.“

Darum zieht es so viele
Venezolaner nach Sachsen 
Im Freistaat macht die Gruppe rund ein Fünftel aller
Asylbewerber aus. Doch nur wenige dürfen bleiben

Angekommen: Katherine und 
Carlos Garcia mit ihrem Sohn in Pirna 
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wenn sie schon hier in Deutschland
sind.

WELT: Ukrainer und Ukrainerinnen
können Sozialleistungen beziehen.
Wieso gehen die Frauen dennoch in
die Prostitution?
MIA: Viele der Frauen aus der Ukraine,
die wir betreuen, sind sich ihrer Rechte
gar nicht bewusst. Außerdem wurde bei
ihnen große Angst vor dem Jobcenter
geschürt. Es gab eine Frau, etwa Mitte
40, die in unsere Beratung kam. Ich ha-
be ihr vorgeschlagen, einen Jobcenter-
Antrag zu stellen, damit sie Bürgergeld
bekommt. Sie hatte aber Angst, dass es
Probleme gibt, wenn sie zu den Behör-
den geht und die herausfinden, dass sie
sich prostituiert. Sie hatte Sorge vor
Stigmatisierung. Jetzt, wo ihr Sohn ge-
rade nachgekommen war, wollte sie auf
gar keinen Fall mit diesem Milieu in
Verbindung gebracht werden. Die Men-

M ia ist Sozialarbeiterin bei
„Neustart“, einem sozial-dia-
konischen Werk in Berlin.

Dort kümmert sie sich um Frauen, die
in der Prostitution tätig sind. Auf
Grund ihrer sensiblen Arbeit will sie ih-
ren echten Namen nicht nennen.

VON UMA SOSTMANN

WELT: Mia, Ihre Arbeit mit Frauen in
der Prostitution hat sich seit dem rus-
sischen Angriff auf die Ukraine im Fe-
bruar 2022 verändert. Inwiefern?
MIA: Vorher waren Ukrainerinnen in
diesem Milieu wenig präsent. Die Frau-
en, mit denen wir in Berlin arbeiten,
kommen eigentlich mehrheitlich aus
Osteuropa: Bulgarien, Rumänien und
Ungarn – und jetzt auch aus der Ukrai-
ne. In den Bordellen sind es mittlerwei-
le etwa 50 Prozent, würde ich sagen.
Dort gibt es viele sehr junge Frauen, die

aufgrund des Krieges hergekommen
sind.

WELT: Wie gelangen diese Frauen in
Deutschland in die Prostitution?
MIA: Ich habe bis jetzt wenig Frauen
kennengelernt, die in ihrer Heimat an-
geworben worden sind, um nach
Deutschland zu kommen. So ist das oft
bei Frauen aus Rumänien, Bulgarien
und Ungarn der Fall. Da spricht sich
schon in den Herkunftsländern herum:
„Du kannst in Deutschland zumindest
80 Euro am Tag verdienen.“ Das ist
deutlich mehr als das normale Durch-
schnittsgehalt in einigen ländlichen Re-
gionen zum Beispiel in Ungarn: 300 Eu-
ro pro Monat. Bei den Ukrainerinnen ist
es eher so, dass sie von anderen ukrai-
nischen Frauen in Deutschland gehört
haben: „Wir arbeiten da, und da kannst
du auch arbeiten.“ Manche Frauen wer-
den auch online angeworben, aber eben,

schen aus der Ukraine haben das Recht
auf Unterbringungen – es gibt aber zu
wenig Unterbringungsmöglichkeiten.
Dementsprechend ist es so: Wenn du
nicht selbst etwas organisierst, kannst
du unter Umständen nur in eine Notun-
terkunft gehen. Dann bleiben viele
Frauen doch lieber in der Prostitution,
auch wenn sie da vielleicht nicht selbst-
bestimmt angefangen haben.

WELT: Zu Beginn des Krieges war die
Sorge groß, Frauen aus der Ukraine
würden mit falschen Wohnungsange-
boten gelockt. Spielte das bei den
Frauen, die Sie betreuen, eine Rolle?
MIA: Ja. Nicht jeder, der eine Wohnung
anbietet, meint es gut. Anfangs wurden
Ehrenamtliche nicht überprüft oder
kontrolliert. Jeder hätte sagen können:
„Ich habe eine Wohnung frei. Dafür
musst du auch nichts bezahlen.“ Ir-
gendwann musst du dann doch bezah-

len – vielleicht nicht mit Geld, aber mit
anderen Dienstleistungen. Ich habe ei-
ne junge Frau betreut, Anfang 20, mit
Universitätsabschluss, konnte gut Eng-
lisch sprechen. Sie kam nach Deutsch-
land und hatte ihren relativ jungen
Sohn erst einmal in der Ukraine bei ih-
rer Mutter gelassen, um hier die Lage zu
eruieren. Es war für sie sehr schwer,
Wohnraum in Berlin zu finden, und sie
kam schließlich bei einem Mann unter,
den sie mit sexuellen Handlungen für
die Unterkunft bezahlen sollte. Als
dann die Miete von dem Mann angeho-
ben wurde, sagte er ihr, sie könne sich
prostituieren und ihn am Gewinn betei-
ligen. Könne sie die Miete nicht zahlen,
würde er sie auf die Straße setzen, und
dann könne sie ihren Sohn nie nachho-
len. Das tat sie dann auch. Eines Tages
wurde sie auf der Straße, an der sie ge-
arbeitet hat, von der Polizei kontrol-
liert. Die Polizisten fanden viel Bargeld

bei ihr, was sie konfiszierten. Da hat sie
zum ersten Mal gesagt, sie mache das
nicht freiwillig. Die Polizei hat dann das
Frauenhaus angerufen, und die Frau ist
später in eine Schutzwohnung für Frau-
en aus der Ukraine gezogen.

WELT: Haben diese Frauen keine be-
ruflichen Alternativen?
MIA: Die, denen ich bis jetzt begegnet
bin, haben einen Schulabschluss und
hatten auch alle Zeugnisse und Nach-
weise bei sich. Aber es dauert, bis Ab-
schlüsse anerkannt werden. Außerdem
ist es schwer, ohne Deutschkenntnisse
einer anderen Arbeit nachzugehen.
Die meisten Frauen in der Prostitution
– da unterscheiden sich die Ukraine-
rinnen nicht – sagen, sie würden in we-
nigen Monaten oder Jahren wieder
aufhören und dann zurück in ihre Hei-
mat gehen. Dieser Zeitraum wird dann
immer länger.

„In den Bordellen sind es mittlerweile etwa 50 Prozent“
Geflüchtete Ukrainerinnen haben Anspruch auf Bürgergeld – dennoch landen viele in Berlin in der Prostitution. Eine Sozialarbeiterin erklärt die Gründe dafür 
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ABKOMMEN mit großen Haken

Am Sonntagmorgen brach
Bundeskanzler Olaf Scholz
auf zu einer dreitägigen
Reise nach Zentralasien. In
den ehemaligen Sowjetre-

publiken will Scholz höchstpersönlich
die Beziehungen ausbauen, ganz oben
auf der Prioritätenliste steht Usbekis-
tan, wo unter anderem ein Migrations-
abkommen geschlossen werden soll,
mit dem man auch die Rückführung ab-
gelehnter Asylbewerber ins Nachbar-
land Afghanistan vereinfachen will. 

VON FIONA WINK

Die Bundesregierung steht in Sachen
Migrationspolitik vor großen Heraus-
forderungen. Nach mehreren islamis-
tisch motivierten Angriffen innerhalb
weniger Monate wächst der öffentliche
Druck, die Sicherheitspolitik zu ver-
schärfen und Abschiebungen stärker zu
forcieren. Zudem wird der Fachkräfte-
mangel vor allem in der Pflege und der
Technologiebranche immer dringlicher.
Migrationsabkommen mit Drittstaaten
sollen hier Abhilfe schaffen. Seit mehre-
ren Jahren setzt die Bundesregierung
auf solche Abkommen, die im Wesentli-
chen zwei Ziele verfolgen: die Anwer-
bung dringend benötigter Fach- und Ar-
beitskräfte sowie die Rückführung ab-
gelehnter Asylbewerber.

Bei den bisher abgeschlossenen Mi-
grationsabkommen – 2022 mit Indien,
2023 mit Georgien und im Januar die-
ses Jahres mit Marokko – fällt aber be-
sonders eines auf: Die Länder, mit de-
nen Deutschland die besagten Verein-
barungen trifft, gehören nicht zu den
großen Herkunftsländern von Asylbe-
werbern. Ganz im Gegenteil haben sie
kaum Einfluss auf die aktuelle Asylzu-
wanderung. Insgesamt stammten nach
Berechnungen des Mediendienstes In-
tegration gerade mal 5,9 Prozent der
gesamten Asylanträge 2023 aus Län-
dern, mit denen Deutschland Migrati-
onsvereinbarungen unterhält. Weitere

Deals mit Kenia und Usbekistan hatte
der Sonderbevollmächtigte der Bun-
desregierung für Migrationsabkom-
men, Joachim Stamp, im Juni angekün-
digt. Am Freitag wurde nun das Abkom-
men mit Kenia unterzeichnet, in weni-
gen Tagen soll Usbekistan folgen. Der
parlamentarische Geschäftsführer der
Unionsfraktion, Thorsten Frei hält von
diesem Vorhaben wenig: „Es wäre wich-
tiger, solche Abkommen mit Ländern
zu schließen, die auch Hauptherkunfts-
länder der Migration sind“, sagt er zu
WELT. Gleichzeitig müsse mehr auf die
völkerrechtliche Verpflichtung zur
Rücknahme eigener Staatsbürger ge-
pocht werden.

Stamp dagegen sprach von einer
„großen geopolitischen Bedeutung“ der
Länder. Man plane eine „nachhaltige
Partnerschaft“. Ähnliche Vereinbarun-
gen seien auch mit Kirgistan und den
Philippinen geplant, so der FDP-Politi-
ker. Doch auch bei Kenia und Usbekis-
tan stellt sich die Frage nach dem Po-
tenzial solcher Vereinbarungen. Nach
Angaben des Flüchtlingshilfswerks der
Vereinten Nationen (UNHCR) haben
im vergangenen Jahr 7893 Menschen
aus Usbekistan einen Antrag auf Asyl im
Ausland gestellt, 109 davon in Deutsch-
land. Nur fünf dieser Anträge bekamen
einen positiven Bescheid, 57 wurden ab-
gelehnt, über die verbleibenden 47 wur-
de bis Ende des Jahres nicht mehr ent-
schieden.

In Usbekistans Hauptstadt Tasch-
kent herrscht dagegen eine ganz andere
Stimmung. Schulen, die Deutsch unter-
richten, boomen, junge Usbekinnen und
Usbeken bewerben sich auf deutsche

Stipendien und strömen in Bildungsein-
richtungen, um Sprachkenntnisse zu er-
werben, die ihnen Zugang zum europäi-
schen Arbeitsmarkt ermöglichen. Der
Altersdurchschnitt des Landes liegt bei
28 Jahren, die Jugendarbeitslosigkeit
zuletzt bei rund elf Prozent. Im Ausland
zu arbeiten, sei der Traum vieler junger
Usbekinnen und Usbeken, erzählen
Einheimische auf den Straßen. 

Sie hoffen auf bessere Zukunftsaus-
sichten, wollen sich mit ihrer Familie
ein neues Leben aufbauen. Fürs Studi-
um gehen viele Usbekinnen und Usbe-
ken daher ins Ausland – bevorzugt in
die USA, in das Vereinigte Königreich
und nach Schweden. Doch ganze 88
Prozent der im Ausland gestellten Asyl-
anträge wurden 2023 abgelehnt. Am En-
de bleiben meist nur zeitlich befristete
Anstellungen, für die junge Menschen
aus Usbekistan vor allem in die Türkei
fliegen.

Das geplante Migrationsabkommen
mit der Bundesregierung könnte das än-
dern. „Usbekistan hat ein hohes Inte-
resse an legalen und sicheren Wegen
der Erwerbsmigration für seine junge
Bevölkerung in den deutschen Arbeits-
markt“, schreibt das Bundesinnenmi-
nisterium auf Anfrage. Zugleich habe
man eine „praxiswirksame Zusammen-
arbeit bei der Reduzierung irregulärer
Migration und der Rückkehrzusammen-
arbeit verbindlich vereinbart“. Diese
Zusammenarbeit, die ursprünglich auch
die Unterstützung Usbekistans bei der
Rückführung afghanischer Staatsange-
höriger umfassen sollte, ist seit der
Machtübernahme der Taliban 2021 ins
Stocken geraten.

Die humanitäre Lage in Afghanistan
hat sich seitdem dramatisch verschlech-
tert. Abgelehnten Asylbewerbern drohen
Verfolgung, Folter oder sogar die Todes-
strafe. Laut dem Non-Refoulement-
Prinzip der Genfer Flüchtlingskonventi-
on ist es daher verboten, Menschen in
Länder wie Afghanistan abzuschieben.
Deutschland hatte in der Vergangenheit
versucht, ein Abkommen mit Afghanis-
tan zu schließen, das sich insbesondere
auf die Rückführung abgelehnter Asylbe-
werber fokussierte. Nach der Macht-
übernahme der Taliban waren die Ver-
handlungen jedoch eingestellt worden.

Auch mit anderen Staaten sind ge-
plante Migrationsabkommen geschei-
tert. Auf einer Reise durch Westafrika
im vergangenen Jahr war Bundeskanz-
ler Olaf Scholz mit seinen Vorschlägen
für ein derartiges Abkommen in Nigeria
abgeblitzt. Er hatte in Ghana und Nige-
ria potenzielle Kooperationspartner für
den Ausbau des Stromnetzes und die
Eindämmung irregulärer Migration ge-
sucht. Trotz Kritik und Rückschlägen
hält das Bundesinnenministerium an
den Migrationsabkommen fest und be-
titelt den starken Rückgang der Asylan-
träge von Menschen aus Georgien
(mehr als 70 Prozent weniger Anträge)
und aus Moldau (mehr als 50 Prozent
weniger Anträge) als Erfolg. Dabei be-
treffen diese Zahlen hauptsächlich jun-
ge motivierte Fachkräfte, die aus besag-
ten Ländern stammen und auf legale
Zuwanderungsmöglichkeiten setzen. 

Lösungsvorschläge zum Umgang mit
Rückführungen abgelehnter Asylbewer-
ber aus Ländern wie Afghanistan, Sy-
rien oder dem Irak bleiben weiter aus.
Der aktuelle Kurs der Bundesregierung
konzentriert sich aktuell offenbar auf
Symbolpolitik, die auf die Reduzierung
von Asylanträgen aus Ländern mit oh-
nehin geringen Anerkennungsquoten
setzt. Die problematischen Folgen un-
regulierter Migration, die in Deutsch-
land zuletzt immer offensichtlicher
werden, werden davon kaum berührt.

Kanzler Olaf Scholz im Gespräch mit Usbekistans Präsident Schawkat Mirsijojew, rechts Innenministerin Nancy Faeser
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Die Bundesregierung trifft weltweit
Vereinbarungen zur Migrationskontrolle. 

Doch die Deals sind Symbolpolitik. Das zeigt der
aktuelle Besuch des Kanzlers in Usbekistan
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In seinen Bemühungen um Waffen
mit großer Reichweite kann Kiew
weiterhin nicht auf Bundeskanzler

Olaf Scholz hoffen. Bei einem Bürger-
dialog im brandenburgischen Prenzlau
schloss der SPD-Politiker eine Liefe-
rung solche Waffen an die Ukraine
auch für die Zukunft aus. Er bekräftigte
sein Nein zur Lieferung der Marsch-
flugkörper Taurus mit einer potenziel-
len Reichweite von der Ukraine bis
nach Moskau (etwa 500 Kilometer) mit
der Begründung, dass dies „eine große
Eskalationsgefahr“ mit sich brächte.
„Da habe ich Nein gesagt. Und das gilt
natürlich auch für andere Waffen,
wenn wir sie geliefert hätten, die in die-
ser weiten Distanz dort hineinschießen
könnten. Das bleibt so. (...) Auch wenn
andere Länder anders entscheiden.“

Der britische Ex-Premier Boris
Johnson bat Scholz, seine Haltung zu
überdenken. „Wir brauchen definitiv
auch eine Taurus-Lieferung, defini-
tiv“, sagte Johnson der „Süddeutschen
Zeitung“ bei einer Sicherheitskonfe-
renz in Kiew. Mit blick auf die deut-
sche Geschichte könne er Scholz zwar
verstehen, aber es gehe um eine klare
Haltung in einer ganz entscheidenden
Phase. Der ukrainische Präsident Wo-
lodymyr Selenskyj bittet die Verbün-
deten immer wieder um weitreichende
Waffen, um russische Logistik und Mi-
litärflugplätze der Luftwaffe weit hin-
ter der Frontlinie auch auf russischem
Territorium angreifen zu können. 

Die Nato-Partner USA, Großbritan-
nien und Frankreich haben der Ukrai-
ne bereits Marschflugkörper mit
Reichweiten bis zu 300 Kilometern ge-
liefert. Derzeit läuft eine Diskussion
darüber, ob der Einsatz dieser Waffen
gegen Ziele auf russischem Territori-
um grundsätzlich erlaubt werden soll.
US-Präsident Joe Biden und der briti-
sche Premierminister Keir Starmer
waren bei einem Treffen am Freitag in
Washington zu keiner Entscheidung
gekommen. Kremlchef Wladimir Pu-
tin hatte zuvor erklärt, dass er den
Einsatz weitreichender westlicher
Präzisionswaffen gegen Ziele tief auf
russischem Territorium als Kriegsbe-
teiligung der Nato werten würde: „Das
wird bedeuten, dass die Länder der
Nato, die USA, die europäischen Län-
der mit Russland kämpfen.“

Die wirtschaftsstarken westlichen
Demokratien der G7 haben nach Be-
richten über die Lieferung iranischer
Raketen an Russland die Bereitstel-
lung dieser Waffen scharf verurteilt.
Dass Teheran trotz wiederholter inter-
nationaler Aufforderungen, die Liefe-
rungen einzustellen, Moskau weiter-
hin mit Waffen versorge, stelle eine
weitere Eskalation der militärischen
Unterstützung des russischen An-
griffskrieges gegen die Ukraine durch
den Iran dar, hieß es in einer gemein-
samen Stellungnahme der Außenmi-
nister von Kanada, Frankreich,
Deutschland, Italien, Japan, Großbri-
tannien und der USA sowie des Außen-
beauftragten der EU. dpa

Ex-Premier Boris
Johnson fordert
Taurus für Kiew
Kanzler Scholz lehnt eine
Lieferung erneut ab

D ie Wähler hätten der Politik ei-
nen „glasklaren Auftrag“ er-
teilt. „Ihre Botschaft war: Hört

uns zu. Hört euch unsere Sorgen an. (...)
Und die größte all dieser Sorgen betrifft
das Thema Asyl und Migration. Das ist,
wie man es auch dreht und wendet, der
springende Punkt“. Das sagte der neue
niederländische Ministerpräsident Dick
Schoof vor wenigen Wochen in seiner
Regierungserklärung. 

VON KLAUS GEIGER

Am Freitag nun stellte seine Koaliti-
on, deren starker Mann im Hintergrund
der Rechtsnationalist Geert Wilders ist,
ihr Regierungsprogramm vor. Was das
Bündnis bei den Themen Asyl und Mi-
gration vorhat, könnte das Versprechen
tatsächlich einlösen, dass die Nieder-
lande künftig „die strengste Asylpolitik
Europas“ haben werden. Mit der EU
geht die neue Regierung direkt in Kon-
frontation. „Die Regierung wird in
Brüssel so bald wie möglich ankündi-
gen, dass die Niederlande von den euro-
päischen Asyl- und Migrationsregeln
ausgenommen wird“, heißt es im Regie-

rungsprogramm. Das Land will die Ho-
heit in der Migrationspolitik zurücker-
halten, ein Novum für eines der sechs
EU-Gründungsländer. Es gibt allerdings
nur einen Präzedenzfall unter den 27
Staaten: Dänemark erhielt eine solche
„Opt-out“-Option in den 1990er-Jahren,
bevor die europäische Grenzpolitik ver-
gemeinschaftet wurde. Im Falle der
Niederlande wäre es ein Austritt eines
Landes, das über Jahrzehnte Teil des
Systems gewesen war. 

Im Regierungsprogramm heißt es
weiter, solange Brüssel eine solche Aus-
nahmeklausel nicht gewähre, werde
man zwar den EU-Asylkompromiss um-
setzen, der zuletzt nach jahrelangen De-
batten beschlossen wurde. Allerdings
kündigte man gleichzeitig an, in diesem
Fall eine Option in Anspruch zu neh-
men, die erlaubt, sich mit der Zahlung
von 20.000 Euro pro Asylbewerber von
der Aufnahme freizukaufen. Die EU-
Kommission warnte die Niederlande:
„Wir haben eine beschlossene Geset-
zeslage, aus der man sich nicht aus-
schert. Das ist ein allgemeines Prinzip.“

Unabhängig davon kündigten die
Niederländer an, den Notstand auszu-

rufen und die Asylregeln auf nationaler
Ebene zu verschärfen. Für einen sol-
chen Schritt will die Vier-Parteien-Ko-
alition einen königlichen Erlass nutzen,
mit dem Änderungen ohne Zustim-
mung des Parlaments vorgenommen
werden können. Die Opposition spricht
von einem undemokratischen Schritt,
sie bezweifelt die Rechtmäßigkeit der
Notmaßnahmen. Sie argumentiert, es
gebe lediglich eine Krise bei der Unter-
bringung von Asylbewerbern, als Folge
von Sparmaßnahmen. Die Zahl der Mig-
ranten aber sei stabil mit jährlich etwa
40.000 Asylbewerbern. Ähnlich wie in
Deutschland sind es allerdings nicht die
aktuellen Zahlen, die in der Bevölke-
rung für verbreiteten Unmut und das
Gefühl von Überforderung sorgen, son-
dern die Folgen einer jahrelangen, rela-
tiv hohen Zuwanderung über das Asyl-
system. Das zeigt das Wahlergebnis: Die
Partei von Wilders, der schon lange is-
lam- und migrationskritische Forderun-
gen vertritt, erhielt 23,5 Prozent der
Stimmen, womit sie im zersplitterten
niederländischen System acht Prozent-
punkte vor der Zweitplatzierten liegt.

Im Zuge der Notstands-Ausrufung

möchte die Regierung den Familien-
nachzug einschränken: Anerkannte
Flüchtlinge dürfen nur noch enge Ange-
hörige nachholen, wenn sie bereits zwei
Jahre im Land sind, eine Unterkunft
und ein stabiles Einkommen haben. Au-
ßerdem erhalten anerkannte Flüchtlin-
ge nach fünf Jahren nicht automatisch
eine dauerhafte Aufenthaltsgenehmi-
gung. Vielmehr sollen anerkannte Asyl-
bewerber in ihre Heimatländer ge-
schickt werden, sobald diese als „si-

cher“ gelten. Weiter ist geplant, dass
Asylbewerber künftig statt Sozialwoh-
nungen meist nur Zimmer erhalten.
Schon bisher galt in den Niederlanden,
dass Ausreisepflichtige nur „Bett, Brot
und Seife“ bekommen – nun soll auch
dies gestrichen werden. Zugleich peilt
die Regierung an, die Zahl der ausländi-
schen Fachkräfte und die Zahl der aus-
ländischen Studenten zu verringern. 

Die aktuelle Regierung ist das Ergeb-
nis monatelanger Gespräche. Zentrale
Frage war, ob die Wilders-Partei nach
dem klaren Wählervotum ein Teil der
Regierungskoalition werden solle – und
ob Wilders dann auch zum Regierungs-
chef gewählt werden müsste. Der Kom-
promiss: Die Wilders-Partei PVV ist
jetzt Teil eines Vierer-Bündnisses, das
die Niederlande regiert. Dort gilt das
Konzept einer „Brandmauer“ tenden-
ziell als undemokratisch. Wilders ver-
zichtete auf das Amt des Ministerpräsi-
denten – auch die Spitzenkandidaten
der anderen drei Bündnispartner sind
nicht im Kabinett. Die anderen Koalitio-
näre sind die bisher regierenden Libera-
len (VVD), die Bauernpartei BBB und
die liberal-konservative Partei des NSC.

Regierungschef Dick Schoof ist partei-
los. Er war politischer Beamter in den
Geheimdiensten und im Justizministe-
rium. In seiner Regierungserklärung im
Juli sagte er, Zuwanderung übe in den
Augen vieler Menschen einen „zu gro-
ßen Druck“ auf die Gesellschaft aus,
ebenso auf die „Bezahlbarkeit der Da-
seinsvorsorge“, auf den „sozialen Zu-
sammenhalt“ und das „Gemeinschafts-
gefühl in der Nachbarschaft“. 

Noch ist unklar, welche Änderungen
die Regierung tatsächlich durchbringen
wird. Beobachter werden genau verfol-
gen, wie weit das Land mit dem Vorha-
ben eines „Opt-outs“ von der EU-Ge-
setzgebung in Asyl- und Migrationspoli-
tik kommt. Schoof hatte dazu im Juli
entschlossene Worte gefunden: „Ich
weiß, dass viele dies in die Kategorie
‚unmöglich, geht nicht‘ einordnen.“
Wahr sei aber auch, dass „die EU-Mit-
gliedsstaaten sehr wohl einen Gestal-
tungsspielraum“ haben. „In bin in einer
Familie aufgewachsen, in der harte Ar-
beit und Beharrlichkeit die Norm wa-
ren. ‚Gehtnicht liegt auf dem Friedhof
und Willnicht liegt daneben’, hieß es bei
uns zu Hause.“

Die Niederlande wollen das EU-Asylsystem verlassen
Die neue, von Geert Wilders mitgetragene Regierung kündigt die strengste Politik Europas an und ruft den nationalen Notstand aus. Brüssel reagiert mit Warnung

ICH WEISS, DASS
VIELE DIES IN 
DIE KATEGORIE
‚UNMÖGLICH, GEHT
NICHT‘ EINORDNEN
DICK SCHOOF,
niederländischer Premier
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D ie Huthi-Miliz im Jemen hat Is-
rael mit einee ballistischen Ra-
kete beschossen. Sie habe in elf

Minuten eine Strecke von mehr als
2000 Kilometern zurückgelegt, sagte
Huthi-Militärsprecher Jahja Sari in ei-
ner im Fernsehen übertragenen Rede.
Israel solle sich auf „mehr Angriffe“ ge-
fasst machen, warnte er. Israels Armee
teilte mit, die Boden-Boden-Rakete sei
offenbar in der Luft zerbrochen und in
offenem Gebiet niedergegangen. Zuvor
hatten am frühen Morgen im Zentrum
des Landes die Warnsirenen geheult. Es
sei mehrmals versucht worden, die Ra-
kete mit den Abwehrsystemen Arrow
(Pfeil) und Iron Dome (Eisenkuppel)
abzufangen, hieß es. Die Ergebnisse
würden noch untersucht. Israel verfügt
über ein mehrstufiges Raketenabwehr-
system. Netanjahu sagte nach Angaben
seines Büros, die Huthi hätten eigent-
lich wissen müssen, dass jeder, der ver-
suche, Israel Schaden zuzufügen, einen
hohen Preis dafür zahlen müsse. „Wer
eine Erinnerung braucht, kann gerne
den Hafen in Hudaida besuchen“, sagte
er. Nach einem tödlichen Drohnenan-
griff der Huthi auf Tel Aviv hatte die is-
raelische Luftwaffe den jemenitischen
Hafen im Juli angegriffen. Es kam dort
zu einem Großbrand, sechs Menschen
wurden getötet. Der Huthi-Anführer
hatte daraufhin eine neue Phase im
Kampf gegen Israel angekündigt. Net-
anjahu erklärte: „Wir befinden uns in ei-
nem Mehrfrontenkrieg gegen die irani-
sche Achse des Bösen, die uns zerstören
will.“ Zur sogenannten Widerstands-
achse gehören mit dem Iran verbündete
Milizen, unter anderem die Hisbollah
im Libanon, die Hamas im Gaza-Strei-
fen und die Huthi-Miliz im Jemen.

Vom Libanon aus wurden ebenfalls
Dutzende Raketen auf den Norden Isra-
els abgefeuert. Die Schiitenmiliz His-
bollah reklamierte die Angriffe, die ei-
nem Militärstützpunkt gegolten haben
sollen, für sich. Die israelische Armee
teilte mit, rund 40 Geschosse seien vom
Libanon aus auf Israel abgefeuert wor-
den. Ein Teil sei von der Raketenabwehr
abgefangen worden, der Rest sei in offe-
nen Gebieten niedergegangen. Dadurch
seien mehrere Brände ausgelöst wor-
den. Außerdem habe eine Drohne mit
Sprengstoff vom Libanon aus die Gren-
ze nach Israel überquert. Sie sei nahe
der Stadt Metulla abgestürzt. Es sei nie-
mand verletzt worden. In der Nacht
hätten israelische Luftwaffe und Artille-
rie Ziele im Libanon angegriffen. Dabei
sei eine „Terrorzelle“ getroffen worden,
hieß es weiter in der Mitteilung. Das li-
banesische Gesundheitsministerium
hatte am Samstagabend mitgeteilt, vier
Menschen – darunter drei Kinder – sei-
en bei einem israelischen Luftangriff im
Nordosten des Libanons verletzt wor-
den. Seit Beginn des Gaza-Kriegs zwi-
schen Israel und der islamistischen Ha-
mas vor fast einem Jahr kommt es im
Grenzgebiet der beiden Länder nahezu
täglich zu militärischen Konfrontatio-
nen zwischen der israelischen Armee
und der Hisbollah. dpa

Huthis feuern
ballistische
Rakete auf Israel
Hisbollah beschießt den
Norden des Landes
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Vor dem Ausbruch des Ukrai-
ne-Kriegs, im September
2021, umfuhr die Fregatte
„Bayern“ auf ihrer Indo-Pa-
zifik-Tour bewusst die Tai-

wan-Straße. Dass die deutsche Marine
nun an diesem Wochenende trotz Pro-
test aus Peking durch die umstrittene
Meerenge zwischen China und Taiwan
hindurchfuhr, kann als Symbol dafür
gelten, dass Berlin es mit der Zeiten-
wende durchaus ernst meint – und ein
verstärktes Eigeninteresse an Stabilität
in der Region hat.

VON CHRISTINA ZUR NEDDEN

AUS SINGAPUR

Das lange Zögern bei dieser Entschei-
dung zeigt zugleich, wie sensibel die
deutschen Beziehungen zu China sind –
von dem deutsche Konzerne immer noch
hochgradig abhängig sind.
Die nur 180 Kilometer breite Taiwan-

Straße zählt geopolitisch gesehen zu den
gefährlichsten Gewässern der Welt. Die
Frage, wem es gehört, ist auch einer der
zentralen Streitpunkte zwischen den Su-
permächten China und den Vereinigten
Staaten. Peking versteht Taiwan und da-
mit auch die Meerenge als sein Territori-
um. Die USA gelten als Schutzmacht des
demokratischen Inselstaats. Ein militäri-
scher Konflikt könnte deshalb weitrei-
chende Folgen haben. Was beabsichtigt
die Bundesrepublik in dieser gefährlichen
Gemengelage nun also mit der Aktion?
„Es sind internationale Gewässer, also

fahren wir durch“, sagte Verteidigungs-
minister Pistorius lapidar am Freitagvor-
mittag. Wenige Stunden später befand
sich die Fregatte „Baden-Württemberg“
und ihr Versorgungsschiff „Frankfurt am
Main“ bereits auf Höhe der taiwanischen
Stadt Hsinchu. Die Bundeswehr hatte bis
zuletzt offengelassen, ob die Schiffe die
Meerenge tatsächlich durchfahren wür-
den. Dabei ist die internationale Rechts-
lage klar: Laut UN-Seerechtsüberein-
kommen haben Kriegsschiffe das Recht
zur friedlichen Durchfahrt durch sämtli-
che Gewässer. Dazu zählt auch die Tai-
wan-Straße. China sieht das anders, ob-
wohl es die entsprechende UN-Konventi-
on unterzeichnet hat. Peking lehne Dro-
hungen von Staaten gegen die Souveräni-
tät und Sicherheit Chinas unter dem
Deckmantel der Schifffahrtsfreiheit ab,
sagte Außenamtssprecherin Mao Ning.
Die Volksrepublik betrachtet die Meer-
enge als chinesische Gewässer und zählt
auch den Inselstaat Taiwan zu seinem
Gebiet, obwohl die Republik seit Jahr-
zehnten eine von Peking unabhängige
und demokratisch gewählte Regierung
hat und nie zur Volksrepublik gehört hat. 
China, das unter Xi Jinping immer na-

tionalistischer wird, kommuniziert je-
doch offen, Taiwan bis zum Jahr 2049 an-
nektieren zu wollen, „wenn nötig mit Ge-
walt“. In den vergangenen Jahren hat Pe-
king sein Militäraufgebot vor Taiwan des-
wegen verstärkt. Regelmäßig schickt es
Kampfjets in den taiwanischen Luftraum
und chinesische Kriegsschiffe in die
Meerenge. Es gehöre zum „chinesischen
Kerninteresse“ die „abtrünnige Provinz

Taiwan“ innerhalb Chinas Grenzen zu
rücken, heißt es immer wieder aus Pe-
king. Das Verhalten der deutschen Seite
„erhöht das Sicherheitsrisiko und sendet
falsche Signale“, warnte Marineoberst Li
Xi vom Ostverband der chinesischen Ar-
mee. China ist verärgert, dass die Bun-
desrepublik es seinen westlichen Partner
gleichtut: Kriegsschiffe aus den USA, Ka-
nada, Frankreich und Großbritannien
passieren seit Jahren regelmäßig die um-
strittene Meerenge, um das Recht der
Schifffahrtsfreiheit zu demonstrieren
und China die Stirn zu bieten. 

Dafür hat Berlin mehrere Gründe. Mit
Ausruf der „Zeitenwende“ im Februar
2022 hat sich Deutschland auch der Ab-
sicht verschrieben, außenpolitisch offen-
siver gegen Imperialismus vorzugehen.
Dies gilt nicht nur für Russlands Krieg in
der Ukraine, sondern auch für Chinas ag-
gressives Auftreten gegenüber Taiwan.
Beim „Indo Pacific Deployment“ der
deutschen Marine geht es um die Vertei-
digung freier Seewege und damit der re-
gelbasierten Ordnung, die von Russland,
aber auch von China immer mehr heraus-
gefordert wird.

Für die Bundesrepublik ist dies ein
heikles Unterfangen. Denn Deutschland
ist trotz des angekündigten „De-Ris-
king“ im Rahmen der 2023 verkündeten
China-Strategie immer noch stark ab-
hängig von der Volksrepublik. Eine Ana-
lyse des Instituts der Deutschen Wirt-
schaft vom Februar 2024 zeigt, dass die
neu getätigten Direktinvestitionen der
deutschen Wirtschaft in China und
Hongkong im vergangenen Jahr mit 11,9
Milliarden Euro einen Höchststand er-
reichten. Von Diversifizierung sei „kaum
eine Spur“. China zu provozieren, könn-
te deswegen wirtschaftliche Nachteile
für Deutschland haben.
Aber China die Kontrolle der Tai-

wan-Straße zu überlassen, hätte
schlimmere wirtschaftliche Folgen als
der Krieg in der Ukraine und in Nahost
zusammengenommen, so die Annah-
me. Und damit auch für Deutschland.
Nicht nur wäre weltweit die liberal-de-
mokratische Weltordnung bedroht,
durch die Taiwan-Straße laufen knapp
45 Prozent des Welthandels. 90 Pro-
zent aller modernen Chips, die
Deutschland für Laptops, Handys,
Hightech-Geräte und Waffen braucht,
werden in Taiwan hergestellt.
Eine Störung der Lieferketten oder ei-

ne Blockade durch China würde die Welt
von diesen essentiellen Produkten ab-
schneiden. Ein Krieg würde die Welt-
wirtschaft lahmlegen und die beiden Su-
permächte, USA und China, und ihre je-
weiligen Verbündeten gegenüberstellen.
Im Januar 2024 schätzte „Bloomberg
Economics“ die Kosten eines Kriegs um
Taiwan auf rund zehn Billionen Dollar.
Dies entspräche etwa zehn Prozent der
weltweiten Wirtschaftsleistung und
würde den Schaden durch den Krieg in
der Ukraine und die Covid-Pandemie in
den Schatten stellen. 
Das Problem: Eine tatsächliche Alter-

nativroute für Containerschiffe zur Tai-
wan-Straße gibt es nicht, denn die wei-
ter östlich gelegene Luzon-Straße ober-
halb der Philippinen wird regelmäßig
von Zyklonen heimgesucht, in der Tai-
wan-Straße hingegen herrscht zumeist
ruhigeres Wetter und sie ist für Schiffe
daher sicherer. Die deutsche Marine ist
auch in Asien, um ein Zeichen gegen die
Bedrohung, die von Nordkorea ausgeht,
zu setzen. Denn das Regime ist nicht nur
eine direkte Gefahr für Südkorea und
Pjöngjangs Erzfeind, die USA. Laut dem
US-Geheimdienst hilft Nordkorea Russ-
land Sanktionen zu umgehen, indem es
Waffen an Moskau liefert. Diese kom-
men in der Ukraine zum Einsatz und
stellen somit auch eine Gefahr für Euro-
pa und den Westen dar.
Die Entscheidung zur Querung der

Taiwan-Straße erfolgte diesmal anders
als 2021, vor allem wohl um in der ver-
änderten Bedrohungslage gegenüber
Partnern wie den USA, Japan, Südkorea
und Australien glaubwürdig in seinen
Bekenntnissen zum Engagement in der
Region zu bleiben. Denn die Bundesre-
publik braucht die Länder im Gegenzug
mehr denn je als enge Verbündete für
Europa, in der Nato und bei den G 7.

MITARBEIT: THORSTEN JUNGHOLT

Die Fregatte „Baden-Württemberg“ 
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Zeitenwende-
Statement 
in Fernost

Eine deutsche Fregatte durchquert
die umstrittene Taiwan-Straße – sehr zum 
Unmut Pekings. Die Entscheidung 
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Als der neue britische Premier
und Labour-Chef Keir Starmer
Ende letzter in Washington US-

Präsident Joe Biden traf, begegneten
sich zwei Männer, die der gleichen Par-
teifamilie angehören, deren Rückhalt in
der Bevölkerung aber unterschiedlicher
nicht sein könnte. In Großbritannien
schöpft die Labour-Partei noch immer
aus ihrem Wahlsieg im Juli, in den USA
müssen die Demokraten um ihre Wie-
derwahl bei den Präsidentschaftswah-
len im November bangen. 

VON MANDOLINE RUTKOWSKI 

AUS LONDON

Für Sozialdemokraten weltweit war
der Erfolg Labours ein Hoffnungs-
schimmer. Denn während Regierungs-
chefs wie Bundeskanzler Olaf Scholz
und Spaniens Ministerpräsident Pedro
Sánchez straucheln, hat Labour-Chef
Starmer mit seiner Partei eine stabile
Mehrheit. Nun schaut auch Kamala
Harris, die Präsidentschaftskandidatin
der Demokraten, nach Großbritannien.
Mehrere hochrangige Labour-Vertreter
reisten Berichten des US-Politmagazins
„Politico“ zufolge in die USA, um den
Demokraten Einblicke in ihre Taktik zu
geben, darunter die ehemalige Strate-
giechefin Deborah Mattinson, Kampa-
gnenchef Morgan McSweeney und
Kommunikationschef Matthew Doyle.
Vor allem im Hinblick auf die Mobilisie-
rung einer bestimmten Wählergruppe
glauben Labour-Strategen, dass die De-
mokraten etwas von ihrem Wahlkampf
lernen können: Vertreter der Arbeiter-
klasse, die traditionell Labour oder die
Demokraten wählen, sich aber zuletzt
immer weniger von den Parteien vertre-
ten fühlten. „Wir haben auf beiden Sei-
ten des Atlantiks die gleichen Anekdo-
ten gehört, es sind die gleichen Proble-
me“, sagt Mattinson in einem „Politi-
co“-Interview, in dem auch Claire Ains-
ley, die ehemalige Chefin des Planungs-
stabes, zu Wort kommt: „Für diese
Wähler sind die Lebenshaltungskosten
und die Einwanderung die beiden wich-
tigsten Themen“, ergänzt sie. „Und da-
rauf müssen sie sich konzentrieren.“
Wie das genau aussehen könnte,

machte Labour im letzten Wahlkampf
vor. Starmerversprach, das Land mit ei-
ner Kombination aus Haushaltsdiszip-
lin sowie privaten und öffentlichen In-
vestitionen in erneuerbare Energien,
Wohnungsbau und den öffentlichen
Dienst aus der wirtschaftlichen Stagna-
tion zu führen. In der Migrationsfrage
verfolgte der ehemalige Generalstaats-
anwalt eine harte Law-and-Order-Poli-
tik: Gebetsmühlenartig wiederholte er,
die „kriminellen Schlepperbanden zer-
schlagen“ zu wollen. Der Fokus lag auch
deshalb so stark auf den Wählern der

Arbeiterklasse, weil Labour deren Be-
deutung für ihren Erfolg erkannt hatte.
Im Jahr 2019 waren viele traditionelle
Labour-Wähler zu den Konservativen
des damaligen Premiers Boris Johnson
übergelaufen und hatten so zu dessen
Erdrutschsieg beigetragen. Labour-
Wahlkampfstrategen wie Mattinson be-
zeichneten sie später als „Heldenwäh-
ler“, denn sie zu gewinnen bedeutete
nicht nur, Labour eine Stimme zu ver-
schaffen, sondern auch, den Konservati-
ven eine Stimme zu entziehen.
Von diesen „Heldenwählern“ hatte

sich Labour weit entfernt. Zwar konnte
der damalige linke Parteichef Jeremy
Corbyn mit Anti-Nato-Rhetorik und
Brexit-Ablehnung junge, gebildete Aka-
demiker begeistern. Doch er versäumte
es, die Sorgen der nachfolgenden Gene-
rationen ehemaliger Industriearbeiter
aus dem verarmten Norden Englands
anzusprechen: steigende Einwande-
rung, Arbeitslosigkeit und der überlas-
tete staatliche Gesundheitsdienst NHS.
Im  volksnahen  Brexit-Befürworter
Johnson sahen sie einen Mann, der ihre
Sorgen ernst nahm und ihr Leben in vie-
lerlei Hinsicht verbessern könnte. La-
bour-Beraterin Mattinson zieht aus die-
ser Entwicklung Lehren für den US-
Wahlkampf. In einem Beitrag für den
britischen „Guardian“ schreibt sie, dass
es auch in den USA „Heldenwähler“ ge-
be: unentschlossene Amerikaner aus
der Mittelschicht in den umkämpften
„Swing States“, die mit dem Gedanken
spielen, für Trump zu stimmen. Mattin-
sons Rat an Harris: Sie solle Kernthe-
men wie „Wohnungsbau, Lebenshal-
tungskosten und die Schaffung von Ar-
beitsplätzen“ ansprechen. Einzelne
Schritte in diese Richtung haben die
US-Demokraten bereits angekündigt,
etwa einen verstärkten Wohnungsbau.
Außerdem schlug Harris Preisobergren-
zen für Lebensmittel und billigere Me-
dikamente vor.
Auch beim Thema Einwanderung

kann Harris nach Ansicht von den Bri-
ten lernen. Harris wird vorgeworfen, zu
zögerlich gegen Migranten an der mexi-
kanischen Grenze vorzugehen, in Um-
fragen liegt sie hinter Trump. Labours
Ex-Planungsstabschefin Ainsley rät
Harris, in die Offensive zu gehen. Hel-
fen könnte ihr, dass sie wie der Labour-
Chef als Staatsanwältin tätig war und
Erfahrung in der Verfolgung von
Schlepperbanden hat. Sie hat im Ver-
gleich zu Starmer aber zwei Nachteile.
Labour trat im Sommer gegen einen
schwachen Gegner an, viele Briten hat-
ten genug von den seit 14 Jahren regie-
renden Konservativen. Und anders als
die Labour-Partei hat Harris nicht Jah-
re, sondern nur Wochen Zeit, die Arbei-
terklasse von sich und ihrem Programm
zu überzeugen. 

Kamala Harris sucht Rat 
bei britischen Strategen
Erfolgreicher Wahlkampf von Labour als Vorbild
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Annalena Baerbock – übernehmen Sie! 

TOBIAS KÄUFER

D as Auswärtige Amt unter Außenministerin
Annalena Baerbock hat es schon wieder
getan. In einem Post im Kurznachrichten-

dienst X, der ansonsten im linksliberalen Lager
wegen seines Besitzers Elon Musk nicht so en vogue
ist, stellt Berlin Aussagen von Donald Trump zur
deutschen Energiepolitik richtig – und witzelt auch
über Trumps Äußerungen zu haitianischen Einwan-
derern, die angeblich Hunde und Katzen essen.

Ob es klug ist, dass die höchste diplomatische
Vertretung Deutschlands den US-Wahlkampf kom-
mentiert, ist eine Sache. Eine andere Sache ist die
durchgängig fehlende Linie der deutschen Außen-
politik, wenn es darum geht, wann Politiker und
Politik öffentlich kritisiert oder gar belehrt werden
und wann nicht. Dabei gäbe es derzeit genügend
Anlass für die Außenministerin, nicht nur die
Rechtspopulisten zu kritisieren, sondern auch mal
nach links zu schauen. In Argentinien deuten alle
Indizien darauf hin, dass der linksperonistische Prä-
sident Alberto Fernandez in seiner Amtszeit (2018-
2022) die First Lady Fabiola Yáñez verprügelt hat.

In Brasilien, dem Lieblingspartner der Bundes-
regierung, wurde gerade der Menschenrechtsminis-
ter entlassen, weil ihm ein Dutzend Frauen sexuelle
Belästigung vorwerfen. In Kolumbien, dessen Re-

gierung Millionen aus Berlin für die Unterstützung
des Friedensprozesses erhält, nennt der linkspopu-
listische Präsident Gustavo Petro Journalistinnen
„Püppchen der Mafia“ und bringt sie damit in Le-
bensgefahr. Und während weiter auch Klima-
schutzmillionen nach Kolumbien fließen, hat sich
unter Petro laut „Global Witness“ die Zahl der er-
mordeten Umweltaktivistinnen verdreifacht und
damit einen weltweit nie gekannten Höchststand
erreicht.

Und es gäbe auch konkrete Möglichkeiten, das
Projekt feministische Außenpolitik mit Leben zu
erfüllen: In Venezuela riskiert mit Maria Corina
Machado eine Frau seit Jahren ihr Leben und ihre
Freiheit, um mit demokratischen und friedlichen
Mitteln gegen das brutale linksextreme Mörder-
regime von Wahlbetrüger Nicolas Maduro zu kämp-
fen. Stattdessen setzen Deutschland und die EU

angesichts des selbst verschuldeten Einflussver-
lustes auf die Vermittlungskunst der drei linken
weißen alten Männer Gustavo Petro (Kolumbien),
Lula da Silva (Brasilien) und Andres Manuel Lopez
Obrador (Mexiko). Die glänzen dadurch, mit Taten-
losigkeit das Regime in Caracas zu festigen.

Vielleicht könnte Baerbock ja auch mal eine Ini-
tiative von Spitzenpolitikerinnen weltweit ansto-
ßen, die sich zusammenschließen, um sich hinter
Machado zu stellen. Denn eines der größten Ver-
brechen ist das Leid der Frauen und Mädchen, die
vor Maduros Gewalt fliehen müssen und irgendwo
auf ihrem Weg in Richtung USA in die Fänge von
Menschenhändlern geraten und in der Zwangs-
prostitution landen. Und zum Thema Haiti: Natür-
lich kann man über die dummen Trump-Äußerun-
gen Witze reißen. Man könnte aber als Auswärtiges
Amt auch einmal darüber aufklären, warum so viele
Menschen aus Haiti fliehen. Unter anderem, weil
dort Frauen und Mädchen vergewaltigt und an-
schließend auf den Müll geworfen werden. Aber das
bringt nicht so viele Klicks.

T Tobias Käufer ist Lateinamerika-Korrespondent.
Im Auftrag von WELT berichtet er seit 2009 über
die Entwicklungen in der Region.
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W ann hat das alles an-
gefangen? Um zu ver-
stehen, wie gesellschaft-
liche Schräglagen und
kulturelle Verschiebun-
gen entstehen, führt kein
Weg daran vorbei, zu den

Wurzeln der Dinge zu gelangen. Woher kommt der
aggressive, eitle Moralismus, der in der aktuellen
Bundesregierung prägend ist und in der Merkel-Zeit
fast prägend war? Es begann erstens mit dem Ende
des egalitären Miteinanders der Bonner Republik.
Zweitens mit dem stolzen Hedonismus der Boomer
und Gen X, der in den 80er-Jahren überall im Wes-
ten Fahrt aufnahm. Stichwort: Yuppies. Und drit-
tens mit dem Postmaterialismus der Nicht-richtig-
Wohlhabenden, die ihre ökonomischen Shortco-
mings mit Moral kompensieren mussten.

Bevor wir zu den Wurzeln kommen, noch einmal
ein Blick in das aktuelle Blütenreich dieser ziemlich
deutschen Unart. Moraldarsteller in den beiden
Kernressorts der Grünen, Wirtschaftsministerium
und Außenamt, konnten es sich diese Woche nicht
verkneifen, einseitig in den US-Wahlkampf ein-
zugreifen, sich auf die Seite von Kamala Harris zu
schlagen. In vermeintlich witziger Weise auf den
sozialen Medien gegen Donald Trump zu sticheln.
Deutscher Moralpopulismus in seiner Reinform –
und gleichzeitig radikale Unprofessionalität, unse-
ren wichtigsten Verbündeten und Wirtschaftspart-
ner zu vergraulen (sollte Trump die Wahl gewin-
nen). Wie so oft ist moralische Selbstdarstellung
kontraproduktiv für jedes realpolitische Anliegen.
Immer schon.

Georg Kronawitter, SPD, war von 1972 bis 1978
und dann von 1984 bis 1993 Münchener Oberbürger-
meister und sah sich als Anwalt der kleinen Leute.
Er hasste die Reichen – und artikulierte das auch,
als er mit Figuren wie Gloria von Thurn und Taxis
konfrontiert wurde, zunehmend aber auch mit ei-
nem selbstbewussten Milieu konsumfreudiger Neu-
reicher (und einer im internationalen Vergleich fast
demütigen Präsentation des Reichtums in der
Stadt). Für den Sozialdemokraten war die egalitäre
Norm das Band, das die Gesellschaft zusammen-
hielt, er kämpfte dafür, dass das so bleibt. Kein
Luxus, außer dem Verschämten, Exotischen, er-
kennbar Minoritären: der Reiche als Freak wie in

„Kir Royal“ von Helmut Dietl. Das alte Ideal der
SPD war ein kleinbürgerlich-proletarisches Land, in
dem Reichtum im Grunde genommen ein Unfall
war (beziehungsweise ein Kollateralschaden des
Wirtschaftswunders). Die Globalisierung hat diese
enge „Idylle“ pulverisiert: In Gerhard Schröder
wurde 1998 ein Sozialdemokrat Bundeskanzler, der
mit Zigarre, Brioni-Anzug und einem gepanzerten
Audi A8 auf der Bühne von „Wetten, dass..?“ stolz
die Insignien seiner Macht und seines Wohlstandes
ausgestellt hat. Es folgten „GQ“, Prachtstraßen und
Passagen in Hamburg, München oder Berlin und
schließlich Instagram, bei dem das Jenseits als ma-
terielle Exzessanhäufung diesseitig gemacht wurde.

Die Postmaterialisten reagierten mit einem noch
hysterischeren Postmaterialismus. Sie mussten
moralisch kompensieren, was andere mit G-Klassen
und schrankwandgroßen Louis-Vuitton-Einkaufs-
tüten an Repräsentation aufgebaut hatten. Bei den
Klimaklebern wurde dieser moralische Schaukampf
bühnenreif: Die Konfrontation zwischen gepump-
ten, tätowierten AMG-Zornigen und dem verhusch-
ten veganen Bürgerkind (und Rechtsbrecher) ver-
deutlichte, dass Materialisten und Postmaterialisten
unterschiedliche Währungen verrechnen. Anfäng-
lich blieben die moralisierenden Medien auf Seiten
der Rechtsbrecher, weil in den meisten Journalisten
derselbe Verliererneid schlummert wie in den Ak-
tivisten. Deshalb deren mediale Verklärung. Bizarr
nur, dass sich die vermeintlich postmaterialisti-
schen Journalisten im ÖRR ihre materiellen Grund-
lagen via Zwangsgebühren finanzieren lassen. Weil
das nur bei Leuten wie Jan Böhmermann oder Anja
Reschke üppig ist, vergibt der kulturell-mediale
Moralkomplex Preise nahezu ausschließlich an die
Kantoren postmaterialistischer Publizistik. Auch
bei aktuellen Fernsehpreisen wird gefeiert, was den
moralischen Geltungsdrang der Nicht-ökonomisch-
Erfolgreichen intakt lässt. 

Der Neid sollte als Eindruck vermieden werden,
doch die aggressive Art des Virtue Signalling als

Gegenentwurf zum Conspicious Consumption
(Thorstein Veblen) verdeutlichte, dass der souverä-
ne Postmaterialist die Ausnahme war und ist. Die
meisten souveränen Postmaterialisten sind wohl-
habende Menschen oder kommen aus wohlhaben-
den Familien. Und entscheiden, dem Luxus und der
Völlerei zu entsagen, weil sie es schon genossen
und davon eigentlich genug haben. Was okay ist,
wenn sie nicht zu Ikonen von jenen gemacht wür-
den, die auch ohne Wohlstand und Erfolg ihre Mo-
ral als Statussymbol betrachten und damit aggressiv
in die Debatten eingreifen.

Mag man sich über weltläufige Klimaschütze-
rinnen amüsieren, die ihre Vielflieger-Jugend damit
abspalten, aber sie repräsentieren zumindest die
Kenntnis der anderen Seite. Die wirklich Verbitter-
ten aber benutzen ihren Moralismus, um die öko-
nomischen Niederlagen ihrer Biografie mit einem
ethischen Mehrwert zu versehen. Nur so lässt sich
erklären, dass der neudeutsche Moralismus so eitel
gesinnungsästhetisch poliert ist, während die Souve-
ränität der Verantwortungsethik zunehmend in den
Hintergrund gerät. Deswegen steigt man auch aus
der Atomkraft aus, wenn man dafür mehr Kohle-
kraftwerke anwerfen muss. Nahezu alle aktuellen
politischen Konflikte werden als gesinnungsethi-
sches Theater inszeniert und in den Medien, ins-
besondere den öffentlich-rechtlichen, als Lehrstücke
über Gut und Böse aufgeführt.

Die bildungsbürgerliche Beflissenheit, sich selbst
moralisch über die anderen zu stellen, nimmt in
dem Maße zu, wie die ökonomischen Unterschiede
innerhalb des Bürgertums zunehmen. Da die öko-
nomische Differenz des Moralbürgertums zur
nicht-akademischen Mittelschicht kaum sichtbar
ist, muss die Differenz kulturell konstruiert werden:
Dazu dienen die Verachtungs-Maschinerien in Me-
dien und Kultur, die den Dacia-SUV-Fahrern und
Fertighaus-Bewohnern in der Provinz deren Rück-
ständigkeit unter die Nase reiben wollen. Die grüne
Energiewende soll all die „Atomkraft? Nein danke“-
Sticker und Aufkleber zu Statussymbolen von
Macht und Durchsetzungskraft verwandeln – zu
Zeptern postmaterieller Herrschaft. Die Krönungs-
insignien sind die kulturellen und medialen Domi-
nanzen, die diese politischen Entscheidungen mög-
lich machen. 

Ähnliches gilt für die „Refugees Welcome!“-Slo-
gans oder den Kampf gegen Rechts unter dem Mot-
to „Wir sind mehr!“. Ob Klimastreik oder „Letzte
Generation“, ob Fahrraddemo, Zero-Covid oder
Kampf gegen Freihandel – in all diesen Konflikten
geht es weniger um Verantwortungsübernahme
denn um moralische Distinktion. Gedeihen konnte
der postmaterielle Schaufenster-Idealismus in Zei-
ten, in denen die vermeintlich unmoralischen Häus-
lebauer und Dieselpendler für einen Wohlstand
gesorgt haben, den nun insbesondere jene Milieus
vernichten, die sie immer schon verachtet haben.
Der Traum vom eigenen kleinen Häuschen, vom
Urlaub auf Malle und den Kindern auf dem Gymna-
sium wurde von Moral-Oligarchen und ihren kultu-
rell-medialen Handlagern so lange in die Gesell-
schaft injiziert, bis sich nun Teile der Mitte weit
entfernt haben vom gesellschaftlichen Mainstream. 

Das moralische Kasperltheater angesichts der
Wahlerfolge der AfD, eingeübt im eitlen Entsetzen
über eine fragwürdig reportierte Veranstaltung in
Potsdam oder ein paar verstrahlte Yuppies auf Sylt,
greift zunehmend ins Leere. Dem Land geht es zu
schlecht für Postmaterialismus, die schamlose Art
und Weise, wie sich der sogenannte Elfenbeinturm
selbst steuerfinanzierte Posten und Pöstchen be-
sorgt, während es den Normalverdienern eher
schlechter geht, delegitimiert den moralisch hohen
Ton, wenn unter dem Vorwand, die Demokratie zu
retten, vor allem die eigene Diskurshoheit und
Macht gesichert werden soll.

Den ganzen öden moralisierenden Kram kann
man sich erst wieder leisten, wenn die Wirtschaft
zwischen 2,5 und drei Prozent wächst. Bis dahin
gilt: Afuera. Das moralische Establishment muss
defunded werden, weil es auf bemerkenswerte Art
unfähig zur Selbstkritik ist. ulf.poschardt@welt.de

Fürs große
Moralisieren geht
es Deutschland
viel zu schlecht
Nahezu alle aktuellen politischen Konflikte werden 
heute als gesinnungsethisches Theater inszeniert und
in den Medien, vor allem den öffentlich-rechtlichen, 
als Lehrstücke über Gut und Böse aufgeführt. 
Drei Etappen eines moralischen Schaukampfs 

LEITARTIKEL

ULF POSCHARDT

W er schützt eigentlich die
Verfassung vor den Ver-
fassungsschützern? Diese

Frage steht ernsthaft im Raum, seit
Deutschlands Verfassungsschutz-
präsident Thomas Haldenwang in der
Corona-Krise den neuen Tatbestand
der „Delegitimierung des Staates“
erfand – und damit den Aufgaben-
bereich seiner Behörde umdefinierte:
Nicht nur verfassungsfeindliche Tä-
tigkeiten, sondern auch regierungs-
kritische Ansichten stehen plötzlich
unter Verdacht. Haldenwangs strate-
gischer Kurswechsel rührt an die
Substanz unseres Rechtsstaats, näm-
lich das in Artikel 5 des Grundgeset-
zes verbriefte „Recht, seine Meinung
in Wort, Schrift und Bild frei zu äu-
ßern und zu verbreiten und sich aus
allgemein zugänglichen Quellen un-
gehindert zu unterrichten“. Die Fol-
gen der Kampagne sind längst flä-
chendeckend zu beobachten und
durchaus alarmierend: Immer mehr
Politiker, Gerichte und Behörden in
Bund und Ländern rücken Meinungs-
äußerungen, die geeignet sind, das
Vertrauen in Regierungshandeln zu
untergraben, in die Nähe von Strafta-
ten. Die Pressefreiheit, im Grund-
gesetz ausdrücklich hervorgehoben,
stellt eigentlich eine dunkelrote Linie
für solche Versuche staatlicher Dis-
kurskontrolle dar. Dass auch sie be-
droht ist, zeigt der vorerst geschei-
terte Plan von Bundesinnenministe-
rin Nancy Faeser (SPD), das rechts-
extreme Magazin „Compact“ zu
verbieten. Nun aber sind ausgerech-
net bayerische Verfassungsschützer
noch tiefer ins Terrain der „vierten
Gewalt“ vorgedrungen. In einem auf
der Behördenwebseite publizierten
Bericht über eine „russische Des-
informationskampagne“ erfassten sie
nicht nur „gefälschte Webseiten
bekannter Medien“, also klassische
„Fake News“, sondern erstellten auch
eine Tabelle mit der unglaublichen
Überschrift: „Webseiten, die Nach-
richten passend zum russischen Nar-
rativ verbreiten“. Das darunter auf-
gelistete Spektrum ist breit und
bunt: Es reicht vom „Freitag“ bis zur
„Jungen Freiheit“, von der „Berliner
Zeitung“ bis zur „Weltwoche“, von
„Tichys Einblick“ bis zu den „Nach-
denkseiten“.

Je nach Weltbild und Geschmack
mag man diese sehr unterschiedli-
chen Zeitungen und Blogs wertschät-
zen oder auch nicht. Doch niemand
kann bestreiten, dass sie in einer
pluralen Medienlandschaft ihren
Platz haben: So kontrovers und viel-
fältig sieht eine demokratische Öf-
fentlichkeit aus. Die bayerischen
Staatsbeamten allerdings rückten all
diese unabhängigen Medienmarken in
die rufschädigende Nähe zur „Des-
information“, weil einzelne Beiträge
von russlandfreundlichen „Akteuren“
in sozialen Netzwerken geteilt wur-
den und „ins russische Narrativ pas-
sen“. Studiert man das entsprechende
Kapitel im Verfassungsschutzbericht,
so kommt man aus dem Staunen
nicht heraus. Da ist etwa ein Beitrag
der Schweizer „Weltwoche“ abge-
druckt: „Bürgergeld an Kiew: Selen-
skyj fordert, dass die Sozialhilfe an
die ukrainische Regierung statt an
Ukraine-Flüchtlinge in Deutschland
überwiesen wird“. Allerdings handelt
sich hierbei keineswegs um „Des-
information“, sondern um die nackte
Wahrheit: Selenskyjs bizarre Forde-
rung aus einem ARD-Interview mit
Carmen Miosga wird von der „Welt-
woche“ lediglich sachlich und korrekt
wiedergegeben.

Weiter findet sich da ein Interview
der „Jungen Freiheit“ mit der hessi-
schen AfD-Abgeordneten Anna Nguy-
en, in dem die Tochter vietnamesi-
scher Einwanderer „massiven Ras-
sismus von links“ beklagt. Und ein
Artikel des „Deutschland Kuriers“
über den „Correctiv-Sumpf“ und die
Frage, „woher das Geld für die links-
grüne Stasi wirklich kommt“ – näm-
lich, wie der Artikel in polemischem
Tonfall, aber sachlich zutreffend
berichtet, zu beträchtlichen Anteilen
aus dem Bundeshaushalt. Von Putin-
Verherrlichung oder konkreter

Falschinformation also keine Spur –
es reicht schon für die Indexierung,
dass all diese Beiträge, so legitim sie
sein mögen, ins Muster des „russi-
schen Narrativs“ passen. Nun er-
innert die Erklärung von interner
Kritik zur „Feindpropaganda“ iro-
nischerweise selbst an ein russisches
Narrativ. In der Sowjetunion war
dieses Argument sehr beliebt, und
der ehemalige KGB-Mitarbeiter Wla-
dimir Putin könnte den deutschen
Behörden sicher hilfreiche Tipps zu
seiner effektiven Anwendung geben.
Noch heute gehört die Strategie fest
zum Instrumentarium autoritärer
Systeme: Der gezielt gestreute Ver-
dacht, unbequeme Journalisten wür-
den Positionen staatsfeindlicher oder
ausländischer Mächte vertreten, ist
immer die erste Vorstufe zur Zensur
– und endet oft mit einer Anklage
wegen Hochverrats oder Agenten-
tätigkeit.

Ähnliches ist in Deutschland zum
Glück noch ganz undenkbar. Den-
noch stellt die amtliche Liste „pro-
russischer“ Medien einen beispiello-
sen Angriff auf die Pressefreiheit dar,
der Konsequenzen haben muss.
Nachdem sich „Berliner Zeitung“,
„Tichys Einblick“ und „Junge Frei-
heit“ gegen den Verfassungsschutz-
bericht gewehrt haben, redete sich
der Bayerische Verfassungsschutz
wortkarg auf „inhaltliche Missver-
ständnisse“ heraus und stellte eine
„angepasste“ Fassung des Berichts
ins Netz. Die „Webseiten, die Nach-
richten passend zum russischen Nar-
rativ verbreiten“, heißen nun plötz-
lich nur noch „Webseiten, deren In-
halte der Akteur in Teilen weiterver-
breitet hat“. Doch die Verwechslung
der Kategorien ist kein Missverständ-
nis, sondern sie hat Methode. Die
neue Verfassungsschutzlogik wirft
Fake News, Delegitimierung und
Regierungskritik immer öfter in
einen großen Topf – und schafft so
selbst einen unentwirrbaren Nebel
der Desinformation, anstatt für Auf-
klärung zu sorgen. Ist nicht im End-
effekt alles „prorussische Propagan-
da“, was die Repräsentanten und
Institutionen des deutschen Staates
schlecht dastehen lässt?

Dass die Denunziation kritischer
Medien durch Staatsbeamte schon
Schaden angerichtet hat, beweisen

die hämischen Reaktionen mancher
Journalisten, die den Verfassungs-
schutzbericht als Bestätigung ihrer
Vorbehalte gegen die Konkurrenz
auffassten. Diese Kollegen sollten
sich in Grund und Boden schämen.
Denn die Schwarze Medienliste, die
ausgerechnet aus Markus Söders
konservativem CSU-Imperium
stammt, dürfte erst der Anfang sein.
Schließlich kamen die Grünen gleich
nach dem Wahlerfolg von BSW und
AfD in Thüringen (und ihrer eigenen
desaströsen Niederlage) auf die Idee,
eine Bund-Länder-Taskforce gegen
Desinformation einzurichten. In den
Verfassungsschutzbehörden dürften
sie dafür willige Partner finden. Gibt
es dann bald auch „gesichert pro-
russische“ Medien? Oder Listen mit
„Webseiten, die Nachrichten passend
zu den Narrativen von AfD und BSW
verbreiten“?

Die „russische Desinformations-
kampagne“, so tönt Bayerns Ver-
fassungsschutz staatstragend in der
Einleitung zu seinem skandalösen
Dossier, diene dem Ziel, „durch die
Verbreitung bewusster Falschinfor-
mation und prorussischer Narrative
in westlichen Gesellschaften Zweifel
an liberalen demokratischen Werten
zu säen“. In Wahrheit sind es die
Verfassungsschützer selbst, die mas-
sive Zweifel an der Stabilität dieser
Werte nähren.andreas.rosenfelder@welt.de

Wenn der Verfassungsschutz
Desinformation verbreitet

KOMMENTAR

ANDREAS ROSENFELDER

DIE VERWECHSLUNG
DER KATEGORIEN
IST KEIN
MISSVERSTÄNDNIS,
SONDERN SIE HAT
METHODE
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D en „letzten Akt
für das Leben
auf diesem Pla-

neten“ verkündete
Greenpeace, und seit
Mitte der 1980er-Jahre
erscheinen Horrormel-
dungen über „eine unsichtbare Gefahr
aus dem All“: Ultraviolette Strahlen
könnten ungehindert durch eine Öff-
nung der schützenden Ozonschicht die
Erdoberfläche erreichen.

Ozonloch tauften Wissenschaftler
das Phänomen. Es drohe Hautkrebs.
Doch übertrieben wurde auch: Schafe
und Lachse seien erblindet – Belege
blieben aus. „Mit Millionen von zusätz-
lichen Toten“, rechnete das World-
watch Institute in den USA. Behörden
verteilten Sonnenbrillen und Hüte.
„Weg vom sonnengegerbten Luis Tren-
ker, hin zum blassen Japaner“, empfahl
der Deutsche Skiverband.

FCKW durchlöcherten die Schutz-
schicht Mitte der 1970er-Jahre hatten
Atmosphärenforscher entdeckt, dass
Fluorchlorkohlenwasserstoffe (FCKW)
und andere chemische Substanzen in
etwa 20 Kilometern Höhe Ozonlöcher
verursachen. Vor allem über dem Süd-
pol schwand das dort schützende Sau-
erstoff-Gas O3, sodass mehr schädliche
UV-Strahlung der Sonne bis zum Bo-
den durchdringen konnte. Vermutlich
erkrankten dadurch viele Menschen zu-
sätzlich an Hautkrebs. Am 16. Mai 1985
erfuhr die Öffentlichkeit von der tödli-
chen Bedrohung, britische Forscher be-
richteten in der Wissenschaftszeit-
schrift „Nature“: Hoch in der Atmo-
sphäre – größtenteils zwischen 15 und
25 Kilometern über der Erdoberfläche –
absorbiert die Ozonschicht den größ-
ten Teil der ultravioletten Strahlung
der Sonne. Als die FCKW Löcher in
diesen Schutzschirm fraßen, gelangte
in polnahen Regionen mehr UV-Strah-
lung auf die Erde, wodurch das Risiko
von Hautkrebs wuchs.

An den Polen greifen FCKW das
Ozon an, nur dort ist es kalt genug. Ab
einer Lufttemperatur von minus 78
Grad Celsius beginnt ein tückischer
Vorgang: Salpetersäure, Schwefelsäure
und Wasser gefrieren zu rosa-türkisfar-
benen Schlieren, den sogenannten po-
laren Stratosphärenwolken. Diese Wol-
ken enthalten chemische Substanzen,
die unter dem Einfluss der Frühlings-
sonne das Ozon zersetzen. Im Sommer
wird es zu warm, die Stratosphärenwol-
ken lösen sich wieder auf, das Ozon-
loch schließt sich. Mit jedem Grad, das
die Stratosphäre unter minus 78 Grad
abkühlt, nimmt die Ozonmenge um
rund ein Zwanzigstel ihres durch-
schnittlichen Bestandes ab. Die Tempe-
raturgrenze von minus 78 Grad sorgt
dafür, dass Nord- und Südpol unter-
schiedlich stark vom Ozonverlust be-

troffen sind: Über der
Antarktis ist es in jedem
Winter (der Südhalbku-
gel) deutlich kälter als
minus 78 Grad, sodass
sich jährlich Stratosphä-
renwolken bilden.

Mehr Ozon löst sich dort im Früh-
jahr auf als über der Arktis – das Ozon-
loch entsteht. In der arktischen Strato-
sphäre hingegen sprechen Forscher nur
von „Ozonverlust“. Dort liegen die
Wintertemperaturen sonst nahe am
kritischen Wert von minus 78 Grad.
Gelegentlich kann sich aber auch über
der Arktis ein Ozonloch bilden. Dann
ist Nordeuropa mehr UV-Strahlung
ausgesetzt; auch Deutschland wurde
gelegentlich von einer Überdosis ge-
troffen.

Die Vereinten Nationen reagierten
auf die Forschung: Das Montrealer Pro-
tokoll von 1987 forderte, die Herstel-
lung und Verwendung von FCKW und
anderer Gase einzustellen, die in Kühl-
schränken, Deodorants und anderen in-
dustriellen Prozessen verwendet wur-
den. Die politische Vereinbarung er-
wies sich als effektiv, die globalen
Emissionen der Schadstoffe sanken um
mehr als 99 Prozent, weil die Hersteller
sie durch weniger schädliche Alternati-
ven ersetzten.

Das Montreal-Protokoll gilt heute als
Ideal für die Lösung internationaler
Probleme: Im ersten Schritt identifizie-
ren Wissenschaftler ein Umweltpro-
blem, im zweiten verhandelt die Welt-
gemeinschaft konkrete Ziele, im dritten
sorgen politische Kampagnen für die
Zustimmung der Staaten. Schließlich
verabschieden die UN eine Konvention,
an die sich die meisten Staaten gebun-
den fühlen, der Ausstoß der schädli-
chen Substanzen geht radikal zurück.

Das Schema der Ozonloch-Bekämp-
fung kann allerdings falsche Hoffnun-
gen wecken, mahnt der Soziologe Rei-
ner Grundmann von der University of
Nottingham: Andere Probleme wie der
Klimawandel stellten komplexere Pro-
bleme dar. Die FCKW waren leicht zu
ersetzen, ähnlich die Verursacher des
„sauren Regens“. Fossile Energien hin-
gegen, die Treiber der globalen Erwär-
mung, bilden die Grundlage für Welt-
wirtschaft und Wohlstand, sie ließen
sich nicht so einfach austauschen.

Nun wartet die Welt auf eine Verklei-
nerung des Ozonlochs – tatsächlich
deuten Messungen und Modelle darauf
hin, dass sich die Ozonschicht beginnt
zu erholen. Die Maßnahmen scheinen
zu wirken. Schätzungen, wann sich die
Schicht erholt haben könnte, gehen
auseinander. Manche sehen die Heilung
erst am Ende des Jahrhunderts. Gleich-
wohl beweist die Entwicklung, dass die
Menschheit gemeinsam gravierende
Probleme bewältigen kann.

LICHTBLICKE

AXEL BOJANOWSKI

Emissionen von ozonabbauenden Substanzen

Angaben in Mio. Tonnen

Quelle: Hegglin et al. (2014); OurWorldInData.org/ozone-layer | CC BY
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Wie die Menschheit gemeinsam 
ein großes Problem löste

C oronakinder – dieser Na-
me hat sich inzwischen für
jene Generation eingebür-
gert, die über Monate mit
Schulschließungen und

Kontaktsperren zurechtkommen muss-
te. Vielleicht verlor sie sogar Angehöri-
ge, zumindest aber musste sie die tiefe
Verunsicherung miterleben. Viele Fach-
leute in Deutschland wie der Welt sag-
ten voraus, dass sich das in ihre Seele
eingraben werde. 

VON NIKE HEINEN

Und tatsächlich: Psychische Erkran-
kungen nahmen bei Jugendlichen zwar
schon vor der Pandemie zu, bei einigen
psychischen Erkrankungen in bestimm-
ten Altersgruppen gab es aber während
der Pandemie eine stärkere Zunahme.
Essstörungen bei Mädchen wurden
mehr, die nun auch schon ab einem Al-
ter von zehn Jahren vermehrt auftraten.
Depressionen nahmen zu, ebenfalls bei
Mädchen, ab 14 Jahren.

Jetzt scheint eine Studie im Fachjour-
nal „PNAS“ eine zu dünne Hirnrinde
bei der betroffenen Generation nachzu-
weisen. Oder anders ausgedrückt: eine
grundlegende Veränderung in einem Sy-
stem, das das gesamte spätere Leben
prägt – auch das Lebensrisiko für psych-
iatrische Erkrankungen. Wie die For-
scher um Patricia Kuhl, Co-Direktorin
am Institute for Learning and Brain Sci-
ences an der University of Washington
in Seattle, berichten, kam die Hirnrei-
fung während der Coronajahre bei ihren
160 Probanden zwischen neun und 17
Jahren in eine Art schnellen Vorlauf.
Kuhl und ihr Team schreiben: „Die Ge-
hirnrinde von Kindern und Jugendli-
chen entwickelte sich in der Pandemie-
zeit ungewöhnlich schnell und wurde
dünner, als es in dieser Entwicklungs-
phase üblich ist.“

Was erst einmal nach einem Vorteil,
oder zumindest keinem Nachteil klingt
– wer schneller reift, wird schneller er-
wachsen – ist für Psychiater ein Alarm-
signal. Aus früheren Studien ist be-
kannt, dass für Kinder und Jugendliche
mit einer beschleunigten Hirnreifung
später ein hohes Risiko besteht, schwere
psychische Erkrankungen wie Schizo-
phrenie zu entwickeln. Konzentriert
sich die beschleunigte Reifung aufs Vor-
derhirn, dann begünstigt das offenbar
die Entstehung von Manien, dem wahn-
haften Teil der bipolaren Störung.

Das Team aus Psychologen und Bio-
ingenieuren spekuliert nun, dass der
psychische Stress während der Lock-
down-Perioden die beobachteten Ver-
änderungen verursacht haben könnte.
Das ist ein Zündstoff-Thema, die Studie
wird wohl Furore machen. In Deutsch-
land wurde vor Veröffentlichung das
Science Media Center, eine Recherche-
einrichtung für wissenschaftliche The-
men, darauf aufmerksam und befragte
mehrere Experten dazu.

Aber was wurde eigentlich gemessen?
Und was lässt sich aus den Daten tat-

sächlich schließen? Die Arbeitsgruppe
von Patricia Kuhl hatte zufällig vor der
Pandemie eine Studie vorbereitet, um
die Hirnreifung von Kindern zu erfor-
schen. Junge Menschen waren rekru-
tiert und 2018 ihr Gehirn erstmals mit-
tels Magnetresonanztomografie (MRT)
vermessen worden. Die ersten Bilder
nahmen die Forscher als Grundlage für
ein Computermodell des „normal rei-
fenden“ Gehirns.

Nachdem sie die Messungen 2021 und
2022 an den nun drei beziehungsweise
vier Jahre älteren Versuchsteilnehmern
wiederholt hatten, verglichen sie die Er-
gebnisse mit diesen vom Computer er-
rechneten „Standardbildern“ für be-
stimmte Altersphasen. Insbesondere
sahen sie sich die Dicke der Hirnrinde
an. Diese hatte in den Pandemiejahren

schneller abgenommen, wie sich zeigte,
als es laut dem Computermodell für die
Hirnentwicklung typisch wäre. So kom-
men die US-Forscher zu der Schlussfol-
gerung, die Gehirnentwicklung sei
schneller verlaufen.

Aus den bisher bekannten Daten, vor
allem den Krankenhausbehandlungen,
wussten die Forscher: Es ist ein klarer
Unterschied zwischen den Geschlech-
tern zu sehen. Vor allem Mädchen
scheinen anfällig für den Pandemie-
stress, und passend dazu kam in der
Studie heraus, dass sich die Gehirnent-
wicklung bei beiden Geschlechtern un-
terschiedlich stark beschleunigt hatte.
Mädchen waren ihrem Alter im Schnitt
4,2 Jahre voraus, Jungen nur 1,4 Jahre.
Und bei Mädchen betrafen die Verände-
rungen das gesamte Gehirn, bei Jungen
nur Ausschnitte.

Wichtig ist zu wissen: Für die
PNAS-Studie haben Kuhl und ihre Kol-
legen nur Bilder verglichen und beur-
teilt, die Probanden wurden nicht
nach psychiatrischen Kriterien unter-

sucht. Ob die Kinder und Jugendli-
chen, deren Gehirne auffällig waren,
auch psychisch belasteter waren, Früh-
symptome zeigten oder vielleicht
schon erkrankt waren, das bleibt auf
diese Weise völlig offen.

Und so lässt sich auch dieser Wider-
spruch nicht auflösen: Nur manche,
nicht alle psychischen Erkrankungen
stehen in einem Zusammenhang mit
einer beschleunigten Hirnreifung. Ma-
gersucht gehört nach bisherigem Wis-
sen nicht dazu – ist aber die typische
psychiatrische Pandemiefolge. Bei den
Wahnerkrankungen dagegen – Schizo-
phrenien, Manien – bei denen ein Zu-
sammenhang mit solchen Veränderun-
gen in Studien gezeigt wurde, gab es
während der Pandemie zwischen 2020
und 2022 keinen Zuwachs.

Im Gegenteil. Erstmals seit Jahren
gab es wieder einen Rückgang der Fälle
in den Kliniken. Als Beispiel dienen die
Zahlen für Schizophrenie bei den 14- bis
19-Jährigen in Deutschland: Zuweisun-
gen nahmen um 21 Prozent ab, 2613
Kranke pro Jahr waren es in der Pande-
mie statt 3596 Fälle vorpandemisch. Es
ist ein Trend, der auch dann stabil
bleibt, wenn man die Wochen mit den
Bettenkürzungen gegenrechnet.

Wieso verschwinden Krankheiten,
die von Stress und Lebenskrisen ver-
stärkt werden, ausgerechnet in so einer
Krise? Christoph Correll, Direktor der
Klinik für Psychiatrie, Psychosomatik
und Psychotherapie des Kindes- und Ju-
gendalters an der Berliner Charité er-
klärt, dass es bei manchen Erkrankun-
gen durchaus helfen könne, nicht vor
die Tür zu müssen. „Bei Sozialangst
oder bei Verfolgungswahn ist das plau-
sibel.“ Aber auch das ist spekulativ – wie
gesagt, um die vorliegende Studie in
einen echten Zusammenhang mit psy-
chischen Belastungen zu bringen, feh-

len ärztliche Untersuchungen an den
Probanden.

Von Neurowissenschaftlern wird die
Studie nicht gut aufgenommen, gegen-
über dem Science Media Center warnen
Forscherinnen beispielsweise, dass man
aus der kleinen Gruppe nicht auf eine
ganze Generation schließen könne. So
sagt Sofie Valk, Leiterin der Otto-Hahn-
Forschungsgruppe Kognitive Neuroge-
netik am Leipziger Max-Planck-Institut
für Kognitions- und Neurowissenschaf-
ten: „Die Probandenzahl ist sehr klein,
vielleicht sogar zu klein, bei der Analyse
zu Geschlechterunterschieden. Auch
empfinde ich es als sehr schade, dass sie
das Set-up nicht dazu genutzt haben,
um Änderungen innerhalb einer Person
zu messen, wie Symptome psychischer
Erkrankungen oder Ähnliches. Ich ver-
stehe nicht, warum sie das nicht getan
haben.“

Auch Iroise Dumontheil, Psychologin
an der University of Melbourne in Au-
stralien, wundert sich darüber, dass die-
se individuelle Betrachtung fehlt. „Sich
die Auswirkungen der Covid-Pandemie
auf die Gehirnentwicklung von Jugend-
lichen anzusehen, ist eine vielverspre-
chende Idee.“ Die Forschung am ju-
gendlichen Gehirn habe allerdings ge-
zeigt, dass man dasselbe Kind über
einen längeren Zeitraum beobachten
muss, um Entwicklungsverläufe zu be-
urteilen. „Für einen Vergleich zwischen
Kindern sind die individuellen Unter-
schiede in Bezug auf die pubertäre Ent-
wicklung zu groß.“

Dumontheil hat wie weitere Kollegen
den Verdacht, dass das, was die For-
scher bei den Mädchen gesehen haben,
nur Erscheinungen der Pubertät waren.
Zufällig hätten in der älteren Proban-
den-Gruppe Mädchen mit späterer, in
der jüngeren eben Mädchen mit sehr
früher Pubertät sein können. „Diese
PNAS-Studie hat eine kleine Stichpro-
bengröße. Wird die Pubertät bei der Da-
tenerhebung nicht berücksichtigt, kann
sich das so auswirken.“

Lise Eliot, Neurowissenschaftlerin an
der Rosalind Franklin University in Chi-
cago, hat sogar eine grobe fachliche
Fehleinschätzung entdeckt. Offenbar
haben die Forscher die Literatur nicht
verstanden, die sie selbst zitieren. So
gehe laut Eliot die Idee, dass Stress das
Ausdünnen der Hirnrinde erklären kön-
ne, vollkommen fehl. „Die Autoren ver-
weisen auf Studien, nach denen bei
weiblichen Ratten unter Stress Zellfort-
sätze der Nervenzellen schrumpfen. Die
zitierte Studie sagt aber das Gegenteil,
dass Stress die Zellfortsatzdichte er-
höht.“ Ist Stress die Ursache, hätte sich
die Gehirnrinde verdicken müssen.

Letzten Endes gibt es nur einen Weg,
um zu erfahren, ob die Forscher aus Se-
attle recht haben – abwarten. Ob Coro-
nakinder zu Wahnerkrankungen neigen,
wie die Gehirndaten vermuten lassen,
wird man erst in etwa zehn Jahren wis-
sen. Denn psychotische Episoden treten
in aller Regel zum ersten Mal zwischen
dem 20. und dem 25. Lebensjahr auf.

Die Pandemie
und das Gehirn
der jungen
Generation
Eine Studie scheint nachzuweisen, dass die
Lockdowns bei Kindern und Jugendlichen die
Entstehung von Manien gefördert haben.
Doch die Ergebnisse sind fraglich

Der Grönlandhai ist das langlebigste Wirbeltier der Welt. Etwa 400 Jahre alt
können die in tiefen Bereichen des Nordatlantiks und des Arktischen Ozeans le-
benden Fische mindestens werden. Eine Analyse des Erbguts durch Forscher
vom Leibniz-Institut für Alternsforschung in Jena legt nahe, dass eine verbes-
serte DNA-Reparatur eine wichtige Rolle für die extreme Langlebigkeit spielen
könnte. Solche Erkenntnisse helfen womöglich, allgemeine Mechanismen der

Langlebigkeit besser zu verstehen. Entscheidend könnte das enorm große Erb-
gut der Tiere sein, das sich vor allem aus wiederholenden Elementen ergibt. Ei-
gentlich, so die Forscher, gilt ein hoher Anteil solcher Elemente als schädlich für
den Organismus – im Fall des Grönlandhais scheine aber das Gegenteil der Fall
zu sein: Womöglich nutzen etwa Gene, die an der Reparatur von DNA-Schäden
beteiligt sind, die Maschinerie dieser Elemente. 
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WIRTSCHAFT UND GELD

KI-Anwendungen halten Einzug 
in deutsche Klassenzimmer und 
auf Lern-Plattformen. Mitunter 
ist die Technik menschlichen 
Lehrern sogar überlegen. Aber 
macht es sie überflüssig? Wie 
sich die Sprachlern-Anbieter an 
die neuen Trends anpassen.

Jetzt lesen: WELT.DE/KI

Noch 10 Tage: 
WELT KI-Preis am 26. September.

13.09. Kurs Veränderung 12 Monate Marktk. Div. Div. KGV 
in € Vortag in % Tief Vergleich Hoch Mrd. € in € Rend. 2024 

Adidas NA 218,50 0,0 154,6 _______b___ 242,0 39,33 0,70 0,32 76,67 
Airbus 130,56 0,0 W 120,2 __b________ 172,8 103,44 2,80 2,14 19,78 
Allianz vNA 286,60 +0,7 WW 215,8 __________b 287,1 112,27 13,80 4,82 11,65 
BASF NA 43,60 +2,1 WWW 40,18 __b________ 54,93 38,91 3,40 7,80 14,78 
Bayer NA 26,98 +0,7 WW 24,96 _b_________ 49,82 26,51 0,11 0,41 10,58 
Beiersdorf 126,80 +0,2 W 118,0 ___b_______ 147,8 31,45 1,00 0,79 28,82 
BMW St. 73,32 +2,7 WWWW 68,58 _b_________ 115,4 42,51 6,00 8,18 4,39 
Brenntag NA 64,88 +0,8 WW 62,24 _b_________ 87,12 9,37 2,10 3,24 12,85 
Commerzbank 15,63 +4,2 WWWWW 9,46 __________b 15,83 18,51 0,35 2,24 7,81 
Continental 53,62 +3,3 WWWW 51,02 _b_________ 78,40 10,72 2,20 4,10 6,62 
Covestro 56,36 +0,7 WW 44,57 __________b 56,90 10,65 – – 70,45 
Daimler Truck 31,07 +2,1 WWW 27,97 __b________ 47,64 25,57 1,90 6,12 6,68 
Dt. Bank NA 14,63 +2,4 WWW 9,44 _______b___ 17,01 29,18 0,45 3,08 6,65 
Dt. Börse NA 208,80 +0,3 W 152,6 __________b 210,0 39,67 3,80 1,82 20,47 
Dt. Post NA 39,81 WW –1,0 35,82 ____b______ 47,03 47,77 1,85 4,65 12,44 
Dt. Telekom 26,82 +0,9 WW 19,52 __________b 26,85 133,74 0,77 2,87 15,78 
E.ON NA 13,54 +1,3 WW 10,43 __________b 13,63 35,76 0,53 3,91 12,31 
Fresenius 34,51 +2,4 WWW 23,93 __________b 35,03 15,80 – – 13,27 
Hann. Rück NA 254,60 +0,7 WW 196,3 _________b_ 261,2 30,70 7,20 2,83 14,03 
Heidelb. Mat. 93,08 +0,8 WW 65,24 _______b___ 103,6 16,95 3,00 3,22 8,35 

Kurs Veränderung 12 Monate Marktk. Div. Div. KGV 
in € Vortag in % Tief Vergleich Hoch Mrd. € in € Rend. 2024

Henkel Vz. 80,38 +0,3 W 65,88 _______b___ 85,74 14,32 1,85 2,30 18,91 
Infineon NA 29,83 +1,9 WWW 27,07 __b________ 39,35 38,95 0,35 1,17 15,70 
Mercedes-Benz 56,74 +1,9 WWW 54,89 _b_________ 77,45 60,70 5,30 9,34 4,73 
Merck 168,20 W –0,2 134,3 ________b__ 177,0 21,74 2,20 1,31 24,92 
MTU Aero 279,20 +1,4 WW 158,2 __________b 279,9 15,03 2,00 0,72 23,86 
Münch. R. vNA 485,70 +0,5 W 361,8 _________b_ 498,7 64,97 15,00 3,09 12,53 
Porsche AG Vz. 67,08 +2,1 WWW 64,32 _b_________ 99,34 30,55 2,31 3,44 12,42 
Porsche Vz. 39,79 +2,5 WWW 37,47 __b________ 52,32 6,09 2,56 6,43 2,29 
Qiagen 41,52 +1,2 WW 33,75 ________b__ 43,40 9,47 – – 23,73 
Rheinmetall 521,00 W –0,2 226,5 _________b_ 571,8 22,69 5,70 1,09 25,41 
RWE St. 33,01 +1,2 WW 30,08 __b________ 42,33 24,55 1,00 3,03 11,38 
SAP 200,65 +0,7 WW 120,3 __________b 201,1 246,50 2,20 1,10 58,16 
Sartorius Vz. 246,40 +0,9 WW 199,5 ___b_______ 383,7 9,23 0,74 0,30 63,18 
Siem.Energy 29,21 +9,4 WWWWWWWWWW 6,40 __________b 29,24 23,35 – – 25,40 
Siem.Health. 49,79 W –0,4 44,58 ____b______ 58,14 56,16 0,95 1,91 26,21 
Siemens NA 164,06 W –0,1 119,5 ______b____ 188,9 131,25 4,70 2,86 15,85 
Symrise 121,25 +1,1 WW 87,38 __________b 122,2 16,95 1,10 0,91 37,31 
Vonovia NA 33,41 +1,5 WW 19,66 __________b 33,66 27,49 0,90 2,69 – 
VW Vz. 92,38 +2,7 WWWW 87,72 _b_________ 128,6 19,05 9,06 9,81 2,96 
Zalando 23,55 +10,3 WWWWWWWWWWW 15,95 ______b____ 27,65 6,21 – – 31,40 

INDIZES

Deutschland 
18699,40  +0,98 

Europa 
4843,99  +0,62 

Schweiz 
12037,28  +0,46 

Frankreich 
7465,25  +0,41 

Großbritannien 
1677,11  +0,36 

Kanada 
23568,65  +0,40 

USA 
41393,78  +0,72 

Brasilien 
135589,30  +1,23 

Argentinien 
1790058,18*  +1,47 

Südafrika 
3624,67  +0,14 

Indien 
82890,94  –0,09 

China 
17357,89  +0,67 

Japan 
36581,76  –0,68 

Australien 
8323,50  +0,37 

• • • 

• • 
• 

• • 

• 

• • 
• • 

DAX 18699,40 Dow Jones 41393,78 Euro in $ 1,1077 Gold $ / Feinunze 2580,88 Rohöl $ / Barrel 72,14 Bund-Future 134,78 

BÖRSEN-WELT:  

DAX • 

Veränderungen sind zum Vortag und in Prozent.  
* = Preis vom Vortag oder letzt verfügbar. Alle Angaben ohne Gewähr. Quelle
Stand: 13.9., 22:16 Uhr 

D ie Autoindustrie ist
Deutschlands wichtigste
Industrie, und diese In-
dustrie scheint auf eine
schwere Krise zuzusteu-

ern, worauf die sinkenden Aktienkurse
der Branchentitel hindeuten. Die Krise
der Industrie verschärft nicht nur die
ökonomischen Sorgen des Landes, auch
deutsche Anleger sind unmittelbar be-
troffen. Der Beitrag der Branchentitel
zum Deutschen Aktienindex Dax ist
zwar nicht mehr so groß ist wie in frü-
heren Jahrzehnten, jedoch finden sich
Aktien von Autoherstellern oder Zulie-
ferern in Tausenden Privatanleger-De-
pots. So schmerzhaft die aktuellen
Kursverluste sind, so übertrieben wir-
ken sie aus Sicht vieler Experten. Man-
che Analysten sehen nun die Chance,
Substanzwerte zu günstigen Preisen
einzusammeln.

VON DANIEL ECKERT UND HOLGER ZSCHÄPITZ

Im September 2024 hat die Stim-
mung im Sektor einen Tiefpunkt er-
reicht. BMW musste wegen defekter
Bremsen und schwacher Geschäfte in
China mit einer Gewinnwarnung vor
die Anleger treten. Fast zeitgleich hat
Volkswagen seine Drohung wahr ge-
macht und die seit 1994 geltende Be-
schäftigungssicherung hierzulande for-
mal aufgekündigt. Damit sind bei den
Wolfsburgern ab Juli 2025 betriebsbe-
dingte Kündigungen möglich. Außer-
dem müssen in den USA knapp 100.000
Elektrofahrzeuge des Typs ID.4 vor-
sorglich zurückgerufen werden. Deren
Türgriffe begünstigen womöglich das
Eindringen von Wasser, wodurch sich
die Türen unerwartet öffnen können.

Es geht weiter mit den schlechten
Nachrichten. Continental, einer der
größten Zulieferer im Land, soll für die
defekten Bremsen bei BMW verant-
wortlich sein. Schon seit einiger Zeit tut
sich das Unternehmen schwer, Geld zu
verdienen und seine Ausgaben für For-
schung und Entwicklung zu finanzie-
ren. In Reaktion darauf wollen die Han-
noveraner nicht nur kräftig sparen und
Tausende Stellen streichen, sondern ih-
re Autozuliefersparte per Spin-Off an
der Börse loswerden. Insgesamt sind
hierzulande 18 Autokonzerne und Auto-
zulieferer börsennotiert. Zusammen
haben diese Firmen rund 300 Milliar-
den Euro Börsenwert, das ist weniger
als halb so viel wie der E-Autobauer Tes-
la aus den USA, der ein Gewicht von gut
650 Milliarden Euro ist.

Viele Firmen sind an der Börse nur
noch ein Schatten ihrer selbst. Im
Schnitt notieren sie gut 60 Prozent un-
ter Kurshoch. Oft sind die Firmen mit
einem Bruchteil ihrer Umsätze bewer-
tet, Ausnahme sind der Sportwagenbau-
er Porsche AG und der Autozulieferer
Hella. Schlimmer noch: Von Porsche,
Hella, Knaus Tabbert und SAF-Holland
abgesehen notieren die Autotitel hier-
zulande unter Buchwert. Sprich: Würde
man die Konzerne schließen und Fa-
brikhallen, Maschinen oder auch Grund
und Boden verkaufen, käme mehr he-
raus, als die Firmen an der Börse kos-
ten. Trotzdem stürzen sich keine Fi-
nanzinvestoren auf die Autoaktien. In
manchen Fällen wie bei Volkswagen
oder BMW sprechen die Besitzstruktu-
ren gegen eine feindliche Übernahme.
Dazu muss bedacht werden, dass viele
Buchwerte im Falle der Liquidation
nicht so einfach verkäuflich wären, so
zum Beispiel Spezialmaschinen für den
Bau von Verbrennungsmotoren. 

Dennoch ist der Bewertungsabschlag
bei vielen Branchentiteln inzwischen
eklatant. Ein krasses Beispiel ist VW.
Der Konzern ist an der Börse inzwi-
schen für weniger als ein Drittel des
Buchwerts notiert, ähnlich der Zuliefe-

rer ElringKlinger. Etwas milder ge-
stimmt sind die Investoren bei BMW,
daher ist das Unternehmen für circa die
Hälfte des Buchwerts zu haben, beim
Premium-Rivalen Mercedes-Benz sind
es annähernd 70 Prozent. Dass BMW
günstiger zu haben ist als Mercedes, hat
auch mit der jüngsten Prognosesenkung
zu tun: 1,5 Millionen Autos müssen we-
gen fehlerhaften Bremsen zurückgeru-
fen werden. Die Rückrufe sollen den
Konzern im dritten Quartal wohl einen
hohen dreistelligen Millionen-Euro-Be-
trag kosten. Außerdem fallen die Ver-
käufe niedriger aus als gedacht. 320.000
Autos sollen erst mal auf den BMW-
Parkplätzen statt bei Kunden in der Ga-
rage bleiben. 

Insgesamt rechnen die Münchener
nun mit leicht fallenden Autoverkäufen
in diesem Jahr, bislang war man bei
BMW von einem leichten Plus ausge-
gangen. Die Margen sollen wegen der
Rückrufaktion und niedrigerer Ver-
kaufszahlen deutlich fallen – auf sechs
bis sieben Prozent, zuvor war eine
Spanne von acht bis zehn Prozent als
Ziel genannt worden. Für BMW ist eine
solche – „Gewinnwarnung“ genannt –
eher selten. Entsprechend heftig war
die Kursreaktion auf die Kappung der
Prognose. Viele Analysten halten die
Aktie jetzt für unterbewertet: Knapp 40
Prozent der Studie enthalten eine Kauf-
Empfehlung, im Schnitt sehen sie ein
Drittel Kurspotenzial.

Für den Zulieferer Continental sieht
es deutlich schlechter aus. Die fehler-
haften Bremssysteme sind für die Ana-
lysten des Researchhauses Bernstein
ein weiterer Beweis dafür, dass die Au-
tomobilsparte des Unternehmens mög-
licherweise kein lebensfähiges, eigen-
ständiges Geschäft ist. Die Bremssyste-
me stellen laut Bernstein den größten
Teil der Automobilsparte des deutschen
Automobilzulieferers, die möglicher-
weise im Rahmen einer Umstrukturie-
rung ausgegliedert wird. Insofern seien
die Qualitätsprobleme besorgniserre-
gend. Das Urteil der Bernstein-Analys-
ten lautet daher „Underperform“. Im
Schnitt sagen 54 Prozent der Experten
„Kaufen“ und sehen nach dem Absturz
dieser Woche ein Kurspotenzial von 40
Prozent. Allerdings sind Analysten in
der Vergangenheit der Entwicklung oft
hinterhergerannt.

Beim Branchengiganten VW, einst
größter Autohersteller der Welt, ist die
Analystengemeinde gespalten. Die
Sparmaßnahmen nähren die Hoffnung
auf einen Turnaround. Die einen trauen
den Wolfsburgern eine Wende zum Bes-
seren zu, wie sie es bereits Mitte der
1990er-Jahre geschafft haben. Andere
Beobachter rechnen indes damit, dass
sich das Management gegen die Politik
und die starken Gewerkschaften nicht
durchsetzen kann. Fast zwei Drittel der
Analysten sagen Kaufen und verorten
den fairen Kurs beachtliche 58 Prozent
über dem aktuellen Niveau. Bei Merce-
des-Benz ist der Anteil der optimisti-
schen Analytiker im Moment sogar
noch höher. Allerdings rechnen die Ex-
perten der amerikanischen Investment-
bank Morgan Stanley damit, dass Mer-
cedes nach VW, Porsche und BMW die
nächste Branchenfirma sein wird, die ei-
ne Gewinnwarnung abgeben muss.

Die höchsten Kurspotenziale veror-
ten Experten bei Zulieferern oder Spe-
zialisten. Bei ElringKlinger sind es 59
Prozent, beim Knaus Tabbert, das vor
allem Wohnmobile baut, 70 Prozent,
und bei Grammer, das die Innenausstat-
tung vieler Pkws verantwortet, sogar 96
Prozent. Allerdings sind die Aktien sol-
cher eher kleinen Firmen auch volatiler
als die der Großen. Und solle sich die
Krise des deutschen Automobilbaus
doch weiter zuspitzen, wären hier auch
heftigere Kursverluste zu befürchten.

Der Stolz der deutschen Industrie an der Börse

Name

Grammer

Knaus Tabbert

ElringKlinger

Volkswagen Vz.

Schaeffler

SAF-Holland

PWO

Mercedes-Benz Group

Vitesco Technologies

Continental

Porsche Automobil Holding

BMW

Porsche AG (Sportwagen)

Hella
0

Kurspotenzial
laut

Analysten
in Prozent

95,7

70,1

58,6

58,1

51,2

50,3

43,8

42,8

40,9

40,1

33,5

32,2

29,0

-25,5

Börsenwert
in

Mio. Euro

107

306

256

46.851

2775

716

96

55.732

1895

10.608

11.974

45.662

61.329

9944

Kurs/
Buchwert-
Verhältnis

(KBV)

0,4

1,6

0,3

0,3

0,7

1,5

0,6

0,7

0,6

0,8

0,2

0,5

2,8

3,2

Quelle: Bloomberg, eigene Recherche
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Wieder auf dem Niveau des Dieselskandals 2015
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Schnäppchen
bei deutschen
Autoaktien
Gewinnwarnung bei BMW, mögliche
Schließungen von Fabriken bei VW – hiesige
Titel werden an der Börse abgestraft.
Analysten halten die Reaktion für übertrieben

M an merkt Daniela Gerd tom
Markotten an, dass sie sich un-
gerecht behandelt fühlt. Die

Digitalvorständin der Deutschen Bahn
muss sich seit Tagen mit Schlagzeilen
herumärgern, dass die Digitalisierung
der Bahn-Infrastruktur gestoppt würde.
„Ich habe mich über die Berichterstat-
tung der vergangenen Tage geärgert,
weil es tatsächlich so ist, dass wir bei
der Bahn noch nie so viel in Digitalisie-
rung und IT investiert haben wie der-
zeit“, sagt Gerd tom Markotten am Ran-
de des WELT-KI-Gipfels in Berlin. 

VON PHILIPP VETTER

Die Digitalisierung werde im gesam-
ten Konzern mehr denn je vorangetrie-
ben. „Von einem Digitalisierungsstopp
kann nicht die Rede sein – das Gegenteil
ist richtig“, sagt Gerd tom Markotten.
„Ein Beispiel: Erst vor Kurzem haben
wir im Konzernvorstand einen dreistel-
ligen Millionenbetrag für die Digitali-
sierung unserer Instandhaltungswerke
beschlossen.“ Doch so klar, wie diese
Aussagen auf den ersten Blick erschei-
nen sollen, ist die Lage nicht. Denn der
Bericht des Südwestdeutschen Rund-
funks (SWR), der die Vorständin so ver-
ärgert hat, bezieht sich eben nicht auf
die gesamte Digitalisierung des Staats-
konzerns, sondern auf die Infrastruktur.

Und da ist der Bedarf groß: Noch immer
ist in vielen Stellwerken alte Analog-
Technik im Einsatz und auch die Schie-
nenstrecken selbst sollen eigentlich mit
einer neuen europäischen Leittechnik,
dem European Train Control System
(ETCS), für eine digitale Zukunft ausge-
rüstet werden. ETCS ermöglicht es Zü-
gen mit der Strecke zu kommunizieren,
sie sind dann nicht mehr auf herkömm-
liche Signaltechnik angewiesen, son-
dern können enger getaktet fahren. Das
soll die Kapazität der vorhandenen
Strecken deutlich erhöhen. 

Doch dafür sind gleich an mehreren
Stellen hohe Investitionen nötig: an den
Strecken, aber auch alle Züge, die darauf
fahren sollen, müssen mit der entspre-
chenden Technik ausgestattet werden.

Nun könnte die Bahn, so der SWR-Be-
richt, auf eine günstigere Technik aus
den 1990er-Jahren setzen, um zu spa-
ren. Der Konzern muss sein Netz sanie-
ren, das kostet Milliarden – auch ohne
die digitale Leittechnik. Insgesamt 41
sogenannte Hochleistungskorridore,
die besonders viel befahren sind, will
die Bahn bis 2030 sanieren. Derzeit lau-
fen die Arbeiten an der Riedbahn zwi-
schen Frankfurt und Mannheim. 

„Wir bekommen für die Bundesschie-
nenwege so viel Geld vom Bund wie
noch nie, wir haben aber auch eine
Mammutaufgabe vor uns: die marode
Infrastruktur zu sanieren“, sagt die DB-
Vorständin. „Dabei müssen wir uns auf
das Notwendige konzentrieren. Wir
nehmen uns das zuerst vor, wo wir die
größtmögliche Wirkung erzielen.“ Da-
raus kann man heraushören, dass es
Dinge geben kann, die bei der Bahn
noch wichtiger sind als Digitalisierung.
Zunächst müssen die maroden Strecken
saniert, müssen Weichen und Signale in
Schuss gebracht werden. „Insgesamt
gilt weiter, dass wir unsere Digitalisie-
rungs-Roadmap weiterverfolgen wol-
len, das Thema wird weiter hoch priori-
siert“, sagt Gerd tom Markotten. Aber
klar ist auch: Noch hat der Bund nicht
genug Geld zugesagt. Lediglich bis 2027
sind die Sanierungen der Hochleis-
tungskorridore gesichert. Immerhin:
Die Riedbahn soll mit ETCS fit gemacht
werden. „Alle Hochleistungskorridore,
die wir bis 2027 von Grund auf sanieren,
rüsten wir wie geplant mit ETCS aus
oder machen sie startklar für ETCS“,
sagt die Digital-Vorständin. 

Verhandelt wird auch über die Finan-
zierung anderer Strecken. In der Auf-
sichtsratssitzung in dieser Woche soll
es auch um den „Digitalen Knoten
Stuttgart“ gehen. Das Projekt gehört zu
Stuttgart 21. Nun stellt sich die Frage,
ob die sogenannte dritte Stufe des Pro-
gramms gebaut wird, damit sollen wei-
tere rund 300 Kilometer Strecke digita-
lisiert werden. „Die Digitalisierung wird
nicht reduziert, sondern weiter ausge-
rollt – auf Strecken und in den Knoten“,
sagt Gerd tom Markotten. Das gelte für
alle Elemente, auch für ETCS. „Aktuell
wird ETCS beispielsweise zwischen
Karlsruhe und Basel eingebaut. Aber
auch im Zusammenhang mit den Gene-
ralsanierungen wie auf der Riedbahn
zwischen Frankfurt und Mannheim und
zwischen Berlin und Hamburg setzen
wir auf ETCS, ebenso im Knoten Stutt-
gart“, so die Managerin.

Gerd tom Markotten will die Digitali-
sierung der Bahn aber nicht nur auf der
Strecke vorantreiben, sondern setzt
auch in anderen Bereichen auf Verbes-
serungen durch künstliche Intelligenz
(KI). „Wir wollen nicht nur die Störan-
fälligkeit der Infrastruktur, sondern
auch der Züge verringern“, sagt sie.
„Wir haben etwa in unseren Werken 14
Kamera-Tore, durch diese fahren die
Züge durch und die Außenhaut wird
mittels KI analysiert.“ Die KI helfe da-
bei „Muster zu erkennen und so vorher
zu wissen, wann bestimmte Teile der
Züge repariert oder erneuert werden
müssen“. Auch bei der Instandhaltung
der Strecken sei KI im Einsatz. „Früher
mussten wir die Strecken relativ lang-
sam mit der sogenannten Gelben Flotte
abfahren und Messungen vornehmen“,
erzählt die Vorständin. Das könne man
jetzt mit ganz regulären ICE erledigen.

Die Bahn verteidigt
Digitalisierungs-Kurs
Trotz ungesicherter Finanzierung will der Konzern
nicht nur sanieren, sondern smarte Netze schaffen
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B ei Tim Uhlemann, der auf
dem Campinggelände des
Badeorts Henne Strand an
der dänischen Westküste
arbeiten, hört man schnell

heraus, wo der 47-Jährige eigentlich her-
kommt: aus dem Ruhrgebiet, genauer –
das erfährt man dann im Gespräch – der
Stadt Oberhausen. 

VON MICHAEL HÖFLING

Vor 13 Jahren ist der Deutsche nach
Dänemark ausgewandert und genießt
das „Leben auf der schönsten Sandbank
der Welt“, wie sein zweites von dem-
nächst drei Büchern heißt. Im Interview
erzählt Uhlemann von den Hoffnungen
und Schwierigkeiten rund ums Auswan-
dern, seinem neuen Blick auf seine Hei-
mat – und er gibt Tipps, die Interessier-
te beachten sollten.

WELT: Herr Uhlemann, viele reden
übers Auswandern. Als Sie den Schritt
wagten, gab es noch keine Migrati-
onskrise, kein Corona, wer eine Gas-
heizung wollte, bekam noch Geld vom
Staat dazu, und Deutschland ging es
wirtschaftlich gut – weshalb sind Sie
damals gegangen? 
TIM UHLEMANN: Das war der Liebe we-
gen. Ich habe während meines Studi-
ums 2007 ein Auslandssemester in
Odense absolviert und dort meine
Freundin kennengelernt. Eine Zeit lang
haben wir eine Fernbeziehung geführt,
das war etwas mühsam und zeitintensiv
mit den Zugverbindungen, aber dann
habe ich mich entschlossen, den Schritt
nach Dänemark ganz zu vollziehen. Ich
habe genau genommen den Feinstaub
des Ruhrgebiets gegen keimfreie Nord-
seeluft getauscht. 

WELT: Haben Sie es je bereut, ausge-
wandert zu sein?
Uhlemann: Auswandern ist für mich
ein großes Wort, wenn es darum geht,
von Deutschland nach Dänemark zu ge-
hen. Es ist ja jetzt nicht Australien. Aber
nein, bereut habe ich den Schritt nie. Es
hätte bedeutend schlimmer kommen
können. Als Kind des Ruhrgebiets, quasi
auf Kohle geboren, blickt man ja auf viel
Waschbeton aus den 1970ern. Und wenn
man dann hier diese Weite, das Licht,
diese Freiheit erlebt, dann kann man ei-
gentlich kaum anders, als diesen Land-
strich zu lieben. Auch wenn es natürlich
immer Dinge gibt, die nicht nach Plan
laufen.

WELT: Zum Beispiel?
Uhlemann: Ich bin zum Beispiel in
Deutschland ein Auto gefahren, das
knapp 30.000 Euro gekostet hat. In
meiner neuen Heimat gab es dann die
böse Überraschung bei der Anmeldung

des Fahrzeugs, da Dänemark eine soge-
nannte „Registreringsafgift“, eine Zu-
lassungsabgabe, erhebt. Die Behörden
haben das Auto auf 100.000 Euro taxiert
und wollten von mir 50.000 Euro als
Abgabe haben. Ich habe mich dann
recht zügig von dem Wagen getrennt
und mir ein anderes Auto zugelegt.

WELT: Sie kamen also in Hvide Sande
an, hatten zwar Familienanschluss,
sprachen aber die Sprache nicht?
Uhlemann: Hier schon einen Anker-
punkt zu haben, hat sicher vieles er-
leichtert, und es ist nicht die Regel. Die
dänische Sprache ist eine Welt für sich –
und wohl die größte Herausforderung.
Aussprache und geschriebene Sprache
sind komplett verschieden. Vereinfacht
gesagt: Man nimmt ein dänisches Wort,
lässt vorn was weg, verschluckt die
Hälfte in der Mitte und betont den hin-
teren Teil völlig anders, als er geschrie-
ben ist. Dann kommt es ungefähr hin.
Man kommt hier zwar auch mit Eng-
lisch gut über die Runden, aber wer die
Dänen verstehen will, der muss auch ih-
re Sprache sprechen. Und die lernt man
am besten im Alltag, indem man drauf-
los spricht, nur so funktioniert’s.

WELT: Und der Lebensunterhalt? Wie
lief das mit dem Job?
Uhlemann: Meine Schwägerin hat bei
einer Ferienhausvermietung in Bjerre-
gard gearbeitet, so bin ich dann zu ei-
nem Vorstellungsgespräch gekommen.
Und das war ungefähr so, als würde man
sich eine halbe Stunde mit einem guten
Nachbarn übers Wetter unterhalten. Als
ich hinterher fragte, wann ich mit einer
Entscheidung rechnen könnte, sagte die
Chefin: Das ist ok, du hast den Job.
Nach drei Jahren war ich dann bereit

für etwas Neues und habe mich hier in
Henne Strand beworben. Und da hatte
ich im Frühjahr mein Zehnjähriges.

WELT: Das Leben in Dänemark ist
deutlich teurer. Wie kommen all die
Lkw-Fahrer, Verkäufer und Gastrono-
mie-Mitarbeiter finanziell klar?
Uhlemann: Das geht, weil die Löhne in
Dänemark EU-weit zu den höchsten ge-
hören. Ich verdiene hier zum Beispiel
wesentlich mehr als früher als Akademi-
ker beim Sozialdienst ASD, bei dem ich
die ersten Jahre nach meinem Studium
beschäftigt war. 

WELT: Dänemark ist dünn besiedelt,
die Wege sind weit. Wie sieht es mit
der medizinischen Versorgung aus? 
Uhlemann: Ja, in Hvide Sande kommt
der Pizzadienst mitunter wohl schneller
an als der Krankenwagen, aber alles in
allem ist das hier recht gut organisiert.
Es gibt die digitale Patientenakte, alles
ist digital gespeichert, alle Ärzte haben
Zugriff darauf. Mit „NemID“ erhält man
auch Zugang zu verschiedenen Einrich-
tungen wie „Eboks“, einem öffentlichen
elektronischen Postsystem. Mit diesem
Service ist es möglich, die komplette
Kommunikation mit dänischen Behör-
den digital und unkompliziert abzuwi-
ckeln. Ziel der dänischen Politik ist es,
die öffentliche Verwaltung grundlegend
zu digitalisieren und einen Mehrwert
für den Bürger zu schaffen. Es ist aber
schon auch so, dass es für die Fachärzte
lange Wartezeiten gibt. 

WELT: Wie steht es um Ihre gesetzli-
che Altersvorsorge?
Uhlemann: Ich habe ein paar Rentenan-
sprüche aus Deutschland mit rüber ge-
nommen. Aber ich werde in Dänemark

als EU-Bürger geführt und habe hier ge-
nau die gleichen Rechte und Ansprüche
wie jeder Däne. Es gibt die sogenannte
„Folkepension“, eine Volksrente, und
eine Zusatzrente, die ATP. Wenn man
hier 40 Jahre gewohnt und gearbeitet
hat, bekommt man den Höchstsatz, bei
20 Jahren entsprechend die Hälfte. Die
Zusatzrente sind zwölf Prozent vom
Lohn, wovon der Arbeitgeber zehn Pro-
zent einzahlt und ich als Arbeitnehmer
zwei Prozent. 

WELT: Deutschland diskutiert nach
dem Attentat von Solingen wieder in-
tensiv über die Migrationspolitik. Teil
der Debatte ist fast immer auch das
dänische Beispiel. Ist das ein Modell
für Deutschland?
Uhlemann: Die Sozialdemokraten in
Dänemark haben das unter Mette Fre-
deriksen clever gemacht, weil sie nach
wie vor eine eher linke Sozialpolitik ver-
treten, aber zugleich die rigorose Migra-
tionspolitik der Dansk Folkeparti (na-
tionalkonservativ-rechtspopulistische Dä-
nische Volkspartei, d. Red.) zu nahezu 100
Prozent übernommen haben. Nimmt
man die Umfragewerte zum Maßstab,
scheinen die Sozialdemokraten hier al-
les richtigzumachen. So wurden die
Rechten marginalisiert und sie selbst
haben sich aus der Krise geholt. Wenn
ich mir die Sozialdemokraten in
Deutschland anschaue, ist ein solches
Maß an Pragmatismus eher schwer vor-
stellbar. 

WELT: Jede Debatte über andere Mi-
grationspolitik wird von rot-grüner
Seite mit dem Einwurf beendet,
Deutschland brauche wegen des
Fachkräftemangels Zuwanderung.
Gibt es das in Dänemark auch?
Uhlemann: Hier wird klar unterschie-
den, ob Zuwanderung dem Land etwas
bringt oder ob es das Land etwas kostet.
Der Däne sagt: Wir sind ein kleines
Land und wir möchten ganz gern wis-
sen, wer in unser Land kommt. Der Dä-
ne war auch schlau genug, sich schon
1973 bei den Verhandlungen zum EU-
Beitritt einen Sonderstatus zusichern
zu lassen. Deshalb behält sich das Land
vor, sich in Bereichen wie etwa der Mi-
grationspolitik nicht an EU-Recht ge-
bunden zu fühlen. Und es gibt auch kei-
ne Partei, die für offene Grenzen wer-
ben würde, weil jeder weiß: Wer EU-
freundliche Politik macht, also sich pro
Euro-Beitritt oder gegen Grenzkontrol-
len ausspricht, der hat bei der nächsten
Wahl keine Chance. In Dänemark gibt
es für diese Politik breite Zustimmung
und der Däne schaut da genau hin, was
beim großen Nachbarn im Süden pas-
siert. 

WELT: Was würden Sie jemandem ra-
ten, der sich mit dem Gedanken trägt,
auszuwandern?
Uhlemann: Auf jeden Fall: Erwartungen
zurückschrauben, sich klar sein, dass es
ein Auf und Ab ist. Es gibt nichts, was ei-
nen zu 100 Prozent aufs Auswandern
vorbereitet. Vor allem muss man wis-
sen, dass das Leben dann vor Ort nicht
mehr eine einzige Postkarte ist, wie
man es aus dem Urlaub kennt. Vorher
wird das gern romantisiert und man
schwebt etwas naiv-romantisch durch
den Alltag, aber man muss eben auch
hier Gas geben, die Sprache lernen, sich
um den Job kümmern, ein neues sozia-
les Umfeld schaffen. Und am Ende geht
es auch um die Bereitschaft, etwas Dä-
nisches in sich selbst zuzulassen.
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Tim Uhlemann ist vor
13 Jahren aus dem

Ruhrgebiet nach
Dänemark gezogen.
Im Gespräch erklärt

er, wie er sich dort
integriert hat – und

nennt die
Unterschiede zu

Deutschland

„Ich kann mir eine RÜCKKEHR
nicht mehr vorstellen“
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D er Starbucks-Konkurrent Pret A
Manger gerät zwischen die
Fronten der Nahost-Aktivisten.

Die Kaffeehauskette, die zur JAB-Hol-
ding der deutschen Industriellen-Fami-
lie Reimann gehört, steht von zwei Sei-
ten unter Druck: Anfang des Jahres gab
es in Filialen im Heimatland Großbri-
tannien Proteste von Palästinenser-
Gruppen und der israelfeindlichen Boy-
kott-Bewegung BDS, weil Pret A Man-
ger Filialen in Israel eröffnen wollte.
Nach der Absage der Expansions-Pläne
gibt es nun Gegenaktionen von Israel-
Unterstützern in London – zur Genug-
tuung wohl auch der geschassten Ge-
schäftspartner in Tel Aviv.

VON CHRISTOPH KAPALSCHINSKI

„Wir rufen Pret A Manger auf, seinen
Kurs zu korrigieren, seine diskriminie-
rende Entscheidung zurückzunehmen
und auf der richtigen Seite der Ge-
schichte zu stehen“, schrieb der Grün-
der der Londoner Pro-Israel-Gruppe
„Stop The Hate“, Itai Galmuny, diese
Woche in einem offenen Brief an die
Manager der Kette. Die Kette dürfe

nicht vor der spalterischen BDS-Bewe-
gung kapitulieren. Sonst werde es wei-
tere Aktionen geben. „Stop The Hate“
hatte Anfang September vor einer Pret-
Filiale in London mit einer kleinen
Gruppe Aktivisten demonstriert.

Hinter dem Konflikt stehen nicht nur
moralische Interessen. Es geht auch um
Wirtschaftliches. Schließlich hatte Pret
bereits Ende 2022 seine Israel-Expansi-
on mit bis zu 40 Standorten angekün-
digt – und dafür einen Vertrag mit dem
israelischen Handelskonzern Fox
Group geschlossen. Das börsennotierte
Unternehmen ist in Israel und weiteren
Ländern als Franchise-Partner etwa für
Läden von Nike, Foot Locker oder Man-
go aktiv und betreibt mehr als 1000 Lä-
den. Nach früheren Angaben investier-
ten Fox und ein Partner knapp zehn
Millionen Euro in den Start der Kette –
Geld, das verloren sein könnte.

Denn im Juni kündigte Pret an, den
Start aufzugeben. Offizielle Begrün-
dung: Geschäftsreisen nach Israel seien
für die Pret-Mitarbeiter aus versiche-
rungstechnischen Gründen nicht mög-
lich. Daher sei es nicht möglich, die
Teams in Israel für das Franchise-Sy-

stem zu schulen, sagte eine Sprecherin
WELT. Das Unternehmen sei der Fox
Group für die Kooperation dankbar, ha-
be aber keine Chance, Läden zu eröff-
nen. Aus dem Umfeld von Pret heißt es,
die Entscheidung sei nicht mit den
BDS-Protesten verknüpft. Offenbar
kam es in den Wochen nach der Ankün-
digung zu keiner Einigung mit der Fox
Group über einen späteren Start oder
Entschädigungszahlungen. Die israeli-
schen Partner bedauerten die rechtlich
unzulässige Entscheidung von Pret, die
aus „unsauberen und ungültigen Moti-
ven“ erfolgt sei, erklärte ein Sprecher
auf Anfrage. Die Unternehmen wollten
nun ihre Rechtsposition sichern.

Die Proteste der Londoner Aktivisten
könnten den Druck auf Pret, doch noch
zu einer Einigung zu kommen, erhöhen.
Die junge Gruppe „Stop The Hate“ war
von dem israelisch stämmigen Gastro-
nomie-Manager Itai Galmuny in Lon-
don als Reaktion auf die antiisraeli-
schen Proteste nach Beginn des Gaza-
Kriegs gegründet worden. „Stop The
Hate“ ruft regelmäßig zu Gegendemon-
strationen bei palästinensischen Prote-
sten auf. Für den Protest gegen Pret –

mehrere Wochen nach der Rückzugs-
Entscheidung – hatte die Gruppe sogar
in einer ganzseitigen Anzeige in der Zei-
tung „The Telegraph“ geworben. Eine
solche Anzeige kostet laut Preisliste
eine fünfstellige Summe. Eine Anfrage,
inwieweit die spendenfinanzierten Ak-
tivisten bei ihrem Protest gegen Pret
mit der Fox Group kooperieren, ließ die
Gruppe zunächst unbeantwortet.

Auch andere Marken haben den Start
in Israel wegen des Konflikts abgesagt.
Eine der wenigen Ausnahmen ist die
Unterwäsche-Marke Victoria’s Secret,
die zwei Läden mit einiger Verspätung
eröffnet hat – allerdings ohne großen
Werberummel. Selbst McDonald’s rea-
gierte auf Proteste in der muslimischen
Welt: Es kaufte seinem israelischen
Franchise-Nehmer, der Soldaten mit
kostenlosen Mahlzeiten versorgt hatte,
die 225 Restaurants in dem Land ab – of-
fenbar, um die Kontrolle über solche
strittigen Aktionen zurückzugewinnen.

Für internationale Kaffeehausketten
gilt der israelische Markt selbst in Frie-
denszeiten als schwierig. Schon vor der
Terroraktion der Hamas und dem fol-
genden Gaza-Krieg hatten Branchen-

kenner gewarnt, der Schritt von Pret
nach Israel sei kein Selbstläufer. Der
Markt wird dominiert von starken ein-
heimischen Spielern. Pionier Starbucks
hatte sich bereits 2003 wegen ausblei-
benden Erfolgs zurückgezogen. Doch
selbst das ist keine Absicherung gegen
BDS-Attacken: Die Aktivisten rufen
zum Boykott der US-Kaffeekette auf,
weil ihr Gründer Howard Schultz in an-
dere israelische Unternehmen inve-
stiert habe. Er entstammt einer jüdi-
schen New Yorker Familie.

Gefährlich könnte der Rückzug von
Pret von seinen Israel-Plänen und die
nun tobende PR-Schlacht auch für das
Image der Holding JAB und ihre deut-
schen Eigentümer werden. Die Familie
Reimann hatte Finanzmanager in den
vergangenen Jahren damit beauftragt,
ihr Erbe aus dem Ludwigshafener Che-
mie-Konzern Benckiser in den Aufbau
der Firmenholding JAB zu investieren –
unter anderem in mehrere Kaffeehaus-
ketten und Kaffeeimporteure. Ein JAB-
Sprecher in New York wies die Verant-
wortung für die Entscheidung auf An-
frage bereits zurück: Zuständig sei
allein Pret in London.

Der umstrittene Israel-Rückzug von Pret A Manger 
Die bekannte Kaffeehauskette hat ihre Expansionspläne nach Protesten von Palästinenser-Gruppen aufgegeben. Die Empörung ist groß

Unter internationalen Studenten
gehören deutsche Unternehmen
zu den attraktivsten Arbeitge-

bern weltweit. Das mag angesichts der
volkswirtschaftlichen Lage überra-
schen. Immerhin zwölf Unternehmen
aus Deutschland gehören zumindest für
eine der drei befragten Fachrichtungen
zu den 75 begehrtesten Arbeitgebern.
Aus den USA kommen 37 Unternehmen,
die zu den weltweit beliebtesten bei an-
gehenden Akademikern gelten und aus
Frankreich zehn.

VON TOBIAS KAISER

Für die Umfrage zum attraktivsten
Arbeitergeber der Welt nahmen 144.000
Studenten der drei Fachbereiche Be-
triebswirtschaft, Ingenieurswissen-
schaften und IT aus neun der weltgröß-
ten Volkswirtschaften teil: Sie kamen
aus Brasilien, Kanada, China, Frank-
reich, Deutschland, Indien, Italien,
Großbritannien und den USA. Durchge-
führt wurde die Untersuchung vom Un-
ternehmen Universum (gehört wie
WELT zur Axel Springer SE), das Unter-
nehmen dabei berät, wie sie für Absol-
venten attraktiver werden.

Die zwölf deutschen Unternehmen,
die zu den attraktivsten Arbeitgebern
weltweit gehören, sind Adidas, Allianz,
BASF, Bayer, BMW, Bosch, Deutsche
Bank, Lidl, Mercedes-Benz, SAP, Sie-
mens und Volkswagen. Deutsche Unter-
nehmen würden bei den Studenten als
besonders innovativ gelten, heißt es in
der Untersuchung. Nur US-Unterneh-
men wie Apple und Google würde diese
Eigenschaft noch häufiger zugespro-
chen. Tatsächlich dürften auch starke
Marken aus der Lebenswelt der Studen-
ten eine erhebliche Rolle spielen. In den
Top 20 der Betriebswirte tauchen etwa
die Sportartikelhersteller Nike, Adidas
oder die Kleiderkette Zara auf.

Zwischen den drei Fachbereichen, die
an der Studie teilgenommen haben, gibt
es Unterschiede. Bei Ingenieuren etwa
sind deutsche Unternehmen besonders
gefragt. Unter den Top 10-Arbeitgebern
landen gleich vier bekannte Unterneh-
men aus Deutschland: Mercedes-Benz
auf Platz 3, BMW (5), Siemens (6) und
Volkswagen (8). Die Untersuchung wur-
de zwischen September 2023 und Mai
2024 durchgeführt, also vor der intensi-
ven Berichterstattung über die strategi-
schen Probleme bei Volkswagen. Der
Autozulieferer Bosch landet auf Platz 15.
Bei Studenten im Fachbereich IT
schneiden deutsche Firmen hingegen
schlechter ab: Mercedes-Benz landet
auf Platz 13 und BMW auf Platz 17. Tech-
Riesen wie Google, Microsoft, Apple
und Amazon sind hier ganz vorne.

„Trotz der derzeit wirtschaftlich an-
gespannten Lage bei einigen Unterneh-
men sind deutsche Arbeitgeber noch
immer beliebt bei internationalen Ta-
lenten. Das spricht für ihre Wider-
standsfähigkeit und ihren langjährigen
Ruf als Arbeitgeber von Weltrang“, sagt
David Falzon, Deutschland bei Univer-
sum betreut. Angesichts anhaltender
Unsicherheit auf dem Arbeitsmarkt,
auch möglicherweise bestärkt durch die
Diskussion um Jobverluste durch
künstliche Intelligenz, suchen die Stu-
denten offenbar stärker als in vorange-
gangenen Befragungen Arbeitsplatzsi-
cherheit und Stabilität. Das hilft deut-
schen Konzernen, denn die Arbeitsplät-
ze dort gelten als sicher und die Work-
Life-Balance als gut. Auch die ist den
Studenten offenbar immer wichtiger.

Die attraktivsten
Arbeitgeber der
Welt für Junge
Internationale Studenten
schätzen deutsche Firmen 

Preise in Euro je 100 Liter bei Kauf von
3000 Litern einschließl. 19 % Mehrwertsteuer
Stadt Diese Woche Vorwoche
Berlin 94,56 101,33
Bremen 101,99 105,00
Cottbus 96,80 101,15
Dresden 92,03 96,50
Düsseldorf 91,92 96,73
Frankfurt/M. 92,23 96,63
Hamburg 94,97 98,63
Hannover 94,58 96,35
Karlsruhe 90,76 94,12
Kiel 93,41 97,88
Leipzig 93,77 98,83
Lübeck 93,67 98,37
München 91,22 98,58
Rostock 94,01 96,29
Stuttgart 92,66 96,43

Bei höherer Abnahmemenge
sind Preisnachlässe möglich. 
Quelle: Energie Informationsdienst
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Wenn einsplus einsMEHR alszwei ist
W er von euch ist für

mich zuständig? Wer
gibt meinen Urlaub
frei? Solche Fragen
hörten Fränzi Kühne

und Boontham Temaismithi häufig,
nachdem sie im März 2022 den neu ge-
schaffenen Posten als Digitalvorstand
beim Ahrensburger Stiftehersteller Ed-
ding im Jobsharing übernommen hat-
ten. Das bedeutet: Die beiden ehemali-
gen Betreiber einer Digitalagentur tei-
len sich eine Vollzeitstelle in Teilzeit.
Als erstes Vorstands-Tandem in
Deutschland.

Ursprünglich bekam Kühne den Pos-
ten als Vollzeitstelle angeboten, wollte
aber „keine 60- oder 80-Stunden-Wo-
che haben.“ Sie hatte gerade ein Jahr
Auszeit genommen, ein Kind bekom-
men, ein Buch geschrieben. Als Edding-
Chef Per Ledermann ihr vorschlug, die
Position im Tandem anzunehmen, war
sie begeistert: „Das war für mich ein Ga-
me Changer. Genau so möchte ich ar-
beiten.“ Danach ging es darum, eine ge-
eignete Partnerin oder einen Partner zu
finden. Was nicht einfach war. Kühne:
„Man muss als Tandem funktionieren,
dieselbe Sprache sprechen.“ Sie fragte
Temaismithi, mit dem sie zwölf Jahre
zusammengearbeitet hatte. Nach Zu-
stimmung des Aufsichtsrats nahmen sie
die Position gemeinsam an.

Wie blickt Kühne zurück auf die ers-
ten zweieinhalb Jahre im Vorstands-
Tandem? Sie beschreibt die Arbeit als
„sehr gefestigt. Es gab natürlich am An-
fang viele Vorurteile und Skepsis. Aber
die Organisation hat sich daran ge-
wöhnt.“ Sind die beiden doch den Unsi-
cherheiten der anderen mit Transpa-
renz begegnet.

VON CHRISTINA ANASTASSIOU

Sie haben keine festen Arbeitstage,
sondern orientieren sich am Bedarf des
Unternehmens. Kühne: „Mal gibt es
heißere Phasen mit mehr Projekten.
Wenn weniger zu tun ist, gleichen wir
das aus.“ Sie planen ihre Termine vier
Wochen im Voraus. Telefonieren drei
bis fünf Mal am Tag. Führen ihre Ka-
lender transparent, dokumentieren al-
les im digitalen Notizbuch. Sehen sie
Dinge unterschiedlich, klären sie das
unter sich. Gemeinsame Sitzungen
werden hinterher besprochen. Kühne
benennt die Vorteile für das Unterneh-
men: „Eine Entscheidung im Tandem
ist schlauer als wenn eine einzelne Per-
son sie getroffen hätte, weil sie schon
durch zwei Köpfe gegangen ist.“ Zu-
dem können sie sich während ihrer Ur-
laube vertreten.

Die beiden haben neben ihrer Arbeit
im Familienunternehmen Zeit für ande-
res. Kühne ist Autorin, Speakerin, Men-
torin, Stiftungsrätin, Beraterin und Auf-
sichtsrätin. Kann ihren Alltag „so flexi-
bel gestalten, dass ich auch mal den
Nachmittag mit meiner Tochter ver-
bringen kann.“ Temaismithi berät unter
anderem Start-ups und bildet sich wei-
ter in Sachen Nachhaltigkeit.

Jobsharing ist eine zunehmend be-
liebtere Option bei der Gestaltung der
Arbeitszeit, vor allem für Führungskräf-
te. Wie verbreitet ist es in Deutschland?
Nachgefragt bei Svenja Christen, die
mit Yannic Franken in Berlin die Ge-

schäfte der Jobsharing-Beratung the
jobsharing hub und von PairToShare
leitet. Letztere liefert Unternehmen ei-
ne Tech-Lösung zum Zusammenbrin-
gen und Rekrutieren von Tandems.

Laut Christen werben „rund ein Drit-
tel der Dax-Unternehmen in Deutsch-
land aktiv mit Jobsharing.“ Sie vermutet
aber, dass nicht bei allen eine Strategie
mit Budget dahintersteht. „Der Anteil
steigt jedoch.“ Im Mittelstand sei das
Modell bislang vereinzelt etabliert, aber
es gebe keine Erhebungsdaten.

Wie schätzt eine Personalberatung
die Verbreitung im Mittelstand ein? Be-
cker + Partner aus Bensheim sucht Ge-
schäftsführer, Vorstände und Manager
der zweiten Führungsebene für Mittel-
ständler aus Industrie und Handel.
Klaus Becker zufolge ist Jobsharing bei
seinen Kunden kein gefragtes Thema.
„Wenn der Bewerbermarkt das verlang-
te, würden unsere Kunden sich auf Job-
sharing einlassen“, sagt der Geschäfts-
führende Partner. Bisher habe es aber
ausreichend Bewerber für Vollzeitstel-
len gegeben. Diese seien auch „nicht be-
reit, auf Gehalt zu verzichten.“ Zudem
setzen sich die Unternehmen „unter an-
derem aus organisatorischen und admi-
nistrativen Gründen aktuell wenig pro-
aktiv damit auseinander.“

Die Handelskammer Hamburg veran-
staltet seit 2022 zwei- bis dreimal jähr-
lich einen Tandem-Roundtable mit
rund 120 Mitgliedern aus 35 bis 40 Tan-
dems und Interessierten. Oft aus gro-
ßen Unternehmen wie Beiersdorf und
Unilever. Warum sind so wenige kleine
und mittlere Unternehmen (KMU) da-
runter? Anna Maria Heidenreich von
der Handelskammer Hamburg vermu-
tet, dass das Modell hier weniger be-
kannt ist. Dabei „sind KMU prädesti-
niert dafür, weil sie im Personalbereich
flexiblere Prozesse haben als große Un-
ternehmen.“ Die größte Hürde für klei-
ne Firmen sei das Matching, also das
Finden von Jobsharing-Partnern.

Heidenreich und Michaela Beck lei-
ten seit April 2021 den Geschäftsbereich
Fachkräfte und lebenswerte Metropole
im Jobsharing. Das „Team Heideck“ ist
das erste Jobtandem in der Handels-
kammer Hamburg. Beide arbeiten je 25
Stunden, verteilt auf vier Tage pro Wo-
che. Gehen bei ihrer zweistündigen
Strategiesitzung jeden Mittwoch die ge-
meinsame To-do-Liste durch. Sie haben
die Aufgaben nicht im Sinne eines Job-

splittings aufgeteilt, sondern betreuen
sämtliche Projekte und können sich
deshalb gegenseitig vertreten. Das er-
fordert laut Heidenreich „ein gemeinsa-
mes Arbeits- und Führungsverständnis,
eine gemeinsame Vision und Strategie
sowie eine strukturierte Arbeitsweise.“
Und eine gute Kommunikation.

Das Team Heideck hat „durchweg po-
sitive Erfahrungen mit dem Modell Job-
sharing gemacht“, sagt Heidenreich.
Vorteile sieht sie für alle Seiten – das
Tandem selbst, die Mitarbeitenden und
den Arbeitgeber. So coacht ein Tandem
sich gegenseitig und trifft dadurch re-
flektiertere Entscheidungen. „Und wir
haben einen permanenten Partner in
Crime“, denn sie teilen nicht nur Ar-
beitspensum und Verantwortung, son-
dern auch Netzwerk, Lob, Erfolg und
Misserfolg. Heidenreich und Beck leben
ihrem 28-köpfigen Bereich Teamfähig-
keit vor. Von der hohen Zufriedenheit
im Jobtandem und den positiven Effek-
ten für Motivation, Gesundheit sowie
Work-Life-Balance ganz zu schweigen.
Zudem ermöglicht Jobsharing eine Kar-
riere in Teilzeit – einen möglichen Weg
aus der „Teilzeit-Falle“.

Auch der Arbeitgeber profitiert: Die
Tandempartner können sich immer ver-
treten. Jobsharing steigert laut Heiden-
reich Kompetenz, Effektivität und Effi-
zienz auf der Position. Es verteile das
Risiko und helfe beim Wissenstransfer,
etwa bei einer Nachfolgeplanung. „Job-
sharing ist ein gutes Mittel für die Bil-
dung einer Arbeitgebermarke. Es hilft,
Fachkräfte zu binden und erhöht die
Vielfalt in der Führung“, sagt sie. Das
bedeutet nicht nur, mehr Frauen ins
Management zu bringen. „Jobsharing
muss raus aus der Teilzeit-Mutti-Ecke“,
fordert Heidenreich. Es eigne sich auch
für Väter. Für Nicht-Eltern. Und für jün-
gere Menschen, die sich auf eine leiten-
de Position vorbereiten möchten, wäh-
rend die ältere Führungskraft in Alters-
teilzeit gehe.

Eine wissenschaftliche Befragung aus
2022 belegt, dass Jobsharing-Tandems
produktiver sind als Vollzeitkräfte. Da-
hinter stehen the jobsharing hub, die
Hochschule Heilbronn und das Unter-
nehmen Twise. Dabei wurden 50 Füh-
rungskräfte von Tandems und einzel-
nen Vollzeitkräften befragt. Christen
fasst zusammen: „92 Prozent der Be-
fragten halten Tandems für produktiver
oder genauso produktiv, verglichen mit

einer Vollzeitbesetzung.“ Auch Florian
Brill sieht Jobsharing „sehr positiv,
denn es bringt uns mehr Flexibilität.“
Der Geschäftsführende Gesellschafter
von Dr. Brill + Partner, einem Anbieter
im Bereich der angewandten Hygiene,
Mikrobiologie und Virologie mit über
70 Mitarbeitern an vier Standorten und
Sitz in Hamburg, setzt seit rund fünf
Jahren auf Jobsharing. Es sei ein „wich-
tiges Mittel gegen den Fachkräfteman-

gel“ und um den Bedürfnissen der Mit-
arbeiter und des Unternehmens gerecht
zu werden.

Beispiel: Die Leitung eines Labors er-
fordert eine 60- bis 80-Stunden-Stelle,
„was eine Person nicht alleine schafft“,
sagt Brill. Deshalb teilt sich ein Dreier-
team eine Laborleitung. So gibt es
„mindestens eine Person, die arbeitet,
während die andere krank oder im Ur-
laub ist.“ Und wenn jemand das Unter-

nehmen verlasse, gehe nur ein Drittel
des Know-hows verloren. Derzeit be-
schäftigt Brill zwei Tandems und zwei
Dreierteams im Jobsharing.

Beim Würzburger IT-Distributor
dexxIT wiederum teilen sich Judith
Öchsner und Stefanie Gundlach seit
2018 die Vertriebsleitung. Beide arbei-
ten fünf Tage pro Woche – das Stunden-
modell entspreche zu 75 Prozent der
Vollzeitstelle. Während Gundlach sich

hauptsächlich um Backoffice und
Personalwesen kümmert, liegt

Öchsners Fokus auf Produkt-
management, Einkauf und
Marketing. Welche Arbeits-
weisen erfordert das Jobsha-
ring? Öchsner: „Es ist uner-
lässlich, dass alle Beteiligten
als Teamplayer agieren, an-

statt individuell zu arbeiten,
um persönliche Anerkennung

zu erlangen. Jemand mit einem
egoistischen Arbeitsstil stößt er

schnell an Grenzen und gefährdet
den gemeinsamen Erfolg.“

Bei allen Vorzügen des Arbeitsmo-
dells gibt es technische Hürden. Svenja
Christen: „Aktuell können die IT-Syste-
me SAP und Co. Jobsharing-Tandems in
den Organigrammen schwer abbilden.“
Hier seien Tandems „nach wie vor ge-
zwungen, eigene Lösungen zu finden,
und wenn es beispielsweise abwech-
selnde Berechtigungen seien. Da
braucht es dringend Anpassungen!“

Unter dem Strich stellt sich die Fra-
ge, wie Mittelständler vorgehen kön-
nen, die Jobsharing einführen möchten.
Das Team Heideck empfiehlt, Vorbilder
einzuladen, die bereits Jobsharing prak-
tizieren und das Modell vorstellen. Man
sollte sich Beratung suchen, was insbe-
sondere für KMU nützlich sei. Wichtig
sei, das Thema bei der höheren Füh-
rungsebene des eigenen Unternehmens
zu platzieren. Zu einer guten Vorberei-
tung gehörten auch ein Matchingday im
Unternehmen, wo sich potenzielle Tan-
dempartner treffen, oder ein Persön-
lichkeits-Test. Heidenreich: „Man sollte
Jobsharing einfach machen. Gut vorbe-
reitet ist das Risiko nicht größer als bei
jeder anderen Stellenbesetzung.“

Jobsharing kann eine
lohnenswerte Option
bei der Gestaltung
der Arbeitszeit sein.
Was Angestellte 
und Firmen beachten
müssen, wenn sich
Mitarbeiter eine
Stelle teilen 

ED
DIN

G G
RO

UP

Die 
Co-Digitalvorstände 

Fränzi Kühne (l.) und 
Boontham Temaismithi leben
Jobsharing vor. Inzwischen 

gibt es zwei weitere, 
crossfunktionale 

Jobtandems 
bei Edding
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D ie Europameisterschaft 2028 in
Großbritannien soll ein Fuß-
ball-Fest werden, das Grenzen

überschreitet. Doch vier Jahre vor dem
Beginn sorgt das Turnier, das in Eng-
land, Schottland, Wales, Irland und
Nordirland ausgetragen werden soll, für
negative Schlagzeilen. Zum einen will
die britische Regierung die deutlich ge-
stiegenen Kosten für den Neubau des
maroden Stadions Casement Park in
Belfast nicht übernehmen. Die sollten
ursprünglich 91 Millionen Euro betra-
gen, stiegen dann zwischenzeitlich und
wurden im Oktober 2023 mit 213 Millio-
nen Euro angegeben, uferten aber aktu-
ell auf nunmehr 473 Millionen Euro aus.
Damit fällt Nordirland als Austragungs-
ort wohl weg, die EM-Spiele, die in Bel-
fast stattfinden sollten, sollen nun zwi-
schen den anderen EM-Gastgebern
England, Irland, Wales und Schottland
aufgeteilt werden.

Es könnte für die Organisatoren des
Turniers aber noch viel schlimmer kom-
men. Im schlimmsten Fall könnte die
EM auf der Insel ohne die National-
mannschaften Englands, Schottlands,
Irlands, Nordirlands und von Wales
stattfinden. Grund dafür ist eine staatli-
che Einmischung in den Fußball. Uefa-
Generalsekretär Theodore Theodoridis
hat einem Bericht der britischen Zei-
tung „Times“ zufolge England vor
schwerwiegenden Folgen bezüglich der
von der Politik verfolgten Pläne einer
Regulierungsbehörde im englischen
Profifußball gewarnt. Demnach soll
Theodoridis von der für den Sport zu-
ständigen Ministerin Lisa Nandy in
einem Brief gefordert haben, dass es
„keine Einmischung der Regierung in
die Organisation des Fußballs“ geben
dürfe. Laut der „Times“, die ihre Infor-
mationen nach eigener Aussage aus
einer Kopie des Briefs zog, soll Theodo-
ridis vor weitreichenden Befugnissen
der besagten Regulierungsbehörde zur
Überwachung der Vereine in Englands
Topligen gewarnt haben. Er kritisierte
auch die Idee, dass die Behörde die eng-
lischen Profiligen bei der Verteilung der
TV-Gelder überstimmen könnte. Man
habe „spezielle Regeln“, die die staatli-
che Einmischung verhindern sollen, um
die Autonomie des Sports und die Fair-
ness des sportlichen Wettbewerbs zu
gewährleisten, wird Theodoridis zitiert.
Die ultimative Sanktion bei einer Miss-
achtung wäre „der Ausschluss des Ver-
bands aus der Uefa und der Mannschaf-
ten von den Wettbewerben“.

Im Frühjahr wurde ein Gesetzent-
wurf für eine neue Aufsichtsbehörde
vorgelegt. Die Stelle soll weitgehende
Befugnisse in Schlüsselfragen der ober-
sten fünf Ligen des Männerfußballs in
England erhalten. Sie soll Vereine vor
einer Misswirtschaft schützen und etwa
auch verhindern, dass reiche Vereine
der Super League beitreten. Der Geset-
zesentwurf sieht außerdem vor, einen
neuen Eignungstest für potenzielle
Klub-Inhaber einzuführen, bevor sie
einen Verein übernehmen dürfen. step

Uefa-Drohung 
an die englische
Nationalelf 
Einführung von Behörde
könnte harte Folgen haben

Jungspund Oscar Piastri lässt
McLaren mit seinem Krimi-Sieg in
Baku vom ersten Formel-1-Teamti-

tel seit 1998 träumen. Der eigentlich ge-
rade erst zur Nummer zwei hinter sei-
nem Stallrivalen Lando Norris degra-
dierte Australier zeigte beim Grand Prix
in Aserbaidschan seine Klasse und fuhr
knapp vor Ferrari-Star Charles Leclerc
als Erster ins Ziel. Weil WM-Anwärter
Norris von Startplatz 15 eine Aufholjagd
bis auf Rang 4 gelang, zog McLaren in
der Teamwertung an Max Verstappens
Red-Bull-Rennstall vorbei.

Verstappen kämpfte erneut mit sei-
nem störrischen Auto und wurde nur
Fünfter. Sein Vorsprung in der Fahrer-
wertung vor Norris schrumpfte auf 59
Zähler, weil der Brite sich noch den Zu-
satzpunkt für die schnellste Runde hol-
te. In den Schlussrunden musste das
Rennen neutralisiert werden, weil Ver-
stappens Teamkollege Sergio Pérez und
Ferrari-Fahrer Carlos Sainz im Kampf
um einen Podiumsplatz kollidierten. So
wurde George Russell im Mercedes
noch Dritter. Nico Hülkenberg fuhr
über Trümmerteile und rutschte im
Haas als Elfter noch aus den Punkterän-
gen. „Das war der stressigste Tag mei-

nes Lebens“, funkte Sieger Piastri an
seine Box. Es war sein zweiter Karriere-
Erfolg nach dem Sieg in Ungarn im Juli.

Noch vor dem 17. Saisonlauf am Kas-
pischen Meer hatte McLaren nach län-
gerem Zögern Norris den Nummer-1-
Status gewährt. Im Kampf um den Fah-
rertitel sollte der Brite künftig den Vor-
zug vor Piastri erhalten, der australi-
sche Jungstar stellte Schützenhilfe in
Aussicht. Doch prompt verpatzte Nor-
ris die Qualifikation in Baku. Von der

Pole-Position nahm zum vierten Mal in
Serie in Aserbaidschan Leclerc das Ren-
nen auf. Kein gutes Omen: Ein Sieg war
dem 26-Jährigen bei den drei Versuchen
davor nicht gelungen. Doch beflügelt
von seinem jüngsten Sieg beim Ferrari-
Heimspiel in Monza behauptete Leclerc
souverän in den ersten Kurven Platz
eins und blieb zunächst auch locker
vorn, als sich das Feld sortiert hatte.

Dahinter folgten Piastri und Vorjah-
ressieger Pérez im Red Bull. Verstap-

pen, der mit seiner Qualifikation als
Sechster nicht zufrieden war, verbesser-
te sich auf den ersten Kilometern auf
Rang fünf. Die Formkrise, in die Red
Bull über den Sommer gerutscht war,
zeigte sich auf dem Stadtkurs nicht so
deutlich wie zuletzt in Monza. Doch die
Überlegenheit der ersten Saisonmona-
te, als der Dreifach-Weltmeister sieben
von zehn Rennen gewann, ist lange da-
hin. Es werde Zeit brauchen, bis Red
Bull die Sorgen mit dem Auto behoben
habe, ließ Teamchef Christian Horner
in Baku wissen. „Es ist das eine, das Pro-
blem zu verstehen. Es ist etwas anderes,
es zu lösen und die Teile ans Auto zu be-
kommen, mit denen man das hinbe-
kommt“, erklärte Horner.

Vor allem auf der Jagd nach dem Kon-
strukteurstitel drängt für den Bran-
chenführer die Zeit. McLaren und Fer-
rari hatten in den Vorwochen mächtig
Boden gutgemacht und brachten offen-
kundig auch das stärkere Paket mit nach
Aserbaidschan. Umso ärgerlicher war es
besonders für Norris, dass er sich die
Chance auf den Sieg und viele Punkte
schon am Samstag verbaut hatte.

Immerhin lief die Aufholjagd des 24-
Jährigen zunächst nach Plan. Schnell

hatte er sich unter die besten Zehn ver-
bessert, vor seinem ersten Reifenwech-
sel war er sogar Fünfter. Noch besser lief
es für seinen Stallgefährten Piastri. Mit
frischen Gummiwalzen attackierte er
Leclerc und quetschte sich in Runde 20
am Ferrari-Piloten vorbei an die Spitze.

Ganz eng hintereinander jagten nun
Piastri, Leclerc und Pérez dahin. Dahin-
ter duellierten sich Norris und Verstap-
pen, der über Bremsprobleme und die
schlechte Balance seines Dienstwagens
klagte. Trotz neuer Reifen kam der Nie-
derländer einfach nicht an seinem Titel-
rivalen vorbei, der seinen ersten Boxen-
stopp lange hinauszögerte. Als Norris
dann auch auf frische Pneus wechselte,
krönte er seine starke Rennleistung.
Rund 15 Sekunden Rückstand auf Ver-
stappen holte Norris auf und kam kurz
vor Ende wieder vorbei. 

Derweil lieferten sich Piastri und
Leclerc rundenlang einen packenden
Zweikampf. Mittels der Überholhilfe
DRS kam der Ferrari-Fahrer auf der
Zielgeraden mehrfach ganz nah an den
jungen Australier heran, doch Piastri
verteidigte sich immer wieder ge-
schickt. Kurz vor Schluss musste sich
Leclerc dann geschlagen geben. dpa

McLaren-Höhenflug: Piastri siegt im Baku-Krimi
Die Formel 1 liefert in Aserbaidschan ein packendes Rennen. Ein Duo kämpft lange um den Sieg. Weltmeister Verstappen ist chancenlos

Oscar Piastri bejubelt seinen Erfolg in Baku
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Für den HSV war die erste Spiel-
minute historisch. Im Heimspiel
gegen Jahn Regensburg fiel der

früheste Treffer der Hamburger in ihrer
Zweitliga-Historie. Ransford-Yeboah
Königsdörffer gelang das Kunststück, es
war bereits sein vierter Saisontreffer, er
traf damit jetzt schon doppelt so oft wie
in der kompletten vergangenen Spiel-
zeit. So munter wie vom 23 Jahre alten
Stürmer eingeleitet ging es weiter, am
Ende gewannen die Hanseaten 5:0 (2:0).
Robert Glatzel (14.), der eingewechselte
Jean-Luc Dompé mit seinem ersten
Doppelpack im HSV-Trikot (76./90.+3)
sowie Sommerzugang Davie Selke zum
4:0 (89.) trafen.

Dank des souveränen Auftritts war
der Sieg gegen den ungefährlichen Auf-
steiger im ausverkaften Volksparkstadi-
on zu keinem Zeitpunkt gefährdet. Der
HSV bleibt damit weiter in Reichweite
zur Tabellenspitze, das Team beendete
den fünften Spieltag als Tabellenvierter.

Parallel dazu wurde der Sieg von For-
tuna Düsseldorf bei Hertha BSC von ei-
ner möglicherweise schweren Verlet-
zung des Berliner Junioren-National-
spielers Linus Gechter überschattet.
Die Rheinländer kamen in Berlin zu ei-
nem glücklichen 2:0 (1:0) und setzten
sich wieder knapp vor den Karlsruher
SC auf Platz eins. Dawid Kownacki (13.)
und Jona Niemiec (66.) trafen.

Größer als der Ärger über verpasste
Punkte war die Sorge um Gechter. Ver-
meintlich unspektakulär wirkte zu-
nächst der Zusammenprall mit seinem
Teamkollegen Deyovaisio Zeefuik. Die
Zuschauer hatten aber ein feines Ge-
spür. Still wurde es im Olympiastadion,
als sich die Behandlung auf dem Rasen
und anschließend hinter einem Sicht-
schutz auf der Laufbahn hinzog. Gech-
ter hatte sich möglicherweise an der lin-
ken Schulter oder dem Hals- und Na-
ckenbereich verletzt. Er war ansprech-
bar, konnte oder sollte aber offenbar
nicht eigenständig aufstehen. DW

Zweite Liga: HSV
mit Gala, Drama
um Hertha-Profi 
Sorge um Berliner Gechter
nach Zusammenprall

Für den angestrebten ersten deut-
schen Davis-Cup-Titel seit 1993
hofft der Deutsche Tennis Bund

auf eine Rückkehr von Topspieler Ale-
xander Zverev ins Team. „Ich glaube,
um wirklich diese Salatschüssel mal
hochzuhalten, muss alles zusammen-
passen – von den Spielern, von A bis Z
im Endeffekt“, sagte Teamchef Michael
Kohlmann: „Im Endeffekt haben wir al-
le große Ziele, also nicht nur wir als Ver-
band, sondern auch die Jungs. Und je-
der will irgendwann mal diesen Davis
Cup wieder gewinnen.“

In Zhuhai/China hatte die deutsche
Auswahl stark ersatzgeschwächt die
Qualifikation für die Endrunde im spa-
nischen Malaga vom 19. bis 24. Novem-
ber geschafft. Das Fehlen des Weltrang-
listen-Zweiten Zverev bei der Gruppen-
phase kurz nach den US Open in New
York hatte der DTB mit Reisestrapazen
begründet. Diese wären für Zverev auch
deshalb so groß gewesen, weil für die
deutsche Nummer eins in der neuen
Woche der Laver Cup in Berlin ansteht.
Auch die verletzten Jan-Lennard Struff
und Dominik Koepfer fehlten. „Die
Hoffnung ist auf jeden Fall da, dass wir
in Malaga den einen oder anderen dazu-
gewinnen“, sagte Kohlmann. 

Nach den zwei Auftaktsiegen gegen
die Slowakei und Chile ( jeweils 3:0)
verlor das deutsche Team zum Ab-
schluss der Gruppenphase 1:2 gegen die
USA und holte nur durch das erfolgrei-
che Doppel Kevin Krawietz und Tim
Pütz einen Punkt. Das Duo hatte bei
den US Open das Endspiel erreicht. Mit
dem 4:6, 2:6 von Maximilian Marterer
gegen Brandon Nakashima war die Ent-
scheidung gefallen und das Doppel be-
deutungslos geworden. Zur Auswahl in
Zhuhai gehörten neben Marterer (104.
der Weltrangliste) und Krawietz/Pütz
noch Yannick Hanfmann (96.) und Hen-
ri Squire (187.). Das Team schloss die
Gruppe als Zweiter hinter den USA ab
und wird im Viertelfinale in Malaga auf
einen Gruppensieger treffen. Die Auslo-
sung erfolgt am Donnerstag. DW

Davis-Cup-Team
unterliegt im
Finale den USA 
Deutschland als Zweiter der
Gruppe im Viertelfinale

N ach Tagen voller Regen
kam Sonntagvormittag in
München endlich wieder
die Sonne raus. Doch Max
Eberl hatte keine Zeit, sie

zu genießen. Der Sportvorstand des FC
Bayern war wie so oft beruflich unter-
wegs, als Gast im Fernseh-Talk „Sport1-
Doppelpass“ ging es früh zum Münch-
ner Flughafen.

VON JULIEN WOLFF

Am Abend zuvor hatte der deutsche
Fußball-Rekordmeister 6:1 (4:0) bei
Holstein Kiel gewonnen. Dritter Sieg
im dritten Bundesligaspiel, mit neun
Punkten führen die Münchner die Ta-
belle an. Erstmals in diesem Jahr, in der
gesamten Vorsaison waren sie unter
dem damaligen Trainer Thomas Tuchel
lediglich zweimal Erster gewesen. Des-
sen Nachfolger Vincent Kompany ge-
lang mit der maximalen Punkteausbeu-
te aus den ersten drei Partien etwas,
das zuletzt Niko Kovač� vor sechs Jah-
ren geschafft hatte. Doch eine Persona-
lie überstrahlte den erfolgreichen Sai-
sonstart: Leon Goretzka. Eberl wird
von Experten, Fans und Journalisten in
diesen Tagen oft auf ihn angesprochen.

Goretzka (29) wurde ausgebootet.
Und ist der große Verlierer dieser noch
jungen Bayern-Saison. Kompany hatte
ihn vor der Partie in Kiel nicht mal für
den Kader nominiert. Ein Spieler mit
der Erfahrung von über 150 Spielen für
die Bayern und 57 Länderspielen gehört
in einer Begegnung mit einem Aufstei-
ger nicht zum Aufgebot – das sagt viel
über seinen gesunkenen Stellenwert
bei den Bayern. Was für ein Schlag.

„Ich mag ihn sehr, auch wenn er mo-
mentan natürlich sauer ist. Das verste-

he ich auch. Aber das gehört zum Fuß-
ball-Leben auch dazu“, so Eberl am
Samstagabend bei Sky. „Wir haben von
Anfang an klar kommuniziert, dass wir
einen sehr ausgewogenen Kader haben
werden. Dass wir mit Alex Pavlovic
einen Spieler haben, der jetzt National-
spieler geworden ist und jetzt mit Pal-
hinha einen Transfer machen werden,
das wusste Leon vorher. Dann ist es nun
mal so, dass die Konkurrenzsituation
beim FC Bayern groß ist.“

Lothar Matthäus ist von der harten
Entscheidung Kompanys überrascht.
„Im Kader vermisse ich ihn“, sagte der
Rekordnationalspieler und Sky-Experte.
„Alle haben ihn gelobt, wie er in dieser
Woche trainiert hat. Man hat auch ge-
hört, dass Kompany ihn super gelobt
hat. Dass er gar nicht im Kader ist, wun-
dert mich natürlich.“ Matthäus fügte
hinzu: „Aber das sind Entscheidungen –
und man muss diese Entscheidungen
bei so einem hochkarätigen Kader auch
akzeptieren. Auch wenn man es von au-
ßen nicht verstehen kann.“

Die Bayern hätten Goretzka im ver-
gangenen Sommer gern verkauft. Er
verdient laut „Bild“ rund 18 Millionen
Euro im Jahr, Eberl muss Gehälter spa-
ren, Spieler „von der Payroll kriegen“,
wie es im Fußball-Geschäft heißt. Das
wünscht sich auch der Aufsichtsrat um
den mächtigen Ehrenpräsidenten Uli
Hoeneß. Goretzkas Vertrag gilt bis 30.

Juni 2026. Zuletzt entschied sich der
Spieler, nicht zu wechseln – obwohl er
derzeit nur noch eine Nebenrolle spielt
– und mehrere Klubs aus dem Ausland
an ihm interessiert waren. Bereits 2023
hatte Tuchel den erfahrenen Goretzka
quasi zum Verkauf freigegeben. „Es ist
nicht ‚Wünsch dir was.‘ Sondern ‚So ist
es‘“, sagte Eberl im „Doppelpass“ über
die abgelaufene Transferperiode und
die Kritik an zu wenig Spielerverkäufen
unter ihm. Über Goretzkas Situation
im Kampf um einen Platz im Mittelfeld
erklärte er: „Von der Ausgangslage her
ist es am schwersten.“

Schon in der ersten Runde des DFB-
Pokals beim Zweitliga-Aufsteiger SSV
Ulm (4:0) hatte Goretzka nicht zum Ka-
der gehört. Bei den Liga-Siegen der
Bayern beim VfL Wolfsburg (3:2) und
gegen den SC Freiburg (2:0) zählte er
zwar zum Aufgebot, Kompany wechsel-
te ihn aber nur gegen den SC kurz vor
Spielende ein.

Goretzka erlebt eine der schwierig-
sten Phasen seiner Karriere. Auch Bun-
destrainer Julian Nagelsmann verzich-
tet seit Monaten auf ihn. Goretzka ge-
hörte nicht zum Kader der National-
mannschaft für die EM in Deutschland
– und auch für die Spiele in der Nations
League gegen Ungarn (5:0) und die Nie-
derlande (2:2) Anfang September nomi-
nierte Nagelsmann ihn nicht. In der
Auswahl scheint Goretzka derzeit keine

Perspektive zu haben. Die Rollen sind
recht klar verteilt, im Mittelfeld sieht
Nagelsmann offensichtlich Pascal Groß
von Borussia Dortmund, Robert An-
drich von Bayer Leverkusen und Pavlo-
vic deutlich vor ihm. Auch BVB-Profi
Emre Can war beim vergangenen Natio-
nalelf-Lehrgang dabei. Zuletzt nomi-
nierte Nagelsmann zudem Angelo Stil-
ler vom VfB Stuttgart, der unter ihm de-
bütierte – in den kommenden Monaten
könnte Nagelsmann weitere Neulinge
berufen.

Ein Faktor, der Goretzka in Sachen
Einsatzzeiten in seinem Klub Hoffnung
machen kann: Die Bayern haben in den
kommenden Wochen und Monaten sehr
viele Spiele. Dienstag (21 Uhr, DAZN)
empfangen sie zum Auftakt der refor-
mierten Gruppenphase der Champions
League Dinamo Zagreb. Sollten die Bay-
ern eine erfolgreiche Saison spielen, ab-
solvieren sie über 50 Partien. Kompany
sagte in Kiel: „Wenn es nicht Leon ist,
dann ist jemand anderes nicht im Kader.
Ich habe 21 Spieler – und wir müssen am
Ende der Woche schauen, denn wir ha-
ben noch viele Spiele. Aber jetzt geht es
um die 20 hier, und danach werden wir
alle brauchen.“

Goretzka könnte auch Innenverteidi-
ger spielen, als solchen hatte Tuchel ihn
bereits eingesetzt. Hoeneß hatte zuletzt
öffentlich gesagt, dass beim FC Bayern
jeder verdiente Spieler eine zweite
Chance bekäme. Sportlich allerdings
gibt es derzeit wenig Gründe, viel zu än-
dern. Kompanys Handschrift wird im-
mer deutlicher. Die Statistiken gegen
Kiel: 70 Prozent Ballbesitz, 45:9 Ballak-
tionen im gegnerischen Strafraum, 23:5
Torschüsse. Die Bayern spielten in die-
ser Partie 800 Pässe – Bestwert in der
Bundesliga seit Beginn der Vorsaison.

Unzufrieden in München: Leon Goretzka ist beim FC Bayern und bei der Nationalmannschaft außen vor
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Der neue Trainer Kompany bootet Goretzka
beim FC Bayern aus. Auch in der Nationalelf
fehlt die Perspektive für den Mittelfeldprofi.
Ein Faktor kann ihm aber Hoffnung machen

Teurer
HÄRTEFALL
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A rchitekten der alten Schule
ringen noch immer um das,
was „Entwurf“ heißt: die
Konstruktion, Zweckratio-
nalität und „Schönheit“

von Gebäuden. Allein, die Zeichen meh-
ren sich, dass die Entwicklung über sie
hinweggeht. Der neue Stadttyp der
Smart City braucht auf das Individuum
keine Rücksicht mehr zu nehmen. Was
zählt, ist „die Standardisierung von
Nachhaltigkeitslösungen, die Normie-
rung des adressierten Bedarfs und der
Universalismus der Digitalisierungsan-
gebote“, wie die jüngste Publikation des
Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und
Raumforschung (BBSR) erklärt. Das
Heft spricht von einem „Kosmos neuer
Stadtwelten“, der mit der Smart City
und mit „digitalen Zwillingen“ von der
herkömmlichen Stadt Besitz ergreife.

VON DANKWART GURATZSCH

Unter Smart Citys – zu deutsch intel-
ligenten Städten – versteht die Fachwis-
senschaft „die Vielzahl digitaler Tech-
nologien im städtischen Kontext“. Der
Begriff ist in mehrfacher Hinsicht an-
greifbar, denn „intelligent“ ist diese
Stadt nur für ihre Entwickler. Wie weit
sie das auch für ihre Bewohner, ihre
Nutzer ist, wird nicht diskutiert. „Die
Dynamik eines smarten Urbanismus
konzentriert sich auf digital gestaltete,
organisierte und kontrollierte techni-
sche Infrastruktursysteme“, heißt es in
dem Heft unverdächtig. Was freilich ge-
meint ist, greift tief in die Psyche des
Stadtbewohners ein. In Rede steht die
fortschreitende Verapparatung, Unifor-
mierung und Steuerung der Städte.

Die Smart City braucht keine Archi-
tekten mehr, die etwas gestalten – die
Gestaltung ist an IT-Unternehmen und
Plattformbetreiber abgegeben. Als Mus-
terbeispiel dafür kann der „digitale
Zwilling“ gelten, die Abbildung der
Stadt zwar nicht auf dem Reißbrett,
aber auf dem Bildschirm, wo sie sich oh-
ne Rücksicht auf Bewohner-Bedürfnisse
und -vorlieben beliebig „bearbeiten“
lässt. Und zwar nicht in Gestalt indivi-
dueller Gebäudetypen, sondern in Zah-
len und Zahlenverhältnissen, Potenzia-
len und abstrakten Managementbegrif-
fen, in Infrastrukturelementen und Be-
wegungsprofilen – was stillschweigend
impliziert, dass das Individuum unge-
fragt unter Aufsicht gestellt wird. Naiv
und rührend wirkt da die Empfehlung,
gesellschaftspolitische und soziale Fak-
toren einzubeziehen – weil „die Stan-

dardisierung von Nachhaltigkeitslösun-
gen, die Normierung des adressierten
Bedarfs und der Universalismus der Di-
gitalisierungsangebote“ für derartige
„weiche Faktoren“ keinen Raum lässt.
Als Beispiel wird Regensburg genannt,
wo mit KfW-Fördermitteln ein „energe-
tisches Quartierskonzept“ und ein
„quartiersbezogener Energienutzungs-
plan“ erstellt wurden. Auch dabei griff
man auf einen „digitalen Energie-Zwil-
ling“ zurück, der, losgelöst von Bewoh-
nerinteressen, als „Planungs- und
Steuerungswerkzeug“, die „Optimie-
rung“ der städtischen Kreisläufe durch
Digitalisierung vorantreibt.

Um „optimierte Planung und Steue-
rung“ geht es auch im zweiten Fallbei-
spiel Paderborn, wo die Verkehrswende
durch ein „digitales Parkraummanage-
ment“ forciert werden soll. Auch wenn
es nur als „Grundlage für eine noch
stärkere Digitalisierung des städtischen
Verkehrsraums“ vorgestellt wird, er-
möglicht es doch schon jetzt mit neu in-
stallierter, teilweise unsichtbarer Sen-
sorik alle Parkhäuser und Stellplätze
der Stadt zu überwachen. Dabei werden
die Bilder sofort in der Kamera ausge-
wertet, wenn auch, wie beschwichti-
gend hinzugefügt wird, „nicht gespei-
chert“. Auf dieser Basis wird angestrebt,
die Fahrzeuge – und damit den jeweili-
gen Fahrzeuglenker – durch die Stadt zu
steuern und in Parkplätze einzuweisen.

Die Autoren heben selbst hervor, dass
sie hierin nur den Einstieg in ganz neue
städtische Kontroll- und Lenkungssys-
teme sehen. So sollen künftig etwa „die
Auslastung des ÖPNV, die Verfügbar-
keit von Sharing-Angeboten oder Fahr-
radstellplätzen“ einbezogen sowie über
ein „Dashboard“ Verkehrsflächen ge-
sperrt, Anzeigeinhalte verändert und
Daten ausgewertet werden. Zusätzlich
könne man Parkplatzsuchende auch
noch über Smartphone „informieren“,
also anleiten. Ganz abgesehen davon,
dass alle diese Neuerungen als im Sinne
des Verkehrsflusses und des Individual-
verkehrs höchst vernünftig erscheinen,
enthüllen sie doch gleichzeitig eine
Kehrseite. Die Steuerung wird an Appa-
rate abgegeben, die den Menschen nicht
nur unterstützen, sondern unmerklich
ein neues Wertesystem diktieren und
ihn in ihre Dienste einspannen.

Niemand kann und wird bestreiten,
dass der mit der Smart City angestrebte
Erkenntnisgewinn den Siedlungstyp
Stadt im Sinne aller technischen, wirt-
schaftlichen und energetischen Prozes-
se und Abläufe in nie gekannter Weise

rationalisiert, effektiviert und opti-
miert. Aber er hat Einfluss auf die Posi-
tion und die Entfaltungsmöglichkeiten
des Individuums in diesem Funktions-
system. Die Verapparatung, die in der
Smart City eine nie erreichte Vollkom-
menheit erlangt, schaltet den Menschen
ab. Sie wird uns als unumkehrbarer Pro-
zess geschildert, der unter höchster Ob-
jektivität von ausgewiesenen Experten
mit den Mitteln streng rationaler Re-
chenoperationen vorangetrieben wird.

Da mathematische Logiken nicht an-
gezweifelt werden können, lassen sie
sich auch durch die inflationsartig be-
schworene „demokratische Teilhabe“
(die die Autoren immerhin in Aussicht
stellen) nicht aushebeln. Sie sind, an-

ders als einstmals Religionslehren oder
das heilig hochgehaltene Grundgesetz,
nach den Regeln der rechnerischen Ver-
nunft unumstößlich, zwingend und
wahr. Dies und nicht der Mensch, die
Demokratie, die Moral ist der Gegen-
stand der Smart City, wobei sich der Be-
griff „smart“ als bewusste Verschleie-
rung des tatsächlichen Charakters die-
ses Konstruktes durch einen in deut-
scher Übersetzung doppeldeutigen Be-
griff erweist, der eben nicht nur etwas
„Schlaues“, sondern auch etwas mo-
disch „Schickes“, „Flottes“ verspricht.

Wie aber arbeitet, wirkt die Smart Ci-
ty? Die erste Beobachtung ist, dass sie
sich unseren Blicken entzieht. Wir ler-
nen Eigenschaften der Materie kennen,

die wir für den Geist, die Religion reser-
viert hatten. Was da, wo und wie in die
Wirklichkeit eingreift, bleibt unsicht-
bar. Der Architekt Peter L. Wilson
glaubt: „Die heutige Stadt ist nicht
mehr physisch, sondern unsichtbar und
ephemer, allgegenwärtig in elektroni-
schen Impulsen.“ Die Kunsthistorikerin
Katharina Gsöllpointner findet: „Der
Ort der Architektur verschwindet all-
mählich, wie sich Raum und Zeit in der
Telekommunikation auflösen.“ Im
Licht derartiger Einschätzungen wirken
Städte alten Typs wie Fossilien einer in
Teilen schon untergegangenen Zivilisa-
tion. Heimat, soziales Leben, Wohnge-
borgenheit werden zu funktionalen
Floskeln, das Individuum zu einem

Funktionselement ohne Individualität.
Für den Medienwissenschaftler Rober-
to Simanowski braut sich Übles zusam-
men: „In einer solchen Zukunft würden
wir nicht mehr dem Menschen vertrau-
en, sondern dem Code. Die Demokratie
wäre zur Algocracy geworden, zur Herr-
schaft der Algorithmen.“

Aber ist das aufzuhalten? Der unauf-
fällig, rasend schnell, unschlagbar effi-
zient agierende, vermeintlich allwissen-
de Mechanismus entfaltet eine überwäl-
tigende Verführungsmacht. Das gilt für
Wohnungsbau, Städtebau, Verkehrspla-
nung. Es gilt für jeden einzelnen Ar-
beitsplatz. Es gilt für die unerbittliche
Logik der Dämmungsprogramme und
Wärmepumpen, für die Logik der Ein-
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100 – Was Deutschland bewegt

14.30 ¥ Meine Mutter ...: spielt ver-
rückt Romantikkomödie (D 2019) 16.00 
hallo hessen 16.45 hessenschau 17.00 
hallo hessen 17.45 hessenschau  17.55 
Sport 18.00 Maintower 18.25 ¥ g Bri-
sant 18.45 ¥ Die Ratgeber 19.15 alle 
wetter 19.30 ¥ g hessenschau 20.00 
¥ Tagesschau 20.15 ¥ Visite Magazin 
21.00 ¥ Schluss mit der Magersucht 
21.30 hessenschau 21.45 Tatort: Fins-
ternis TV-Krimi (D 2022)  23.15 heim-
spiel! 0.00 ¥ Auf den Spuren von Julias 
Mörder Dokumentationsreihe

13.20 ¥ Quizduell – Olymp 14.10 ¥ 
WaPo Bodensee 15.00 ¥ aktiv und ge-
sund 15.30 ¥ Schnittgut 16.00 ¥ BR24 
16.15 ¥ Wir in Bayern 17.30 Regional 
18.00 Abendschau  18.30 ¥ BR24 19.00 
¥ Unkraut 19.30 ¥ Dahoam 20.00 ¥ 
Tagesschau 20.15 Hofgeschichten  
Großer Markt beim Inselbauern 21.05 ¥ 
Wirtshaus mit Zukunft Dokumentation 
21.50 ¥ BR24 22.05 ¥ Lebenslinien 
22.50 nacht:sicht Gespräch 23.20 ¥ 
Nanga Parbat – Mein Schlüsselberg 
Dokumentarfilm (D 2020)

14.40 ¥ Meister des Alltags 15.10 ¥ 
Quizduell-Olymp 16.00 ¥ Aktuell 16.05 
¥ g Kaffee oder Tee  17.00 ¥ Aktuell 
17.05 ¥ g Kaffee oder Tee 18.00 ¥ g 
Aktuell 18.15 ¥ g Landesschau BW 
19.30 ¥ g Aktuell 20.00 ¥ g Tagess. 
20.15 ¥ Lecker aufs Land Reportagerei-
he 21.00 ¥ Traumhaft Wohnen – Die 
ARD Room Tour 21.45 ¥ g Aktuell 
22.00 ¥ Sag die Wahrheit 22.30 ¥ 
Meister des Alltags 23.00 ¥ Quizduell-
Olymp 23.50 strassen stars 0.20 SWR3 
New Pop Festival 2024

6.00 g Punkt 6 7.00 g Punkt 7 8.00 
Punkt 8 9.00 GZSZ 9.30 Unter uns Soap 
10.00 g Ulrich Wetzel – Das Strafge-
richt Doku-Soap 11.00 g Barbara Sa-
lesch 12.00 Punkt 12 Magazin 
15.00 g Barbara Salesch Witze 

über Tochter! Griff Vater 
Stand-Up-Comedian an?

16.00 g Ulrich Wetzel – Das  
Strafgericht Doku-Soap. Leh-
rerin versendet Liebesbot-
schaft an Elternverteiler

17.00 g Ulrich Wetzel – Der Er-
mittlungsrichter Doku-Soap

17.30 Unter uns Soap
18.00 g Explosiv – Das Magazin
18.30 Exclusiv – Das Star-Magazin
18.45 g RTL Aktuell Nachrichten 
19.05 Alles was zählt Soap
19.40 GZSZ Soap

14.00¥ g Nordelsass neu entdeckt 
14.45 ¥ g Die wilde Schönheit 

der Pyrenäen Dokumentation
15.30 g Von Barcelona bis Ca-

daques – Eine Reise durch 
Katalonien Dokumentation

16.15 ¥ g Málaga und die westli-
che Costa del Sol – Entde-
ckungen an Spaniens Son-
nenküste Dokumentation

17.00 ¥ g Die Bergwelt Mallorcas
17.45 ¥ g La Gomera – Wild, 

grün, kanarisch Doku
18.30 g nano Magazin
19.00 ¥ g heute 
19.20 g Kulturzeit Magazin

10.30 g Aufstand im Bordell – Frauen-
handel um 1900 11.25 g Verschollene 
Filmschätze 12.10 g Pandemie – nein 
danke! Neue Krankheiten früh erken-
nen Reportage 12.40 g Stadt Land 
Kunst 13.25 g Stadt Land Kunst 
14.15 g Die Abenteurer Abenteu-

erfilm (F/I 1967) Mit Alain De-
lon, Lino Ventura, Joanna 
Shimkus. Regie: Robert Enrico

16.55 g Phänomenale Natur
17.50 g Inselwelt New York
18.35 g Inselwelt New York (1/3)
19.20 Arte Journal 
19.40 g Ukrainerinnen im Män-

nerjob Dokumentation

11.00 g WELT-Newsroom
11.50 g Börsenflash
12.00 g Die Welt am Mittag
12.45 Börse am Mittag Magazin 
13.00 g Die Welt am Mittag
13.30 g WELT-Spezial
14.00 g WELT-Newsroom
15.55 g Börsenflash
16.00 g WELT-Newsroom
16.55 g Börsenflash
17.00 g WELT-Newsroom
17.15 g WELT-Spezial
17.45 Börse am Abend Magazin
18.00 g Die Welt am Abend
18.15 g Meine WELT –  

Die Meinung zum Tag
18.30 g Die Welt am Abend
20.10 g Meine WELT –  

Die Meinung zum Tag

20.15 g Strip the Cosmos Doku-
mentationsreihe. Die  
Megastürme der Planeten / 
Der geheimnisvolle Alien-Stern

22.05 g UFO-Theorien  
Dokumentationsreihe

23.55 g Das Sonnensystem Doku
 0.55 g Erde an Aliens Doku

21.10 KIC 8462852 ist der vielleicht 
geheimnisvollste Stern der Galaxis. 
Seine Leuchtkraft schwankt. Einer 
Theorie zufolge wird sie durch einen 
großen Himmelskörper beeinflusst.

12.30 Snooker: Shanghai 
Masters Finale: Judd Trump – Shaun 
Murphy 14.00 Snooker: English Open 1. 
Runde. Aus Brentwood 18.00 Sydney-
Marathon (Wh.) 20.00 Snooker: English 
Open 1. Runde. Aus Brentwood 0.00 Se-
geln: Louis Vuitton Cup 

17.15 Grenzschutz Südamerika 
17.45 Fußball: Bundesliga der Frauen – 
Vorberichte 18.00 Fußball: Bundesliga 
der Frauen 20.00 Fußball: Bundesliga 
der Frauen – Analyse 20.15 EXATLON 
Germany  1.05 Scooore!  

20.15 ¥ g Harry – Schicksalsjahre 
eines Prinzen Porträt. Die  
Doku zeigt, wie der zweitgebo-
rene Prinz das „schwarze 
Schaf“ der Windsors wurde.

21.15 ¥ g Die 100 – Was 
Deutschland bewegt (1/2)

22.15 ¥ Tagesthemen
22.50 ¥ g Mein Körper. Mein Im-

munsystem. – Was macht 
unsere Abwehr stark?

20.15 ¥ g Der Geier – Die Tote 
mit dem falschen Leben Kri-
minalfilm (A/D 2024) Mit Phil-
ipp Hochmair. Nach dem Mord 
an einer Ehefrau und Mutter 
führen die Spuren zu einem Ex-
Polizisten, der nun selbst heim-
lich Nachforschungen anstellt.

21.45 ¥ g heute journal
22.15 ¥ g Tenet Actionthriller (GB/

USA 2020) Mit R. Pattinson

20.15 ¥ g RONZHEIMER – Wie 
geht’s, Deutschland? Eine 
Doku beleuchtet Deutschlands 
Lage. Ein Journalist begleitet 
Menschen im Alltag und thema-
tisiert Probleme wie Rechtsext-
remismus, Migration und Ar-
mut. Er möchte deren Stimmen 
in Berlin Gehör verschaffen.

22.20 ¥ g SPIEGEL TV Verbre-
chen Reportagereihe

20.15 g Wer wird Millionär? Show 
Moderation: Günther Jauch

22.15 g RTL Direkt
22.35 g Wer wird Millionär? Show
23.20 g Spiegel TV Magazin  

Die AfD vor der Brandenburg-
Wahl – Wie die rechte Partei 
um junge Wähler buhlt /  
Achtung, Poser-Polizei! – in 
Wiesbaden macht die Polizei 
Jagd auf Raser

20.15 ¥ õ g Grey’s Anatomy – 
Die jungen Ärzte Auf Teufel 
komm raus. Richard trifft nach 
einer missglückten OP eine 
schwere Entscheidung.

21.15 ¥ õ g Seattle Firefigh-
ters – Die jungen Helden Ac-
tion-Serie. Zu guter Letzt

22.15 ¥ õ g 9-1-1: Lone Star 
Drama-Serie. Eiskalter Tod / 
Toxische Beziehung

20.15 ¥ õ g Transformers Ac-
tionfilm (USA 2007) Mit Shia 
LaBeouf, Megan Fox, Josh 
Duhamel. Regie: Michael Bay 
Sam Witwicky kauft sein erstes 
eigenes Auto. Zu seiner Über-
raschung verfügt es über ein 
rätselhaftes Eigenleben.

23.10 ¥ õ g Aliens vs. Predator 
2 Sci-Fi-Horror (USA/MEX 
2007) Mit Reiko Aylesworth

20.15 g Die Höhle der Löwen 
Show. U. a.: „METORBIKE“. Mit 
Judith Williams, Dagmar 
Wöhrl, Ralf Dümmel, Nils Glag-
au, Janna Ensthaler, Carsten 
Maschmeyer, Tijen Onaran, 
Tillman Schulz

23.00 gGoodbye Deutschland! 

20.15 ¥ g Wissenschaft extrem – 
Forschende, die an Grenzen 
gehen Dokumentationsreihe 
Gipfelstürmer und Sturmjäger 

21.00 ¥ g Wissenschaft extrem – 
Forschende, die an Grenzen 
gehen Doku. U. a.: Pioniere der 
Medizin / Vergessene Welten

20.00 ¥ g Tagesschau
20.15 ¥ g 12378 Kilometer Aust-

ralien Dokufilm (CH 2021) Die 
Australier sagen, auf ihrem 
Kontinent lebten die glück-
lichsten Menschen. 

22.00 Programm nach Ansage
22.10 g ZIB 2

20.15 ® g Tote schlafen fest Kri-
minalfilm (USA 1946) Mit Hum-
phrey Bogart, Lauren Bacall, 
Martha Vickers. Regie: Howard 
Hawks. Nie war Phil Marlowe 
cooler als mit Bogart

22.05 g Lauren Bacall – Die dis-
krete Verführerin

23.35 ¥ g Das vergessene Fotoal-
bum der SS Dokumentation

 0.20 ¥ g Tagesschau
 0.30 ¥ g Tatort: Deine Mutter 

TV-Krimi (A 2024) Mit Harald 
Krassnitzer, Adele Neuhauser

 0.35 g heute journal update
 0.50 ¥ g Gaza mon amour Dra-

ma (PLE/F/D/P/KAT/ISR 2020) 
 2.10 ¥ g Ein starkes Team: Töd-

licher Seitensprung TV-Krimi 
(D 2018) Mit S. Stappenbeck

23.20 ¥ g RONZHEIMER – Wie 
geht’s, Deutschland? (Wh.)

 1.20 ¥ g SPIEGEL TV Verbre-
chen Reportagereihe. Blutige 
Spuren zur Wahrheit (Wh.)

 2.10 g So gesehen

 0.00 g RTL Nachtjournal
 0.35 g Alltagskämpfer – So tickt 

Deutschland! Dokumenta- 
tionsreihe. Millionenerbe sucht 
Besitzer – Unterwegs mit den 
Erbschaftsdetektiven

 0.10 ¥ õ g Grey’s Anatomy – 
Die jungen Ärzte Auf Teufel 
komm raus (Wh.)

 1.05 ¥ g Seattle Firefighters – 
Die jungen Helden Action- 
Serie. Zu guter Letzt (Wh.)

 1.00 õ g Conan Abenteuerfilm 
(USA/BUL/D/IND 2011) Mit Ja-
son Momoa. Khalar hat die Be-
wohner eines Dorfes niederge-
metzelt. Conan schwört dem 
Mörder seines Vaters Rache.

 0.00 g vox nachrichten
 0.20 g Medical Detectives

23.10 g Meilensteine der Technik 
 0.35 ¥ g heute-journal

22.40 g War Photographer Doku
 0.15 ¥ g Bei Anruf Baby: Famili-

englück durch Adoption?  
Dokumentation

 0.45 g 10vor10
 1.15 ¥ g Caren Miosga Gespräch

23.00 g Vanya – 42. Straße Drama 
(USA 1994) Mit Wallace Shawn 
Regie: Louis Malle

 0.55 g Ich habe eine Verabre-
dung mit einem Baum  
Dokumentation

Eurosport: 

Sport1:

ARDMONTAG

Wie die Stadt ihre Bewohner 

Die neuen Städte brauchen keine Architekten mehr. Gestaltet
und beherrscht werden sie von Algorithmen, die weit

mehr durchsetzen als die Verkehrs- und
Energiewende. Der Mensch wird zum

Gefährder – und geht dagegen
schon länger auf die

Straße

UNTERWIRFT
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Jede Ziffer von eins bis neun wird in jeder Spalte, jeder Zeile und 
in jedem 3x3-Feld genau einmal eingetragen. Das obere Sudoku 
ist von mittlerer Schwierigkeit, das Rätsel darunter etwas leichter.
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sparung und Klimagerechtigkeit, für die
Wegnahme von Parkplätzen und Fahr-
spuren, für Fahrradstraßen und Roller-
schneisen, für den Katechismus der Lüf-
tungsbeschränkungen im perfekt ge-
dämmten Eigenheim, der Navigations-
geräte im Stadt- und Überlandverkehr.
Dem Verbraucher offenbart sich diese
Allmacht einer abstrakten Logik in „Ge-
brauchsanweisungen“, die in Dutzen-
den Sprachen weltweit darüber aufklä-
ren, dass die Maschine besser weiß als
wir, wie wir uns zu fühlen haben, ob und
wann wir die Fenster öffnen oder du-
schen dürfen. Unser Gefühl und Bedürf-
nis ist subjektiv, die Maschine objektiv.

Die Vorzüge des neuen Stadttyps sind
unübersehbar. Smart City bietet perfek-

te Funktionalität, Rationalität und Effi-
zienz. Und sie ist „schlau“ genug, zu un-
terschlagen, was stillschweigend einge-
preist ist: Sie funktioniert nur mit Nut-
zern, die auf dem Boden des Grundge-
setzes der Mechanik stehen: Jede Rei-
bung muss unterbunden werden. Die
Automatik befreit den Menschen vom
Nachdenken, Steuern, Entscheiden.
Doch sie handelt emotionslos, beden-
kenlos, auf rein mathematischer Grund-
lage. Dabei wird der Mensch zum
Hauptgefährder. Im Kosmos der Auto-
matik ist er der Störfaktor der reibungs-
losen Abläufe. Die Funktionsordnung
der Maschinen verlangt Gefolgschaft.
Einordnung und Unterwerfung werden
zur ersten Bürgerpflicht. Wer selbst-
ständig denkt, nörgelt, sich querstellt,
demaskiert sich als Verhinderer, als
Querulant, ja, als Staatsfeind. Nicht
mehr demokratisch-freiheitliche Gesin-
nung, sondern besinnungsloses Funk-
tionieren, schrankenloses Einverständ-
nis mit den Gesetzen der Perfektion
und Effizienz machen den „Wert“ des
Staatsbürgers aus. Das bedeutet umge-
kehrt: Je technikaffiner, apparatehafter
Menschen denken, desto anfälliger für
Autokratismus werden sie. Das Regime
des Genossen Xi basiert auf dieser Lo-
gik. Widersätzliche kommen ins Umer-
ziehungslager, so wie ja auch unpassen-
de Schrauben ausgetauscht oder zu-
rechtgeschliffen werden.

Hat die unsichtbare, „schlaue“, per-
fektionierte Stadt also doch ein Gesicht,
allerdings eines, dass wir nicht wahrha-
ben wollen? Sind die Sensoren, Kame-
ras, Radar- und Gesichtserkennungssys-
teme, die „sehenden“ Elektroautos und
Eisschränke, die Funkmasten und digi-
talen Netze, die Windräder und Panee-
le, die Handys und Laptops nicht tat-
sächlich Elemente eines „Kosmos neuer
Stadtwelten“, den das BBSR zwar noch
beschwichtigend mit Fragezeichen ap-
pliziert, der aber die Stadt des 21. Jahr-
hunderts schon jetzt stärker prägt als
alle herkömmliche Architektur? Noch
ist vom Disziplinierungseffekt, der nur
allein von der bloßen Existenz derarti-
ger Kontrollorgane ausgeht, kaum die
Rede, aber es liegt auf der Hand, dass sie
als integraler Faktor bürokratischen
Handelns schon jetzt unter unverfängli-
chen Begriffen wie Daseinsvorsorge,
Impfpflicht, Krankenakte, Fahrtaug-
lichkeitskontrolle, Klimapolitik, Verfas-
sungsschutz in die Alltagsroutine jedes
Staatsbürgers eingreifen.

Über nichts wird seit Jahren so anhal-
tend gestritten wie über gesellschaftli-

che Widerstandsbewegungen. Gemein-
sam ist allen ein dominanter Wesens-
zug: ihre Irrationalität. Auf Inhalte
scheint es gar nicht anzukommen.
Wichtig ist der Protest. Könnte der un-
geheure Aufschwung extremistischer
Parteien auch mit dem diffusen Unbe-
hagen zusammenhängen, dass jeder
Schritt, jeder Atemzug, jeder Handgriff
des Individuums zunehmend der zwin-
genden Logik der Rationalität und Ef-
fektivierung unterworfen ist, die als
nicht hinterfragbar, nicht aushebelbar,
nicht überschreitbar empfunden wird?
Handelt es sich viel eher um einen Auf-
stand gegen die sich immer enger zu-
schnürenden Netze als gegen eine be-
stimmte, noch so verfehlte oder ver-
nünftige Staatspolitik? Um ein erstes
weltweites Aufbegehren gegen die ano-
nym, lautlos und unsichtbar agierende
Smart City? Der Sturm der Entrüstung
über den neuen „Populismus“ kann
nicht davon ablenken, dass er sich als
völlig wirkungslos erwiesen hat. Die
Proteste, gegen was und unter welchen
Parolen auch immer, haben sich nur ra-
dikalisiert. Der Einfluss der Autokratien
ist gewachsen. Tatsächlich hat die De-
montage des Städtebaus als Menschen-
werk und „Kunst“, seine Reduktion auf
Prinzipien der Funktion und der Kon-
struktion, eine lange Vorgeschichte. Sie
ist nicht erst ein Erbe des 20. Jahrhun-
derts. Ihre Wurzeln liegen in der schon
von Walter Prigge eindrucksvoll heraus-
gearbeiteten „Formlosigkeit“ der funk-
tionellen Moderne, die sich bereits im
19. Jahrhundert ablesen ließ.

Wenn sich Horatio Greenough (1805
bis 1852), Wegbereiter des Funktionalis-
mus in Kunst und Bauwesen, 1843 zu der
Maxime einer „sofortigen und totalen
Verbannung jeglicher Fiktion“ in der
Architektur bekannte, so drückte sich
darin viel mehr aus als das Bekenntnis
zu einer strikten „wissenschaftlichen
Anordnung der Räume und Formen in
Anpassung an die Funktion und den
Ort“, nämlich die Entschlossenheit, die
subjektive Auffassung von Gestaltung
einem objektiven, allgültigen, wissen-
schaftlich basierten Maßstab unterzu-
ordnen, der von der funktionalen Logik
und Zweckbestimmung des Bauwerks
diktiert wird. Es ist die Perspektive, die
Gestaltung entbehrlich macht und am
Ende für hinderlich erklärt. Smart-City-
Konstrukte läuten ein Zeitalter ein, das
sich auf die Entbehrlichkeit des Men-
schen einstellt. An seine Stelle tritt die
stumme, reibungslos-einverständige
Kommunikation der Maschinen.

D a toben die Winde, und es
schwingen die Gemächte.
Griechenland in all seinem ata-

vistischen, wild-antiken Dramentragö-
dienfuror, gespiegelt in der „Ifigenia in
Aulide“ von Nicola Antonio Porpora,
einer 1734 in London uraufgeführten
Opera Seria eines neapolitanischen
Komponisten. Auf die Bühne gebracht
schon mit dieser belebten, bebenden
Ouvertüre im Markgräflichen Opern-
haus zu Bayreuth.

VON MANUEL BRUG

Das ist als schönstes erhaltenes Ba-
rocktheater Unesco-Weltkulturerbe
und – sorgfältig renoviert – eigentlich
Teil eines vorbildlich pädagogisch be-
spielten und animierten Theatermuse-
ums. Das neben einigen Konzerten und
kleineren Aufführungen freilich nur
einmal im Jahr richtig zum Leben er-
wacht, die Stars der barocken Sänger-
zunft beherbergt und zwei szenischen
Opern aus seiner Glanzzeit einen ein-
zigartig authentischen Rahmen berei-
tet. Das geschieht immer für zehn Tage
im September, wenn die Wagnerianer
aus dem anderen, dem noch berühmte-
ren Festspielhaus abgezogen sind, dort
alles für den Winterschlaf bereit ist.

Max Emanuel Cencic, Intendant,
Countertenorstar, Casting-Experte
und Regisseur in einer erstaunlichen
Person, hat nicht nur von Beginn 2020
an ein internationales, treues Publi-
kum aus Barock-Nerds, Counter-Feti-
schisten, Darmsaiten-Genießern, Rari-
tätensammlern und einfach Liebha-
bern guter Oper zusammengebracht,
er begeistert jede Saison aufs Neue mit
seinen Ausgrabungen, mit optisch opu-
lenten Inszenierungen, tollen Musi-
kern und einem passenden Ambiente.
Das schließt nicht nur die Eremitage
der Markgräfin Wilhelmine samt Son-
nentempel und andere Schlösschen
mit ein, sondern auch diverse Kirchen.
Da singen dann Sandrine Piau und Lu-
cile Richardot Kantaten, Bruno de Sá
Counter-Zirkusnummern, Anna Pro-
haska Arien aus der Hamburger Gänse-

marktoper oder die reizende Nuria Rial
mit der vitalen Accademia del Piacere
altspanische Barock-Zarzuelas in der
kerzenbeschienenen Ordenskirche St.
Georgen.

Die Konzerte, vielfach gestreamt vom
Bayerischen Rundfunk oder Arte, gip-
feln dann jeweils in inzwischen zwei
szenischen Opern. Neben selten Ge-
spieltem von Vinci und Händel sowie
Glucks „Orfeo ed Euridice“, war das
nun zum dritten Mal ein Werk von Ni-
colo Porpora, erstmals aber eine reine,
ernste Tragödie nach einem populären
Mythos. Da fehlte es dem Regisseur
Cencic nicht nur musikalisch ein wenig
an der psychologischen Feinzeichnung
vorangegangener Premieren. Die im
windlosen Hafen von Aulis auf ihre Ver-
schiffung nach Troja wartenden Grie-

chen, darunter der Priester Calchas, der
als Sühne für die durch Agamemnon ge-
schossene Hirschkuh der Göttin Diana
die Opferung von dessen Tochter Iphi-
genie anordnet, Iphigenies Mutter Kly-
temnästra, ihr Bräutigam Achill, die
Heerführer Odysseus und Menelaus,
treten handlungsmäßig auf der Stelle.

Weil Porpora, Gesangslehrer der bei
der Aufführung einst beteiligten Kas-
tratenstars Farinelli und Senesino, aus
seiner Pädagogenhaut kreativ nicht he-
rauskam, regiert die Bravourarie. Ein-

sicht und Tiefe muss – neben dem fran-
zösisch abgezirkelten, mehr auf Clarté
denn Temperament bedachten Dirigat
von Christophe Rousset und seinen
erstmals hier spielenden vorzüglichen
Les talens lyriques – die Regie schaf-
fen: etwa mit barbarischer Verkleidung
der Statistenkrieger und „Game of
Thrones“-Fellbrokatfantasie für die
Führer (Ausstattung: Georgina Germa-
nou). Aber was will man machen, wenn
ausgerechnet der Superkämpfer Achil-
les zu Anfang des dritten Aktes eine
reizvoll zart sich dahinspinnende Pas-
toralarie vorträgt? Man lässt ihn ein-
fach singen und gestalten. Was der fa-
mose Sopranist Maayan Licht mit zer-
brechlicher Noblesse und feiner messa
di voce vollführt.

Weniger gut war allerdings die Idee,
Iphigenie als hübschen Statistinnen-
spielball vor den die Bühne gliedernden
Tetraedern aus Marmor- Spiegel- und
Gemäldeflächen passiv stumm agieren
zu lassen, während die ebenfalls nur po-
sierende Jasmin Delfs mit edlem Vokal-
leuchten und Hirschgeweihmaske ne-
ben ihre Diana-ex-Machina auch noch
die Agamemnon-Tochter singt. Cliten-
nestra hat einige wirkungsvolle Arien-
momente, die Mary-Ellen Nessi mit rei-
fer Stimme auskostet, eine Duettausei-
nandersetzung mit Agamemnon hat
Porpora für sie leider nicht vorgesehen.
Dafür hat er dem ebenfalls reifen Cen-
cic für seine dunklere Stimme passende
Soli des zerfurchten Vaterleidens und
der kalten Verzweiflung bereitgehalten. 

Auch bei Vivaldis „Orlando Furioso“
– inszeniert von Marco Belussi und im
Graben vom Cembalist und Dirigent
Francesco Corti zupackend mit dem
saftigen italienischen Edelensemble Il
Pomo d’Oro musiziert – zeigte sich: Bei
Bayreuth Baroque regiert affektreich
die Musik, aber die Regie macht sich bei
diesen animierenden Ausgrabungen
nicht klein. So hat man in nur fünf
Spielzeiten eine Marke kreiert. An der
nun zu feilen und zu polieren ist. Im
kommenden Jahr zum Beispiel mit ei-
ner lange nicht gespielten Oper von
Francesco Cavalli.

Barbaren in Bayreuth
Wenn die Wagnerianer weg sind, verwandelt sich die Festspielstadt
am Grünen Hügel in ein Mekka der Barock-Aficionados
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Szene aus Nicola Porporas Oper
„Ifigenia in Aulide“ in Bayreuth
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B la, bla, bla“, sagt Mark
Bradford, rollt mit den Au-
gen und rudert vor dem in
den Rieckhallen des Ham-
burger Bahnhofs in Berlin

aufgebauten Mikrofonständer mit den
Armen. Gleich wollen Till Fellrath und
Sam Bardaouil, die Co-Direktoren der
Nationalgalerie für Gegenwart, wie sich
das Museum seit knapp zwei Jahren
nennt, einige Worte an die Journalisten
richten, die artig zur Pressekonferenz
erschienen sind.

VON MARCUS WOELLER

Doch Bradford rüttelt ein wenig am
Protokoll. Die Führung durch die Aus-
stellung übernimmt er lieber selbst.
Kurz zuvor war der Künstler durch die
Reihen des Publikums gegangen und
hatte Hände geschüttelt. Eine perfor-
mative, aber auch sympathisch lässige
Geste – selten werden zeitgenössische
Künstler auf offiziellen Terminen so zu-
traulich. 

Mark Bradford, ein jungenhafter
Schlaks von Mann, der die meisten An-
wesenden einen Kopf überragt und dem
man seine 62 Jahre überhaupt nicht an-
sieht, ist aus Kalifornien nach Berlin ge-
kommen, um seine Ausstellung „Keep
Walking“ zu eröffnen. Dass das eine
durchaus doppeldeutige Redewendung
sei, darf die Museumsleitung dann doch
erklären. Einerseits bedeute es die
Selbstvergewisserung in Bewegung zu
bleiben, andererseits sei es die Auffor-
derung, nicht den Verkehr aufzuhalten. 

Das heutige Museumsgebäude war im
Jahr 1848 als Bahnhof eröffnet, aber
bald, als zu klein, wieder geschlossen
worden. Es fungierte dann als Verkehrs-
und Baumuseum, wurde aber gegen En-
de des Zweiten Weltkriegs nahezu kom-
plett zerstört. Einige der Gleise in der
Umgebung wurden für Deportationen
genutzt, Fragmente davon erinnern
heute an den Naziterror. 

Eisenbahnverkehr unter Zwang, das
sei auch der Aufhänger für Fellrath und
Bardaouil gewesen, Mark Bradford zu
einer Ausstellung einzuladen. Zwei mo-
numentale Gemälde hängen im ersten
Saal der an das Museum angrenzenden
Rieckhallen. Sie sind von amerikani-
schen Zugfahrplänen der 1920er-Jahre
inspiriert. 

Bei genauerem Hinschauen scheinen
unter der abblätternden Oberfläche der
Farbe erhabene Zahlenkolonnen auf
und kaum lesbare Wörter wie „Railro-
ad“. Vor hundert Jahren war die Abfahrt
der Züge von den Südstaaten in die
nördlich und westlich gelegenen Indus-
trieregionen dicht getaktet. 

Das war auch der Tatsache geschul-
det, dass Hunderttausende von Afro-
amerikanern, sich auf den Weg mach-
ten, dort Arbeit zu finden und vor dem
Rassismus zu flüchten: Die „Great Mi-
gration“ war eine der größten Wande-
rungsbewegungen in der Geschichte der
USA. Bradford erinnert mit seinen Bil-
dern an die Ambivalenzen von indus-
triellem Fortschritt und Massenmobili-
sierung. 

Formal stehen Bradfords Gemälde in
der Tradition der Moderne, des abstrak-
ten Expressionismus und des konzeptu-
ellen Minimalismus, aber auch der pla-
kativen Pop-Art. Bekanntgeworden ist
er mit großen Papierarbeiten, die an die
Schichtung abgerissener Reklametafeln
erinnern. 

Er hat mit Landkarten gearbeitet,
Filmplakate und Comics verwendet. In
der Ausstellung sieht man auch „Mer-
chant Posters“, die sich auf die Wer-
bung illegaler Dienstleistungen bezie-
hen, welche er aus wirtschaftlich be-
nachteiligten Stadtvierteln kennt – die
elf ersten Jahre seines Lebens verbrach-
te er in South Central Los Angeles 

Die Seidenendpapiere, die seine Mut-
ter in ihrem Friseursalon um die Haar-
spitzen ihrer Kunden wickelte, um sie
zu schützen, inspirierten Bradford zu
ersten Werken. Am renommierten Cal-
Art-Institut studierte er Kunst. Er ar-
beitete vorher aber selbst als Friseur –
womit er auch erklärt, warum er keine
Nähe zu Menschen scheut und die Be-
sucher seiner Ausstellung mit Hand-
schlag begrüßt hat. 

Auf andere Weise nahbar ist auch das
gigantische Bild „Float“, eine ein-
drucksvolle Stolperfalle: Es liegt auf
dem Boden, besteht aus bemalten Lein-
wandstreifen und bunten Seilen. Male-

rei ist bei Bradford immer „a matter of
space“. Und das schiere Raumangebot
in den Rieckhallen hat den Künstler
überzeugt. Er profitiert damit auch vom
Abgang der Sammlung Friedrich Chris-
tian Flick, die erst zur Vereinnahmung
des 300 Meter langen Gebäuderiegels
durch den Hamburger Bahnhof geführt
hatte. 

Als vor einigen Jahren, auch durch ei-
ne Recherche dieser Zeitung, bekannt
wurde, dass sie gar nicht dem Museum
gehörten und vom Eigentümer abgeris-
sen werden sollten, um auf dem Filet-
grundstück neu zu bauen, stand es
schlecht um den Hamburger Bahnhof.
Flick zog seine Leihgabe ab. Mittlerwei-
le konnten dank finanzieller Unterstüt-
zung des Bundes das Haus und die
Rieckhallen gesichert werden. Bradford,
der von der Galerie Hauser & Wirth in-
ternational vertreten wird, ist nun der
erste Künstler, der sie wieder mit einer
Ausstellung füllt. 

Beim Gehen über die bunten Falten
soll sich ein Gefühl der Unsicherheit
einstellen. Ein Unbehagen, da man im
Museum üblicherweise angehalten ist,
nicht auf der Kunst herumzutrampeln.
Über den Flickenteppich fällt der Blick
auf eine Videoprojektion im nächsten
Raum. Wir sehen einen Mann, der mit
federndem Gang in klobigen Schuhen,

mit schwingender Hüfte in einer engen
gelben Hose eine Straße entlangläuft. 

„Melvin“, erzählt Mark Bradford, „ist
jahrelang an meinem Atelier vorbeige-
laufen, da habe ich ihn irgendwann ge-
fragt, ob ich ihn filmen dürfe“. Sein Vi-
deo hat er „Niagara“ genannt, wie den
Spielfilm von 1953, in dem Marilyn Mon-
roes darstellerische Leistung von der
zeitgenössischen Kritik weitaus weni-
ger gewürdigt wurde als ihr erotischer
Hüftschwung. Melvins Gang dagegen,
so Bradford, habe nicht jedem im Vier-
tel gefallen, manche Leute sogar zu Ag-
gressionen provoziert.

Sein eigenes Leben, sagt Bradford, sei
„tough“ gewesen. Sich als schwarzer,
homosexueller Mann außerhalb der
Nightclubs auszuleben, hat er erst ler-
nen müssen. Dass er als Angehöriger ei-
ner Generation, die zur ersten gehörte,
die aufs College gehen konnten, nicht
Anwalt oder Arzt wurde, sondern
Künstler, war erklärungsbedürftig. 

Aber über Zuschreibungen von ande-
ren habe er nicht lange nachgedacht.
Dass seine Arbeit, die man durchaus
auch als soziale Arbeit empfinden kann,
nicht verstanden werden könne, miss-
achte die Menschen. Er gehe „gern an
Orte, wo die Community wenig über
Kunst oder über die schwule Szene oder
was auch immer weiß“. 

Im Gespräch macht er aber deutlich:
„Ich bin ein Künstler, kein Aktivist!“
Seine Werke sind tatsächlich nicht vor-
dergründig, nicht anklagend. Sie er-
muntern zum Nachdenken, fordern das
aber nicht ein, wie manche Gegenwarts-
künstler, die ihre Arbeit wie eine Rekla-
me vor den Karren einer Haltung span-
nen. Bradford hat es augenscheinlich
nicht nötig, zu moralisieren. Er vertraut
der ästhetischen Kraft der Kunst. 

Im Panorama-Video „Deimos“ etwa
springen gelbe und orangefarbene
Gummirollen kreuz und quer durchs
Bild, dazu läuft, leicht verlangsamt, der
Discohit „Grateful“. Der Hintergrund:
2007 musste die New Yorker Rollschuh-
Disco Roxy schließen, und damit ein
Ort mehr, der für die Schwulenbewe-
gung wichtig gewesen ist. Der Sänger
des Songs, Sylvester, der wie Bradford
in Los Angeles lebte, ist ein frühes Aids-
Opfer der 1980er-Jahre. Die wilde Fahrt
der von ihren Schuhen gelösten Rollen
kann man so mit einem bitteren Unter-
ton sehen, das Video aber auch als da-
daistisch-nostalgischen Tanz der Dinge
erleben. 

„Die Vorstellung davon, was im 21.
Jahrhundert ein Künstler macht, muss
sich erweitern“, erklärt Bradford seine
Sichtweise auf Diskriminierung und
Identität. „Ich entscheide, wofür ich
mich interessiere und wofür ich dann
auch verantwortlich bin.“ Dass das
Künstlerdasein heute allumfassend sein
könne, wolle er vor allem Kindern und
Jugendlichen erklären. Aktivismus sehe
er nicht als seine Aufgabe – die Betrach-
ter seiner Kunst zu bilden, aber schon. 

T „Mark Bradford. Keep Walking“, bis
18. Mai 2025, Hamburger Bahnhof –
Nationalgalerie der Gegenwart, Berlin

Mark Bradfords „Float“ von 2019 und „Niagara“ von 2005 im Hamburger Bahnhof in Berlin
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Ästhetik statt Agitation
Mit abstrakten

Gemälden,
Papierarbeiten und

schwungvollen Videos
ist Mark Bradford

einer der viel
beachteten

zeitgenössischen
Künstler geworden.

Dabei will der
Kalifornier nicht

einmal Aktivist sein –
obwohl es seine

Themen in sich haben
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I st das Kunst oder kann das
weg? Die Redewendung
suggeriert, dass Kunst einen

Anspruch auf Ewigkeit hätte.
Alles andere kann abgeräumt
werden, aber die Kunst muss
bleiben. In der Realität ist
Kunst freilich gefährdet, weil
sie nicht immer als solche
erkannt wird. Mit Joseph Beu-
ys hatte es angefangen, als
dessen – vor allem durch die-
sen Vorfall berühmt gewordene
– „Fettecke“ in der Düssel-
dorfer Kunstakademie im Jahr
1986 nicht als zeitgenössische
Kunst erkannt, sondern als
ranziger Butterschmier an
einer Zimmerdecke identifi-
ziert und fachgerecht entfernt
wurde. Jetzt hat es eine Zeich-
nung von Harald Naegeli ge-
troffen, die von einer Kirchen-
mauer in Köln gewischt wor-
den ist.

Naegeli war Ende der 1970er-
Jahre als „Sprayer von Zürich“
bekannt geworden. Seine
Strichfiguren mit Totenköpfen
tauchten überall in der Stadt
auf. Auch das im Vergleich zu
Zürich nicht ganz so saubere
Köln hatte wohl seinen „Toten-
tanz“ verdient. Auf eine Wand
von St. Cäcilien sprühte Nae-
geli 1980 ein zappelndes Ske-
lett. Das in der romanischen
Kircher beherbergte Schnüt-
gen-Museum für mittelalterli-
che Kunst erwies glücklicher-
weise Sachverstand und beließ
das Graffiti dort. 1989 wurde es
sogar restauriert. Naegeli kann
seine jetzt partiell getilgte
Zeichnung – nur Kopf und
Hände des Skeletts haben
überlebt – nun wohl aber nicht
selbst erneuern. Der 84-Jäh-
rige, der wieder in der Schweiz
lebt, fühle sich altersbedingt
dazu nicht in der Lage.

Den Schaden haben aber
nicht nur der Künstler, die
eines von Denkmalamt und
Museum beglaubigten Kunst-
werks beraubte Öffentlichkeit,
sondern auch die vermeintli-
chen Kunstbanausen der Kölner
Abfallwirtschaftsbetriebe, die
einfach ihren Auftrag ausführ-
ten, ein Graffiti zu entfernen.
Bloß das falsche. Bei Street-Art
wird die Frage „Ist das Kunst
oder kann das weg?“ eben be-
sonders schnell und zumeist
ohne kunstfachliche Expertise
beantwortet. MARCUS WOELLER

ZU GUTER LETZT
Das falsche
Graffiti
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